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Das Bundesministerium für soziale Verwaltung beehrt sich, in 

der Anlage 25 Exemplare des Entwurfes eines Bundesgesetzes, 

mit dem das Arbeitsverfassungsgesetz, das Mutterschutzgesetz 

1979, das Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz, das Heimarbeitsgesetz 

1960 und das Hausgehilfen- und Hausangestelltengese'cz geäüderl@ ••• 

werden (Arbeits- und Sozialgerichts-Anpassungsgesetz - ASGAnpG), 

zur gefälligen Kenntnisnahme zu übermitteln. Als Frist für die 

Abgabe der Stellungnahme wurde der 27. Juni 1986 .... 
Anlagen 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

1~~ 

Für den Bundesminister: 

M art i n e k 

gesetzt . 

OYR: 0017001 u. 0017019, lAÄ 0017035 bl. 0011116, AÄ 0015008 bl. 0015954, llA 0011124 bIs 0011183 
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E n t w u r f 

Bundesgesetz vom ...................... I mit dem das Arbei ts-

verfassungsgesetz, das Mutterschutzgesetz 1979, das Arbeits­

platz-Sicherungsgesetz, das Heimarbeitsgesetz 1960 und das 

Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz geändert werden 

(Arbeits- und Sozialgerichts-Anpassungsgesetz - ASGAnpG) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Art i k e 1 I 

Das Bundesgesetz betreffend die Arbeitsverfassung (Arbeitsver­

fassungsgesetz - ArbVG), BGB1. Nr. 22/1974, zuletzt geändert 

durch das Bundesgesetz BGB1. Nr. 204/1986, wird wie folgt ge­

ändert: 

1. § 5 lautet: 

"§ 5. (1) Die Kollektivvertragsfähigkeit im Sinne des § 4 

Abs. 2 und 3 ist auf Antrag nach Anhörung der zuständigen 

gesetzlichen Interessenvertretungen durch das Bundeseinigungs­

amt zuzuerkennen. 

(2) Die Entscheidung über die Zuerkennung der Kollektivver­

tragsfähigkeit ist im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzu­

machen und dem Bundesministerium für soziale Verwaltung so­

wie allen für Arbeits- und Sozialrechtssachen zuständigen 

Gerichtshöfen zur Kenntnis zu bringen. Die Kosten der Kund­

machung hat die freiwillige Berufsvereinigung (der Verein), 

der (dem) die Kollektivvertragsfähigkeit zuerkannt wurde, zu 

tragen. 
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(3) Die Kollektivvertragsfähigkeit ist durch das Bundeseinigungs­
amt von Amts' wegen oder auf Antrag einer kollekti yvertragsfähigen 

Berufsvereinigung oder einer gesetzlichen Interessenvertretung 

abzuerkennen, wenn die Voraussetzungen des § 4 Abs. 2 oder 3 

nicht mehr gegeben sind; die Bestimmungen des Abs. 2 sind sinn­

gemäß anzuwenden." 

2. § 14 lautet samt Uberschrift: 

"Hinterlegung und Kundmachung des Kollektivvertrages 

§ 14. (1) Jeder Kollektivvertrag ist nach seinem Abschluß 

unverzüglich von den daran beteiligten kollektivvertrags­

fähigen Körperschaften der Arbeitnehmer in drei, bei Kol­

lektivverträgen für Arbeitnehmer in der Land- und Forst­

wirtschaft, soweit auf sie dieses Bundesgesetz Anwendung 

findet, in vier gleichlautenden Ausfertigungen, die von 

den vertragschließenden Parteien ordnungsgemäß gezeichnet 

sein müssen, beim Bundesministerium für soziale Verwaltung 

mit gleichzeitiger Angabe der Anschriften der vertragschlie­

ßenden Parteien zu hinterlegen. 

(2) Auch die im § 4 bezeichneten kollektivvertragsfähigen 

Körperschaften der Arbeitgeber sowie die juristischen Per­

sonen öffentlichen Rechts (§ 7) sind berechtigt, die von 

ihnen abgeschlossenen Kollektivverträge beim Bundesministerium 

für soziale Verwaltung zu hinterlegen. 

(3) Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat innerhalb 

einer Woche nach der Hinterlegung die Kundmachung des Abschlus­

ses des Kollektivvertrages durch Einschaltung im "Amtsblatt 

zur Wiener Zeitung" zu veranlassen. Die Kosten der Kundmachung 

sind von den vertragschließenden Parteien zu gleichen Teilen 

zu tragen. 

(4) Nach erfolgter Kundmachung im "Amtsblatt zur Wiener Zei­

tung" (Abs. 3) hat das Bundesministerium für soziale Verwal­

tung dem Hinterleger eine Ausfertigung des Kollektivvertrages 
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mit der Bestätigung der durchgeführten Hinterlegung und Be­

kanntgabe der Zahl, unter der der Kollektivvertrag im Regi-

ster für Kollektivverträge eingetragen wurde (Registerzahl) 

sowie des Tages der Kundmachung im "Amtsblatt zur Wiener 

Zeitung" zurückzustellen. Bei Kollektivverträgen für Ar­

beitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft, auf die dieses 

Bundesgesetz Anwendung findet, ist eine Ausfertigung mit Be­

kanntgabe des Datums der Kundmachung im "Amtsblatt zur Wiener 

Zeitung" dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

vorzulegen. Eine Ausfertigung ist dem Kataster der Kollektiv­

verträge einzuverleiben. Das Bundesministerium für soziale 

Verwaltung hat jedem für Arbeits- und Sozialrechtssachen 

zuständigen Gerichtshof eine Ausfertigung des Kollektivvertrages, 

mit Angabe des Datums seiner Kundmachung im "Amtsblatt zur 

Wiener Zeitung" und der Katasterzahl, unter der der Kollek­

tivvertrag im Kataster des Bundesministeriums für soziale 

Verwaltung eingereiht wurde, zu übermitteln. 

(5) Der Hinterleger eines Kollektivvertrages hat innerhalb 

von zwei Wochen nach Einlangen der Bestätigung des Bundes­

ministeriums für soziale Verwaltung über die Hinterlegung 

des Kollektivvertrages je eine Ausfertigung desselben dem 

Österreichischen statistischen Zentralamt in Wien, den 

nach dem Geltungsbereich des Kollektivvertrages in Betracht 

kommenden gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeit­

geber und der Arbeitnehmer, sofern diese niaht selbst ver­

tragschließende Parteien sind, zu übermitteln. Diese Aus­

fertigungen sind mit der Zahl, unter der der Kollektivver­

trag -vom Bundesministerium für soziale Verwaltung im Re­

gister für Kollektivverträge eingetragen wurde und mit dem 

Datum der Kundmachung im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu 

versehen. Auf diesen Exemplaren kann die Zeichnung der ver­

tragschließenden Parteien auf mechanischem Wege wiederge­

geben werden." 

3. Im § 15 lautet die Zitierung im Klammerausdruck ,,(§ 14 Abs.3)". 
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4. § 17 lautet samt Überschrift: 

"Geltungsdauer des Kollektivvertrages 

§ 17. (1) Enthält der Kollektivvertrag keine Vorschrift über 

seine Geltungsdauer, so kann er nach Ablauf eines Jahres von 

jeder vertragschließenden Partei unter Einhaltung einer Frist 

von mindestens drei Monaten zum Letzten eines Kalendermonats 

gekündigt werden. Die Kündigung bedarf zu ihrer Rechtswirksam­

keit der schriftlichen Form und hat durch eingeschriebenen 

Brief zu erfolgen. 

(2) Eine Kün~igung gemäß Abs. 1 ist von der Partei, die die 

Kündigung vorgenommen hat, dem Bundesministerium für soziale 

Verwaltung innerhalb von drei Tagen nach Ablauf der Kündigungs­

frist anzuzeigen. Auch die andere Kollektivvertragspartei ist 

berechtigt, diese Anzeige zu erstatten. Führen andere nicht 

aus dem Text des Kollektivvertrages ersichtliche Gründe zu sei­

nem Erlöschen, so ist dies von den Kollektivvertragsparteien ge -

meinsam dem Bundesministerium für soziale Verwaltung anzuzeigen. 

(3) Wird einer freiwilligen Berufsvereinigung gemäß § 5 

Abs. 3 die Kollektivvertragsfähigkeit aberkannt, so erlöschen 

die von dieser Berufsvereinigung abgeschlossenen Kollektivver­

träge mit dem Tage, an dem die gemäß § 5 Abs. 3 ergangene Ent­

scheidung des Bundeseinigungsamtes im "Amtsblatt zur Wiener 

Zeitung" kundgemacht wird. Im Falle des § 6 erlischt ein von 

der gesetzlichen Interessenvertretung abgeschlossener Kollek­

tivvertrag für die Mitglieder der freiwilligen Berufsvereini­

gung mit dem Tage, an dem ein von dieser Berufsvereinigung 

abgeschlossener Kollektivvertrag in Wirksamkeit tritt. Die­
ser Umstand ist von der freiwilligen Berufsvereinigung dem 

Bundesministerium für soziale Verwaltung unverzüglich anzu­

zeigen. 

(4) Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat innerhalb 

einer Woche nach dem Einlangen der Anzeige nach Abs. 2 eine 

Kundmachung darüber im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu ver­

anlassen. Die Kosten der Kundmachung sind von den Kollektivver-
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tragsparteien zu gleichen Teilen zu tragen. Im Falle des Abs. 3 

erster Satz ist diese Kundmachung innerhalb einer Woche nach 

dem Er15schen des Kollektivvertrages. im Falle des Abs. 3 zwei­

ter Satz innerhalb einer Woche nach der Anzeige, vom Bundes­

ministerium für soziale Verwaltung zu veranlassen. 

(5) Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat auf der 

im Kataster hinterlegten Ausfertigung des Kollektivvertrages 

den Inhalt der Kundmachung nach Abs. 4 zu vermerken. Wurde dem 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft gemäß § 14 Abs.4 

eine Ausfertigung des Kollektivvertrages übermittelt, so ist 

diesem der Inhalt der Kundmachung nach Abs. 4 mit Angabe des 

Datums der Kundmachung im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" mit­

zuteilen. Die gleiche Mitteilung ist an die für Arbeits- und 

Sozialrechtssachen zuständigen Gerichtsh5fe zu richten, denen 

gemäß § 14 Abs. 4 eine Ausfertigung des Kollektivvertrages über­

rnittelt:wurde. Auf dieser Ausfertigung ist der Inhalt und das 

Datum der Kundmachung zu vermerken. 

(6) In den in Abs. 2 angeführten Fällen hat der Hinterleger 

den Inhalt und das Datum der Kundmachung im "Amtsblatt zur 

Wiener Zeitung" den in § 14 Abs. 5 bezeichneten Stellen inner­

halb von zwei Wochen nach der Kundmachung mitzuteilen; in den 

in Abs. 3 angeführten Fällen obliegt diese Verpflichtung dem 

Bundesministerium für soziale Verwql.ltung." 

5. § 18 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Das Bundeseinigungsamt hat auf Antrag einer kollektivvertrags­

fähigen K5rperschaft, die Partei eines Kollektivvertrages ist, 

bei Vorliegen der in Abs. 3 angeführten Voraussetzungen die­

sem Kollektivvertrag durch Erklärung zur Satzung auch außer­

halb seines räumlichen, fachlichen und pers5nlichen Geltungs­

bereiches rechtsverbindliche Wirkung zuzuerkennen." 

6. § 20 Abs. 5 entfällt. 

.. ' ...... . ....... , .. ; .......... ' ................ '" 

'p .. : . ~ 
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7. Der bisherige Wortlaut des § 21 erhält die Bezeichnung "(I)". 

Als neuer Abs. 2 wird angefügt: 

11 (2) Das Bundeseinigungsamt hat dem Bundesministerium 

für soziale Verwaltung und jedem für Arbeits- und Sozial­

rechtssachen zuständigen Gerichtshof eine Ausfertigung 

der Satzung (Satzungserklärung und Wortlaut der Satzung) 

mit Angabe des Datums der Kundmachung im "Amtsblatt zur 

Wiener Zeitung" und der Katasterzahl zu übermitteln sowie 

das Erlöschen einer Satzung bekanntzugeben." 

8. § 22 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Das Bundeseinigungsamt hat auf Antrag einer kollektivvertrags­

fähigen Körperschaft der Arbeitnehmer bei Vorliegen der im 

Abs. 3 angeführten Voraussetzungen Mindestentgelte und Min­

destbeträge für den Ersatz von Auslagen festzusetzen." 

9. a) In der Überschrift zu § 25 entfallen die Worte "Zuständig­

keit und". 

b) § 25 Abs. 1 lautet: 

"(I) Das Bundeseinigungsamt darf einen Mindestlohntarif 

nur für den Bereich eines oder mehrerer Bundesländer oder 

für das gesamte Bundesgebiet festsetzen." 

c) § 25 Abs. 3 lautet: 

"(3) Das Bundeseinigungsamt hat vor der Festsetzung die 

nach dem räumlichen Geltungsbereich des beantragten Min­

destlohntarifes örtlich zuständigen Landeshauptmänner zu 

hören." 

d) § 25 Abs. 4 zweiter Satz entfällt. 

10. In § 26 Abs. 1 wird das Wort "Obereinigungsamt" durch das 

Wort "Bundeseinigungsamt" ersetzt. 
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11. § 27 Abs. 4 lautet: 

"(4) § 21 Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden." 

12. a) § 34 Abs. 2 lautet: 

"(2) Das Gericht hat auf Grund einer Klage festzustellen, 

ob ein Betrieb im Sinne des Abs. 1 vorliegt. Das Urteil 

des Gerichtes hat so lange bindende Wirkung, als sich nicht 

die Voraussetzungen, die für das Urteil maßgebend waren, 

wesentlich geändert haben und dies in einem neuerlichen 

Verfahren festgestellt wird." 

b) In § 34 Abs. 3 wird das Wort "AntragsteIlung" durch das 

Wort "Klage" ersetzt. 

13. § 35 lautet samt Überschrift: 

"Gleichstellung 

§ 35. (1) Das Gericht hat auf Grund einer Klage eine Ar­

beitsstätte, in der dauernd mehr als 50 Arbeitnehmer be­

schäftigt sind und die nicht alle Merkmale eines Betriebes 

gemäß § 34 Abs. 1 aufweist, einem selbständigen Betrieb 

gleichzustellen, wenn sie räumlich vom Hauptbetrieb weit 

entfernt ist und hinsichtlich Aufgabenbereich und Organi­

sation eine Eigenständigkeit besitzt, die der eines Betrie­

bes nahekommt. 

(2) Das Gericht hat die Gleichstellung auf Grund einer Klage 

für beendet zu erklären, wenn die Voraussetzungen des Abs.l 

nicht mehr gegeben sind. 

(3) Zur Klage gemäß Abs. 1 und 2 sind der Betriebsrat, min­

destens soviele Arbeitnehmer, als Betriebsratsmitglieder zu 

wählen wären, die zuständige freiwillige Berufsvereinigung 

und die gesetzliche Interessenvertretung der Arbeitnehmer 

berechtigt; zur Klage gemäß Abs. 2 ist auch der Betriebsin­

haber berechtigt." 
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14. Im § 57 werden die Worte "nach dem Standort des Betriebes zu­

ständigen Einigungsamt" durch das Wort "Bundeseinigungsamt" 

ersetzt. 

15. In § 59 Abs. 1 und 2 wird jeweils das Wort "Einigungsamt" 

durch das Wort "Geri_cht" ersetzt. 

16. § 60 lautet samt Überschrift: 

"Nichtigkeit 

§ 60. Die Nichtigkeit der Wahl kann bei Vorliegen eines 

rechtlichen Interesses jederzeit auch durch Klage auf Fest­

stellung beim Gericht geltend gemacht werden. Das Urteil 

des Gerichtes über die Nichtigkeit der Wahl hat bindende 

Wirkung." 

17. In § 61 Abs. 2 wird das Hort "Einigungsamt" durch das ~vort 

"Gericht" ersetzt. 

18. In § 62 Z 5 und 6 wird jeweils das Wort "Einigungsamt" 

durch das Wort "Gericht" ersetzt. 

-------------

19. § 64 Abs. 4 lautet: 

"(4) Die Mitgliedschaft zum Betriebsrat ist vom Gericht auf 

Grund einer Klage abzuerkennen, wenn das Mitglied die Wähl­

barkeit nicht oder nicht mehr besitzt. Zur Klage sind der 

Betriebsrat, jedes Betriebsratsmitglied und der Betriebs­

inhaber berechtigt." 

20. In § 66 Abs. 8 werden die Worte "zuständigen Einigungsamt" 

durch das Wort "Bundeseinigungsamt" ersetzt. 

21. § 67 Abs. 3 lautet: 

"(3) Kommt der Obmann seinen Verpflichtungen gemäß Abs. 1 

oder 2 nicht nach, so hat das Gericht auf Antrag der gemäß 

Abs. 2 Berechtigten die Sitzung anzuordnen. Hiefür gelten . 

die allgemeinen Bestimmungen über das Verfahren außer Streit­

sachen." 
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22. In § 82 Abs. 2 Z 6 wird das Wort "Einigungsamt" durch das 

Wort "Gericht" ersetzt. 

23. In § 94 Abs. 8 wird das Wort "Einigungsamt" durch das Wort 

"Gericht" ersetzt. 

24. In § 95 Abs. 3 wird das Wort "Einigungsamt" durch das Wort 

"Gericht" ersetzt. 

25. In § 101 wird der zweite Satz durch folgende Sätze ersetzt: 

"Erteilt der Betriebsrat die zustimmung nicht, so kann sie 

durch Urteil des Gerichts ersetzt werden. Das Gericht hat 

die Zustinunung zu erteilen, wenn die Versetzung sacillTch­

gerechtfertigt ist." 

26. a) In § 105 Abs. 3 erster Halbsatz wird das Wort "Einigungs­

amt" durch das Wort "Gericht" ersetzt. 

b) § 105 Abs. 4 bis 6 laut~t: 

"(4) Der Betriebsinhaber hat den Betriebsrat vom Ausspruch 

der Kündigung zu verständigen. Der Betriebsrat kann auf Ver­

langen des gekündigten Arbeitnehmers binnen einer Woche nach 

Verständigung vom Ausspruch der Kündigung diese beim Gericht 

anfechten, wenn er der Kündigungsabsicht ausdrücklich wider­

sprochen hat. Kommt der Betriebsrat dem Verlangen des Arbeit­

nehmers nicht nach, so kann dieser innerhalb einer Woche nach 

Ablauf der für den Betriebsrat geltenden Frist die Kündigung 

selbst beim Gericht anfechten. Hat der Betriebsrat innerhalb 

der Frist des Abs. 1 keine Stellungnahme abgegeben, so kann 

der Arbeitnehmer innerhalb einer Woche nach Zugang der Kün­

digung diese beim Gericht selbst anfechten; in diesem Fall 

ist ein Vergleich sozialer Gesichtspunkte im Sinne des Abs. 3 

nicht vorzunehmen. Nimmt der Betriebsrat die Anfechtungsklage 

ohne Zustimmung des gekündigten Arbeitnehmers zurück, so tritt 

die Wirkung der Klagsrücknahme erst ein, wenn der vom Gericht 

hievon verständigte Arbeitnehmer nicht innerhalb von 14 Ta­

gen ab Verständigunq in den Rechtsstreit eintritt. 
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(5) Insoweit sich der Kläger im Zuge des Verfahrens auf 

einen Anfechtungsgrund im Sinne des Abs. 3 Z 1 beruft, hat 

er diesen glaubhaft zu machen. Die Anfechtungsklage ist ab­

zuweisen, wenn bei Abwägung aller Umstände eine höhere Wahr­

scheinlichkeit dafür spricht, daß ein anderes vom Arbeitgeber 

glaubhaft gemachtes Motiv für die Kündigung ausschlaggebend 

war. 

(6) Gibt das Gericht der Anfechtungsklage statt, so ist die 

Kündigung rechtsunwirksam." 

27. In § 106 Abs. 2 wird das Wort "Einigungsamt" durch das Wort 

"Gericht" ersetzt. 

28. In § 107 wird das Wort "Einigungsamt" durch das Wort "Gericht" 

ersetzt. 

29. In § 118 Abs. 4 letzter Satz wird das Wort "Einigungsamt" 

durch das Wort "Gericht" ersetzt. 

30. § 120 Abs. 1 und 2 lautet: 

,,§ 120. (1) Ein Mitglied des Betriebsrates darf bei sonstiger 

Rechtsunwirksamkeit nur nach vorheriger Zustimmung des Ge­

richts gekündigt oder entlassen werden. Das Gericht hat bei 

seiner Entscheidung den sich aus § 115 Abs. 3 ergebenden Schutz 

der Betriebsratsmitglieder wahrzunehmen. In den Fällen der 

§§ 121 Z 3 und 122 Abs. 1 Z 3 erster Satzteil, Z 4 erster 

Satzteil und Z 5 hat das Gericht die Klage auf Zustimmung 

zur Kündigung oder Entlassung eines Betriebsratsmitgliedes 

abzuweisen, wenn sie sich auf ein Verhalten des Betriebs­

ratsmitgliedes stützt, das von diesem in Ausübung des Man­

dates gesetzt wurde und unter Abwägung aller Umstände ent­

schuldbar war. 

(2) Im Verfahren nach Abs. 1 ist das Betriebsratsmitglied 

Partei." 
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31. In § 121 erster satzteil wird das wort "Einigungsamt" durch 

das Wort "Gericht" ersetzt. 

32. a) In § 122 Abs. 1 erster satzteil wird das Wort "Einigungs­

amt" durch das Wort "Gericht" ersetzt. 

b) In § 122 Abs. 2 wird das Wort "Einigungsamt" durch das 

wort "Gericht" ersetzt. 

c) § 122 Abs. 3 lautet: 

"(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 und 5 kann die Entlas­

sung des Betriebsratsmitgliedes gegen nachträgliche Ein­

holung der Zustimmung des Gerichts ausgesprochen werden. 

Weist das Gericht die Klage auf zustimmung zur Entlassung 

ab, so ist sie rechtsunwirksam." 

33. Im § 127 Abs. 4 wird das wort "Einigungsamt" durch das wort 

"Gericht" und das Wort "Antragstellung" durch das Wort "Klage" 

ersetzt. 

34. a) In § 130 Abs. 1 zweiter Satz wird das Wort "Einigungsamt" 

durch das Wort "Gericht" ersetzt. 

b) In § 130 Abs. 2 letzter Satz werden die Worte "Auf Antrag" 

durch die Worte "Auf Grund einer Klage" ersetzt. 

35. Im 111. Teil, Behörden und Verfahren, werden in der Uber­

schrift zum 1. HauptstUck die Worte "Einigungsämter, Ober­

einigungsamt und Schlichtungsstellen" durch die Worte "Bun­

deseinigungsamt und Schlichtungsstellen" ersetzt. 

36. Der Abschnitt 1 des 1. HauptstUckes des 111. Teiles mit der 

Uberschrift "Einigungsämter" und den §§ 135 bis 140 entfällt. 

37. Der Abschnitt 2 des 1. HauptstUckes des 111. Teiles mit der 

Überschrift "Obereinigungsamt" erhält die Bezeichnung "Ab­

schnitt 1" mit der Überschrift "Bundeseinigungsamt". 
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38. § 141 lautet samt Überschrift: 

"Errichtung und Zusammensetzung 

§ 141. (1) Beim Bundesministerium für soziale Verwaltung 

is.t ein Bundeseinigungsamt zu errichten. Sein Wirkungsbe­

reich erstreckt sich auf das ganze Bundesgebiet. Das Bundes­

einigungsamt besteht aus einem Vorsitzenden und nach Bedarf 

aus einem oder mehreren Stellvertretern sowie aus der erfor­

derlichen Zahl von Mitgliedern, die aus den Gruppen der Ar­

beitgeber und der Arbeitnehmer bestellt werden. 

(2) Der Vorsitzende und seine Stell vertreter ~e-rden vom 

Bundesminister für soziale Verwaltung nach Anhörung der 

Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft und des Österrei­

chischen Arbeiterkammertages für unbestimmte Zeit und auf 

Widerruf ernannt. Sie haben, wenn sie nicht schon als öffent­

lich Bedienstete zur unparteiischen und gewissenhaften Aus­

übung der Amtspflichten verpflichtet wurden, dieses Gelöbnis 

vor dem Bundesminister für soziale Verwaltung zu leisten. 

(3) Die Mitglieder werden vom Bundesminister für soziale 

Verwaltung auf Grund von Vorschlägen bestellt, die von der 

Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft für die Mitglieder 

aus dem Kreise der Arbeitgeber und vom Österreichischen Ar­

beiterkammertag für die Mitglieder aus dem Kreise der Arbeit­

nehmer erstattet werden. Wird das Vorschlagsrecht nicht binnen 

zwei Monaten nach Aufforderung ausgeübt, so ist der Bundes­

minister für soziale Verwaltung bei der Bestellung an Vor­

schläge nicht gebunden. 

(4) Hinsichtlich der Erfordernisse der Bestellung der Mit­

glieder sind die Bestimmungen des § 24 ASGG sinngemäß anzu­

wenden. 

(5) Die Mitglieder werden für eine Amtsdauer von fünf Jahren 

bestellt. Sie haben vor Antritt ihres Amtes dem Vorsitzenden 

durch Handschlag gewissenhafte und unparteiische Ausübung 

des Amtes ZU geloben. Das Amt von Mitgliedern, die innerhalb 
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der allgemeinen fünfjäbrigen Amtsdauer bestellt wurden, 

endet mit deren Ablauf. Die info1ge des Ablaufs der Amts­

dauer ausscheidenden Mitglieder haben ihr Amt bis zur Wieder­

besetzung auszuüben. Wiederbestellung ist zulässig. 

(6) Der Bundesminister für soziale Verwaltung hat ein Mit­

glied seines Amtes zu entheben, wenn ein gesetzliches Hin­

dernis (Abs. 4) bekannt wird oder wenn es sich einer groben 

Verletzung oder einer dauernden Vernachlässigung seiner Amts­

pflichten schuldig gemacht hat. Ein Mitglied ist auch dann 

zu entheben, wenn in seiner Berufstätigkeit eine solche Än­

derung eintritt, daß es nicht mehr geeignet erscheint, die 

Interessen der Berufsgruppe wahrzunehmen, zu deren Vertre­

tung es bestellt wurde oder wenn es selbst um seine Amtsent­

hebung ersucht." 

39. § 142 lautet samt Überschrift: 

"Verhandlung und Beschlußfassung 

§ 142. (1) Das Bundeseinigungsamt verhandelt und entscheidet 

in Senaten, die nach dem Ermessen des Vorsitzenden unter Be­

dachtnahme auf den Verhandlungsgegenstand und erforderlichen­

falls auf regionale Gesichtspunkte gebildet werden. 

(2) Ein Senat des Bundeseinigungsamtes ist verhandlungs-

und beschlußfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder dessen 

Stellvertreter je zwei Mitglieder aus der Gruppe der Arbeit­

geber und der Arbeitnehmer anwesend sind. 

(3) Sind die Mitglieder einer Gruppe in der Überzahl, so 

haben in dieser Gruppe die dem Alter nach jüngsten Mitglie­

der, soweit sie überzählig sind, kein Stimmrecht. Die Be­

schlüsse werden mit einfacher Mehrheit der vom Vorsitzenden 

und den stimmberechtigten Mitgliedern abgegebenen Stimmen 

gefaßt; der Vorsitzende gibt seine Stimme als letzter ab. 

Der Vorsitzende darf sich der Stimme nicht enthalten. 

(4) Das Bundeseinigungsamt kann zu den Verhandlungen Sach­

verständige und Auskunftspersonen beiziehen." 
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40. § 143 entfällt samt Überschrift. 

41. Der Abschnitt 3 des 1. Hauptstückes des III. Teiles mit der 

Überschrift IISchlichtungsstelle ll erhält die Bezeichnung 

IIAbschnitt 2 11
• 

42. § 144 lautet samt Überschrift: 

IIErrichtung und Zusammensetzung 

§ 144. (1) Zur Entscheidung von Streitigkeiten über den Ab­

schluß, die Änderung oder die Aufhebung von Betriebsverein­

barungen in Angelegenheiten, in welchen das Gesetz die Ent­

scheidung durch Schlichtungsstellen vorsieht, ist auf Antrag 

eines der Streitteile eine Schlichtungsstelle zu errichten. 

Die Schlichtungsstelle ist am sitz des Landesgerichtes jenes 

Bundeslandes, in dem der Betrieb liegt, ist dies Wien oder 

Niederösterreich, am Sitz des Arbeits- und Sozialgerichtes 

Wien, zu errichten. Bei Streitigkeiten über den Abschluß, die 

Änderung oder Aufhebung von Betriebsvereinbarungen, deren Gel­

tungsbereich Betriebe umfaßt, die in zwei oder mehreren Bundes­

ländern liegen, ist der Sitz des Unternehmens, dem die Betriebe 

angehören, maßgebend. Durch Vereinbarung der Streitteile kann 

die Schlichtungsstelle am Sitz eines anderen mit Arbeits- und 

Sozialrechtssachen befaßten Landesgerichtes (des Arbeits- und 

Sozialgerichts Wien) errichtet werden. Ein Antrag auf Ent­

scheidung einer Streitigkeit durch die Schlichtungsstelle ist 

an den Präsidenten des in Betracht kommenden Gerichtshofes zu 

richten. 

(2) Die Schlichtungsstelle besteht aus einem Vorsitzenden 

und vier Beisitzern. Der Vorsitzende ist vom Präsidenten 

des Gerichtshofes auf einvernehmlichen Antrag der Streit­

teile zu bestellen. Kommt eine Einigung der Streitteile 

auf die Person des Vorsitzenden innerhalb von zwei Wochen 

ab AntragsteIlung (Abs. 1) nicht zustande, so ist er auf 

Antrag eines der Streitteile vom Präsidenten des Gerichts-

254/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 15 von 89

www.parlament.gv.at



hofes zu bestellen. Die Bestellung hat aus de~--Krei-se der 

Berufsrichter zu erfolgen, die bei dem Gerichtshof mit 

Arbeits- und Sozialrechtssachen befaßt sind. 

(3) Jeder der Streitteile hat zwei Beisitzer namhaft zu 

machen, davon einen aus einer Beisitzerliste; der zweite 

Beisitzer soll aus dem Kreise der im Betrieb Beschäftigten 

namhaft gemacht werden. Hat einer der Streitteile binnen 

zwei Wochen ab AntragsteIlung (Abs. 1) die Nominierung der 

Beisitzer nicht vorgenommen, so hat der Präsident des in 

Betracht korrunenden Gerichtshofes sie aus der Lis·te der 

Beisitzer jener Gruppe (Arbeitgeber oder Arbeitnehmer), 

welcher der Säumige angehört, zu bestellen. 

(4) Die Streitteile haben die Einigung auf die Person des 

Vorsitzenden und die Nominierung der Beisitzer dem Präsi­

denten des in Betracht kommenden Gerichtshofes mitzuteilen. 

Dieser hat den Vorsitzenden der Schlichtungsstelle und die 

Beisitzer unverzüglich zu bestellen und im Einvernehmen mit 

dem Vorsitzenden der Schlichtungsstelle die erste mündliche 

Verhandlung anzuberaumen. Die weitere Verfahrensleitung ob­

liegt dem Vorsitzenden der Schlichtungsstelle." 

-_._-----~----

43. a) § 145 Abs. 3 erster Satz lautet: 

"(3) Hinsichtlich der Erfordernisse zur Aufnahme von 

Personen in eine der in Abs. 1 genannten Listen sind 

die Bestimmungen des § 24 ASGG sinngemäß anzuwenden." 

b) § 145 Abs. 4 zweiter Satz lautet: 

"§ 142 Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden." 

c) § 145 Abs. 5 erster Halbsatz lautet: 

"(5) Ausfertigungen der Beisitzerlisten sind den mit 

Arbeits- und Sozialrechtssachen befaßten Landesgerichten, 

in Wien dem Arbeits- und Sozialgericht Wien (§ 144 Abs. 1) ," 
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d) § 145 Abs. 6 lautet: 

"(6) Die in Abs. 1 genannten Listen können bei den mit 

Arbeits- und Sozialrechtssachen befaßten Landesgerichten, 

in Wien beiInArbeits- und Sozialgericht Wien (§ 144 Abs. 1), 

während der Amtsstunden von jedermann eingesehen werden." 

44. a) § 146 Abs. 1 letzter Satz lautet: 

"Auf die Verhandlung ist § 142 Abs. 4 sinngemäß anzu­
wenden." 

b) § 146 Abs. 3 erster Satz lautet: 

"(3) Auf das Verfahren vor der Schlichtungsstelle sind 

im übrigen die für das Verfahren vor dem Bundeseinigungs_ 

amt geltenden Vorschriften anzuwenden. 

c) § 146 Abs. 4 entfällt. 

45. Der Abschnitt 4 des 1. Hauptstückes des III. Teiles mit der 

Überschrift "Gemeinsame Bestimmungen" erhält die Bezeichnung 
"Abschnitt 3". 

---- _ .. _._------------------_._--
46. § 147 lautet samt Überschrift: 

"Geschäftsführung 

§ 147. Die Leitung des Bundeseinigungsamtes obliegt, so­

fern nicht die Beschlußfassung Senaten vorbehalten ist, 

dem Vorsitzenden. Im Verhinderungsfall leitet der Stell­

vertreter des Vorsitzenden das Amt. Mit der Führung der 

laufenden Geschäfte und der Vorbereitung der Verhandlungen 

unter der Leitung des Vorsitzenden können Bedienstete des 

Bundesministeriums für soziale Verwaltung betraut werden. 

Die Kanzleigeschäfte des Bundeseinigungsamtes sind von 
... _---_._-..... _.... -. _ ... _._-_ ..... 

Bedieiisteten --aus dem--Personalstand des Bundesministeriums 

für soziale Verwaltung, die der Schlichtungsstellen von Be­

diensteten aus dem Personalstand des jeweils zuständigen mit 

Arbeits- und Sozialrechtssachen befaßten Landesgerichtes, in 

Wien vom Arbeits- und Sozialgericht Wien (§ 144 Abs. 1), zu 
besorgen. 11 
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47. § 148 lautet samt Überschrift: 

"Gebühren- und Aufwandsentschädigungen 

§ 148. (1) Die Mitglieder des Bundeseinigungsamtes üben 

ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

(2) Der Vorsitzende, dessen Stellvertreter sowie die Mit­

glieder des Bundeseinigungsamtes, ferner die Vorsitzenden 

und Beisitzer der Schlichtungsstellen, die im öffentlichen 

Dienst stehen, erhalten Reisegebühren nach den für sie gel­

tenden Vorschriften; die übrigen Vorsitzenden (Stellvertre­

ter) , Mitglieder und Beisitzer haben Anspruch auf Ersatz 

der notwendigen Reise- und Aufenthaltskosten sowie auf 

die Entschädigung für Zeitversäumnis nach den Bestimmungen 

und Tarifen, die für Schöffen nach dem Gebührenanspruchs­

gesetz, BGB1. Nr. 136/1975, gelten. 

(3) Der Vorsitzende des Bundeseinigungsamtes, dessen Stell­

vertreter sowie die Vorsitzenden und Beisitzer der Schlich­

tungsstellen erhalten eine AUfwandsentschädigung, deren Höhe 

vorn Bundesminister für soziale Verwaltung festgesetzt wird. 

Die Vorsitzenden und Beisitzer der Schlichtungsstellen er­

halten Aufwandsentschädigungen nur nach Maßgabe ihrer tat­

sächlichen Inanspruchnahme. 

(4) Die mit der Geschäftsführung des Bundeseinigungsamtes 

betrauten Bediensteten sowie das Kanzlei- und Schreibper­

sonal des Bundeseinigungsamtes und der Schlichtungsstellen 

erhalten für die Ausübung ihrer Funktionen eine Aufwands­

entschädigung, deren Höhe vorn Bundesminister für soziale Ver­

waltung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 

festgesetzt wird. 

(5) Hinsichtlich der Geltendmachung, der Bestimnung und 

zahlung der Gebühr nach dem Gebührenanspruchsgesetz finden 

die Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes sinngemäß 

mit der Maßgabe Anwendung, daß der Vorsitzende des Bundes-
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einigungsamtes, bezüglich der Schlichtungsstellen der-prä­

sident des Gerichtshofes, einen geeigneten Bediensteten die­

ses Amtes mit der Bestimmung der Gebühr beauftragt und daß 

gegen die Bestimmung der Gebühr die Beschwerde an den Vor­

sitzenden des Bundeseinigungsamtes (Präsidenten des Gerichts­

hofes) zulässig ist. Handelt es sich um eine Beschwerde des 

Vorsitzenden, so entscheidet hierüber der Stellvertreter des 

Vorsitzenden." 

48. § 149 lautet samt Überschrift: 

"Ei't1 si Chtt:.d rune 

§ 149. Die vom Bundeseinigungsamt beschlossenen Mindest­

lohntarife, Satzungen und Lehrlingsentschädigungen und 

die beim Bundesministerium für soziale Verwaltung hinter­

legten Kollektivverträge können während der Amtsstunden 

von jedermann eingesehen werden." 

49. § 150 lautet samt Überschrift: 

"Gebührenfreiheit 

§ 150. (1) Die im Verfahren vor dem Bundeseinigungsamt 

und den Schlichtungs stellen erforderlichen Schriften und 

Amtshandlungen sind von den Stempelgebühren und den Bun­

desverwaltungsabgaben befreit. 

(2) Barauslagen gemäß § 76 Abs. 1 AVG, die im Verfahren 

vor dem Bundeseinigungsamt und vor der SChlichtungsstelle 

erwachsen, sind von Amts wegen zu tragen." 
-----------------------------------------------

50. § 151 lautet samt Überschrift: 

"Amtshilfe 

§ 151. Alle Behörden, die gesetzlichen Interessenvertre_ 

tungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sowie die Trä­

ger der Sozialversicherung haben das Bundeseinigungsamt 

und die SChlichtungsstellen bei Erfüllung ihrer Aufgaben 
zu unterstützen." 
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51. § 152 samt Überschrift entfällt. 

52. Im § 153 werden die Worte "Die Einigungsämter sind" durch 

die Worte "Das Bundeseinigungsamt ist" ersetzt. 

53. a) Im § 154 Abs. 1 werden die Worte "haben die Einigungsämter" 

durch die Worte "hat das Bundeseinigungsamt" ersetzt. 

b) Im § 154 Abs. 2 werden die Worte "Die Einigungsämter 

haben" durch die Worte "Das Bundeseinigungsamt hat" 

ersetzt. 

54. Im § 155 werden die Worte "Die Einigungsämter können" durch 

die Worte "Das Bundeseinigungsamt kann" ersetzt. 

55. §§ 156 und 157 samt Überschriften entfallen. 

56. § 158 lautet samt Überschrift: 

"Sonstige Zuständigkeiten des Bundeseinigungsamtes 

§ 158. (1) Das Bundeseinigungsamt ist weiters berufen 

1. zur Entscheidung über die Zuerkennung und Aberkennung 

der Kollektivvertragsfähigkeit gemäß § 5; 

2. auf Ersuchen eines Gerichtes oder einer Verwaltungsbe­

hörde ein Gutachten über die Auslegung eines Kollektiv­

vertraqes abzugeben; 

3. nach Maßgabe der Bestimmungen des 2. und 3. Hauptstückes 

des I. Teiles dieses Bundesgesetzes Kollektivverträge 

zur Satzung zu erklären und Mindestlohntarife festzu­

setzen sowie dieselben abzuändern oder aufzuheben; 

4. zur Festsetzung, Abänderung und Aufhebung von Lehrlings­

entschäd~gungen nach Maßgabe der Bestimmungen des 4. Haupt­

stückes des I. Teiles dieses Bundesgesetzes; 

5. einen Kataster der von ihm beschlossenen Satzungen, Min­

destlohntarife und Lehrlingsentschädigungen zu führen. 

254/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)20 von 89

www.parlament.gv.at



- 20' ..,. 

(2) Gegen die Entscheidung des Bundeseini.gungsarntes ist 

eine Berufung nicht zulässig. 

57. § 161 Abs. 1 Z 6 lautet: 

"6. die Geschäftsführung des Bundeseinigungsarntes und 

der Schlichtungsstellen. 11 

58. a) § 171 Abs. 2 Z 10 lautet: 

--_ ... _ .. --'-

"10. § 144 Abs. 2, 3 und 4, § 145 Abs. 6, § 147 letzter 

Satz zweiter Fall und § 148 Abs. 5, hinsichtlich der Auf­

gaben des Präsidenten des Gerichtshofs und der Kanzleibe­

diensteten, der Bundesminister für Justiz," 

b) Die bisherige Z 10 des § 171 Abs. 2 erhält die Bezeich-

nung "11. n • 

Art i k e 1 11 

Das Mutterschutzgesetz 1979, BGB1. Nr. 221, zuletzt geändert 

durch das Bundesgesetz BGB1. Nr. 213/1984, wird wie folgt ge­

ändert: 

1. § 10 Abs. 3 lautet: 

"(3) Abweichend von den Abs. 1 und 2 kann eine Kündigung 

rechtswirksam ausgesprochen werden, wenn vorher die Zu­

stimmung des Gerichts eingeholt wurde. Der Dienstgeber 

hat im Fall einer Klage auf Zustimmung des Gerichts zur 

Kündigung dem Betriebsrat gleichzeitig mi~ der Ein­

bringung der Klage hierüber Mitteilung zu machen. Die 

Zustimmung zur Kündigung ist nur dann zu erteilen, 

wenn der Dienstgeber das Dienstverhältnis wegen einer 

Einschränkung oder Stillegung des Betriebes oder der 

Stillegung einzelner Betriebsabteilungen nicht ohne 

Schaden für den Betrieb weiter aufrechterhalten kann 
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oder wenn sich die Dienstnehmerin in der Tagsatzung 

zur mündlichen Streitverhandlung nach Rechtsbelehrung 

der Parteien durch den Vorsitzenden über den Kündigungs­

schutz nach diesem Bundesgesetz mit der Kündigung ein­

verstanden erklärt. Nach Stillegung des Betriebes ist 

eine Zustimmung des Gerichts zur Kündigung nicht er­

forderlich." 

2. Im § 10 Abs. 6 werden die Worte "eines Einigungsamtes" 

durch die Worte "des Gerichts (§ 92 ASGG) " ersetzt. 

3. § 13 lautet: 

"§ 13. Im Verfahren nach § 10 Abs. 3 ist die Dienstneh-

merin Partei." 

4. Im § 16 werden die Worte "vor dem Einigungsamt" durch die Worte 

"vor Gericht (§ 92 ASGG) " ersetzt. 

5. § 27 lautet: 

11 § 27. (1) § 10 Abs. 1 und 2 gi 1 t für die im § 24 

Z 1 genannten Dienstnehmerinnen für die Zeit nach 

Ablauf des fünften Monats der Schwangerschaft bis 

zur Entbindung nicht. Während der Dauer des Kündigungs­

schutzes kann rechtswirksam gekündigt werden, wenn 

vorher die Zustimmung des Gerichts eingeholt worden 

ist. Die Zustimmung zur Kündigung ist nur dann zu er­

teilen, wenn der Dienstgeber wegen Änderung seiner 

wirtschaftlichen Verhältnisse nicht in der Lage ist, 

eine Arbeitskraft im Haushalt zu beschäftigen, oder 

der Grund, der für ihre Beschäftigung maßgebend war, 

weggefallen ist oder wenn sich die Dienstnehmerin in 

der Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung nach 

Rechtsbelehrung der Parteien durch den Vorsitzenden 

über den Kündigungsschutz nach diesem Bundesgesetz mit 

der Kündigung einverstanden erklärt. Eine entgegen 

diesen Vorschriften a~sgesprochene Kündigung ist rechts­

unwirksam. 
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(2) Eine einvernehmliche Auflösung des Dienstverhält­

nisses ist nur dann rechtswirksam, wenn sie schrift­

lich vereinbart wurde. Bei minderjährigen Dienst­

nehmerinnen muß der Vereinbarung überdies eine Be­

scheinigung des Gerichts (§ 92 ASGG) oder einer ge­

setzlichen Interessenvertretung der Dienstnehmer bei­

geschlossen sein, aus der hervorgeht, daß die Dienst­

nehmerin über den Kündigungsschutz nach diesem Bundes-

gesetz belehrt wurde. 1I 

Art i k e 1 111 

Das Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz, BGB1. Nr. 154/1956, in der 

Fassung der Bundesgesetze BGB1. Nr. 92/1959, BGB1. Nr. 142/1969, 

BGB1. Nr. 22/1970, BGB1. Nr. 22/1974, BGB1. Nr. 422/1974 und 

BGB1. Nr. 232/1978, wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 3 lautet: 

"(3) Abweichend von den Vorschriften des Abs. 1 kann 

eine Kündigung ausgesprochen werden, wenn vorher die 

Zustimmung des Gerichts eingeholt wurde. Der Dienst­

geber hat im Falle einer Klage auf Zustimmung des 
-------------- -----------1 

Gerichts zur Kündigung dem Betriebsrat gleichzeitig 

mit der Einbringung der Klage hierüber Mitteilung 

zu machen. Die Zustimmung zur Kündigung ist nur dann 

zu erteilen, wenn der Dienstgeber das Dienstverhält­

nis wegen einer Einschränkung oder Stillegung des 

Betriebes oder der Stillegung einzelner Betriebsab­

teilungen nicht ohne erheblichen Schaden für den 

Betrieb weiter aufrechterhalten kann oder wenn sich 

der Dienstnehmer in der Tagsatzung zur mündlichen 

Streitverhandlung nach Rechtsbelehrung durch den Vor­

sitzenden über den Kündigungsschutz nach diesem 

Bundesgesetz mit der Kündigung einverstanden er-

klärt." 
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2. § 6 Abs. 4 letzter Satz lautet: 

"Die vorstehende Vorschrift findet keine Anwendung 

bei Stillegung des Betriebes oder wenn sich der 

Dienstnehmer in der Tagsatzung zur mündlichen Streit­

verhandlung nach Rechtsbelehrung durch den Vor­

sitzenden über den Kündigungsschutz nach diesem 

Bundesgesetz mit der Kündigung einverstanden er-

klärt." 

3. In § 6 Abs. 5 wird das Wort "Einigungsamtes" durch das 

Wort "Gerichtes" ersetzt. 

4. In § 6 Abs. 7 werden die Worte "eines Einigungsamtes" 

durch die worte "des Gerichts (§ 92 ASGG) " ersetzt. 

5. In § 7 Abs. 2 und 3 wird das Wort "Einigungsamtes" durch 

das Wort '''Gerichts'' ersetzt. 

6. § 10 lautet: 

"§ 10. Im Verfahren nach §§ 6 und 7 ist der Dienstnehmer 

Partei. " 

7. § 12 Ab s. 2 lau te t : 

"(2) Wurde das Dienstverhältnis aus Anlaß einer Ein­

schränkung oder Stillegung des Betriebes oder der 

Stillegung einzelner ßetriebsabteilungen bereits vor 

Zustellung des Einberufungsbefehles oder vor Bekannt­

machung des allgemeinen Einberufungsbefehles ge-

kündigt, so hat das Gericht auf Grund einer K~<:igedes Diens-t­

gebers auszusprechen, daß eine Hemmung nach Abs. 1 

nicht eintritt. Die Vorschrift des § 10 findet An-

wendung." 
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8. Im § 18 Abs. 2 werden die Worte "vor dem Einigungsamt" 

durch die Worte "vor Gericht (§ 92 ASGG) 11 ersetzt. 

9. § 26 Abs. 1 lautet: 

11 (1) Die § § 6, 7, 12 Abs. 2 und 18 Abs. 2 gelten sinngemäß 

mit der Maßgabe, daß jeweils an Stelle des Gerichts 

die gemäß § 226 des Landarbeitsgesetzes 1984 vorge­

sehenen Einigungskommissionen zuständig sind. 1I 

10. § 26 Abs. 4 lautet: 

11(4) Gegen die Entscheidung der Einigungskommissionen 

nach §§ 6 Abs. 3, 7 Abs. 2 und 12 Abs. 2 ist keine 

Berufung zulässig. Dem Dienstnehmer kommt im Verfahren 

Parteistellung zu." 

Art i k e 1 IV 

Das Heimarbeitsgesetz 1960, BGB1. Nr. 105/1961, zuletzt ge­

ändert durch das Bundesgesetz BGB1. Nr. 84/1983, wird wie 

folgt geändert: 

1. a) § 28 Abs. 3 lautet: 

"(3) Die allgemeine Heimarbeitskommission und die beson­

deren Heimarbeitskommissionen haben ihren Sitz in Wien. 11 

b) § 28 Abs. 4 lautet: 

"(4) Ist zur Gewährleistung einer zweckentsprechenden 

Tätigkeit die Errichtung einer besonderen Heimarbeits­

kommission mit einem anderen Sitz als in Wien erforder­

lich, so hat der Bundesminister für soziale Verwaltung 

nach Anhörung der gesetzlichen Interessenvertretungen 

der Dienstnehmer und der Dienstgeber durch Verordnung 

die erforderliche Regelung zu treffen." 

c) § 28 Abs. 5 entfällt und § 28 Abs. 6 erhält die Bezeich-

nung "Abs. 5". 
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Art i k e 1 V 

Das Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, BGBl. Nr. 235/1962, 

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 81/1983, wird 

wie folgt geändert: 

§ 24 samt Überschrift entfällt. 

-----------

Art i k e 1 VI 

Schluß und Übergangsbestimmungen 

(1) Die Artikel I bis V treten mit 1. Jänner 1987 in Kraft. 

(2) Verordnungen auf Grund der Artikel I bis V können bereits 

von dem seiner Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden. 

Diese Verordnungen dürfen frühestens mit 1. Jänner 1987 in 

Kraft gesetzt werden. 

(3) Zur Erledigung der im Zeitpunkt des Inkrafttretens des ASGG 

(1. Jänner 1987) bei den Einigungsämtern noch anhängigen 

Verfahren nach den Bestimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes, 

des Mutterschutzgesetzes 1979 und des Arbeitsplatz-Sicherungs­

gesetzes bleiben die mit solchen Verfahren befaßten Einigungs­

ämter bis zur rechtskräftigen Erledigung dieser Verfahren, 

spätestens jedoch bis 31. Dezember 1987 aufrecht. Auf diese 

Verfahren sind die bis 31. Dezember 1986 geltenden Vorschrif­

ten anzuwenden. Verfahren, die bis 31. Dezember 1987 noch 

nicht abgeschlossen sind sowie Verfahren, die auf Grund von 

Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes oder des Verfas­

sungsgerichtshofes nach dem 31. Dezember 1987 neu durchzufüh­

ren sind, hat das Bundeseinigungsamt nach den bis 31. Dezem­

ber 1986 geltenden Vorschriften zu erledigen. 
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(4) Das Einigungsamt Wien hat bis 31. März 1987 die bis 31. De­

zember 1986 zur Hinterlegung eingebrachten Kollektivverträge 

zu hinterlegen und kundzumachen. Sämtliche kundgemachten Kol­

lektivverträge sind im Sinne des § 43 ASGG an die mit Arbeits­

und Sozialrechtssachen befaßten Gerichtshöfe zu übermitteln. 

(5) Sonstige Angelegenheiten der Einigungsämter, die am 31. De­

zember 1986 anhängig sind, gehen, sofern sie nicht auf Grund 

des ASGG von den Gerichten zu behandeln sind, auf das Bundes­

einigungsamt über und sind nach den Bestimmungen des Artikel I 

zu behandeln. 

(6) Das auf Grund des Arbeitsverfassungsgesetzes in der bis 

31. Dezember 1986 geltenden Fassung errichtete Obereinigungs­

amt erhält ab 1. Jänner 1987 die Bezeichnung IIBundeseinigungs­

amtII. Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf dasObereini­

gungsamt verwiesen wird, tritt das Bundeseinigungsamt an diese 

Stelle. Alle bis 31. Dezember 1986 betreffend das Obereinigungs­

amt erlassenen Verordnungen und Verfügungen behalten für das 

Bundeseinigungsamt ihre Gültigkeit. Dem Bundeseinigungsamt kom­

men gegenüber den gemäß Abs. 3 und 4 tätigen Einigungsämtern 

die dem Obereinigungsamt gegen die Einigungsämter nach den bis 

31. Dezember 1986 geltenden Bestimmungen des Arbeitsverfassungs­

gesetzes zustehenden Aufgaben und Befugnisse zu. 

(7) Die Kollektivverträge, Mindestlohntarife, Satzungen und Lehr­

lingsentschädigungen, die nach den bis 31. Dezember 1986 gel­

tenden Bestimmungen in den Katastern der Einigungsämter gesam­

melt wurden, hat der rnit Arbeits- und Sozialrechtssachen be­

faßte Gerichtshof zu übernehmen (§ 43 ASGG) , sofern sich am 

Sitz des Einigungsamtes ein solcher befindet. Das gleiche gilt 

für die bei diesen Einigungsämtern erliegenden Akten, Register 

und sonstigen die frühere Tätigkeit der Einigungsämter betref­

fenden Unterlagen. 

(8) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist hinsichtlich Abs. 7 

der Bundesminister für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundes­

minister für soziale Verwaltung, im übrigen der Bundesmini­

ster für soziale Verwaltung betraut. 
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VORBLATT 

Am 1. Jänner 1987 wird das Arbeits- und Sozialgerichts­

gesetz in Kraft treten, auf Grund dessen die Zuständigkeit 

zur Entscheidung in allen im Zusammenhang mit einem Ar­

beitsverhältnis stehenden Streitigkeiten bei den Arbeits­

und Sozialgerichten konzentriert wird. Dies betrifft auch 

die derzeit von den Einigungsämtern wahrzunehmende recht­

sprechende Tätigkeit auf Grund des Arbeitsverfassungsge­

setzes, des Mutterschutzgesetzes und des Arbeitsplatz­

Sicherungsgesetzes. 

Anpassung der Gesetze, die eine Zuständigkeit der Einigungs­

ämter zur Rechtsprechung vorsehen, an die neue Rechtslage. 

Die Einigungsämter hatten bisher bei ihrer rechtsprechenden 

Tätigkeit das AVG 1950 anzuwenden. Der vorliegende Entwurf 

paßt nun die auf das Verwaltungsverfahren abgestellten Re­

gelungen und Begriffe des Arbeitsverfassungsgesetzes, des 

Mutterschutzgesetzes und des Arbeitsplatz-Sicherungsge­

setzes an das für die Durchführung bei den Arbeits- und 

Sozialgerichten geltende zivilprozessuale Verfahren an. 

Der materiell-rechtliche Inhalt der Bestimmungen wird dabei 

nicht geändert. Auf Grund des Wegfalls der rechtsprechenden 

Tätigkeit der Einigungsämter werden diese aufgelassen und 

die Restkompetenz (rechtsetzende Tätigkeit und Hinterlegung 

der KOllektivverträge) auf das bisherige Obereinigungsamt 

bzw. Bundesministerium für soziale Verwaltung übertragen. 

Die Auflassung der Einigungsämter bedingt ferner die Auf­

lässung der in der Praxis nicht in Anspruch genommenen Kom­

mission gemäß § 24 des Hausgehilfen- und Hausangestellten­

gesetzes sowie die terminologische Verselbständigung der 

Heimarbeitskommissionen. 

Alternativen: Keine 

Kosten: Geringfügige Mehrkosten infolge der Vervielfältigung der 

hinterlegten Kollektivverträge und deren Übermittlung an 

die für Arbeits- und Sozialrechtssachen zuständigen Gerichts­

höfe. Im Gegenzug wird jedoch ab 1988 der die Einigungsämter 

betreffende Sach- und Personalaufwand (Aufwandsentschädigun­

gen) eingespart werden können. 
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E r 1 ä u t e run gen 

Zu Artikel I: 

Allgemeine'r Teil 

Am 1. Jänner 1987 tritt das Bundesgesetz vom 7. März 1985, 

BGB1. Nr. 104, über die Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit 

(Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz - ASGG) in Kraft. Zu den 

von diesem Zeitpunkt an von den Arbeits- und Sozialgerichten 

zu behandelnden Arbeitsrechtssachen gehören gemäß § 50 Abs. 2 

ASGG Streitigkeiten über Rechte oder Rechtsverhältnisse, die 

sich aus dem 11. Teil des Arbeitsverfassungsgesetzes (ArbVG) 

oder aus gleichartigen bundesrechtlichen Bestimmungen ergeben. 

Damit werden die Arbeits- und Sozialgerichte zur Entscheidung 

in den meisten bisher den Einigungsämtern zugewiesenen Angele­

genheiten zuständig sein. 

Die Einigungsämter sind Verwaltungsbehörden. Auf das Verfahren 

vor ihnen finden gemäß Art. 11 Abs. 2 des Einführungsgesetzes 

zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen - EGVG 1950 die Bestimmun­

gen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes - AVG 1950 

Anwendung. Wenngleich in den meisten Verfahren der rechtspre­

chenden Tätigkeit der Einigungsämter dem Antragsteller ein An­

tragsgegner gegenübersteht, so ist das Zweiparteienverfahren 

nicht zwingend, zumal auf Grund der Maxime des amtswegigen Ver­

fahrens im Verwaltungsverfahren auch ein Verfahren ohne Antrags­

gegner denkbar ist. 

Die Anwendung der Zivilprozeßordnung als Prozeßvorschrift im Ver­

fahren vor dem Arbeits- und Sozialgericht erfordert bei einer Reihe 

von Bestimmungen des materiellen Rechts (ArbVG) eine genauere Deter­

minierung, insbesondere hinsichtlich der aktiven und passiven Klags­

legitimation als ergänzende Bestimmungen zu § 54 ASGG. 

Der Gesetzentwurf hält im Sinne der Kontinuität durchwegs an 

dem vom ArbVG in seiner bisherigen Fassung verwendeten Ausdruck 

der Anfechtung fest. Auf Grund der Anwendung der ZPO auf das Ver-
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fahren wird es sich bei den Anfechtungen immer um eine Rechts­

gestaltungsklage auf Unwirksamkeitserklärung der angefochtenen 

Maßnahmen (z.B. Betriebsratswahl, Auflösung einer Wohlfahrts­

einrichtung udgl.) handeln. 

Da die überwiegende Tätigkeit der Einigungsämter die rechtspre­

chende Tätigkeit in betriebsverfassungsrechtlichen Angelegenhei­

ten war, bliebe für diese Verwaltungsbehörden durch die Ubertra­

gung dieser Aufgaben auf die Arbeits- und Sozialgerichte gemäß 

§ 50 Abs. 2 ASGG nur mehr eine geringfügige Restkompetenz. Diese 

bestünde aus einer normsetzenden Tätigkeit hinsichtlich der Fest­

setzung von Mindestlohntarifen, soweit sie nur den eigenen Eini­

gungsamtssprengel betrifft, Führung des Katasters der den Eini­

gungsamtssprengel betreffenden KOllektivverträge und Schlichtungs­

tätigkeit bei Kollektivvertragsabschlüssen (Ordnung vonaegelungs­

streitigkeiten). Die letztgenannte Kompetenz hat nicht nur auf 

Grund des in österreich herrschenden sozialen Friedens. sondern 

auch auf Grund der Struktur der Kollektivverträge, die meist 

über den Bereich eines Einigungsan~es hinausgehen, keinerlei 

Bedeutung erlangt. Aus Verwaltungsvereinfachungsgründen er­

scheint daher die Konzentration der normsetzenden Tätigkeit 

sowie der Schlichtungstätigkeit bei Kollektivvertragsabschlüssen 

beim derzeitigen Obereinigungsamt, das ohnehin schon nach der 

derzeitigen Gesetzeslage die überwiegende Normsetzung betreffend 

Satzungserklärung, Festsetzung der Lehrlingsentschädigung und 

Mindestlohntarife für mehrere Einigungsamtssprengel hat, ge­

rechtfertigt. Die Hinterlegung der abgeschlossenen Kollektiv­

verträge und ihre Kundmachung, die nach dem geltenden Recht 

vom Einigungsamt Wien durchgeführt wird, soll aus Gründen der 

zweckmäßigkeit vom Bundesministerium für soziale Verwaltung, 

dem schon bisher alle Kollektivverträge vom Einigungsamt Wien 

übermittelt wurden und das über einen Kataster dieser Kollek­

tivverträge verfügt, vorgenommen werden. An die Stelle der Ka­

tasterführung der einzelnen Einigungsämter tritt die Sammlung 

der Kollektivverträge durch die Arbeits- und Sozialgerichte im 

Sinne des § 43 ASGG. 
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Nach Auflassung der Einigungsämter und der Konzentration beim 

Obereinigungsamt, das künftig Bundeseinigungsamt heißen soll, 

bleiben von der bisherigen Organisation sohin nur die zur Ent­

scheidung von Streitigkeiten über den Abschluß, die Änderung oder 

die Aufhebung von Betriebsvereinbarungen in bestimmten Angelegen­

heiten vorgesehenen Schlichtungsstellen übrig. Zufolge des 

?'egfal~sder Einigungsämter ergibt sich die Notwendigkeit, die Er­

richtung der Schlichtungsstelle durch ein anderes Verwaltungsorgan 

vornehmen zu lassen, wobei aber wie bisher schon wegen der Notwen­

digkeit zur raschen Errichtung das Einschreiten einer Behörde im 

regionalen Bereich zweckmäßig erscheint. Daher sieht der Entwurf 

die Errichtung dieser Schlichtungsstellen im Rahmen der Justiz­

verwaltung (Präsidenten der Landesgerichte) vor. 

Besonderer Teil 

Zu Art. I Z. 1. (§ 5): 

Die Änderungen in dieser Bes~immung sind lediglich durch die or­

ganisatorischen Veränderungen bedingt. In den Abs. 1 und 3 er­

setzt der Begriff Bundeseinigungsamt den bisherigen Begriff Ober­

einigungsamt. Da die Kenntnis neuer Zuerkennungen bzw. Aberkennun­

gen der Kollektivvertragsfähigkeit für die Arbeits- und Sozialge­

richte von Bedeutung sein kann (wie in § 40 oder § 54 Abs. 2 ASGG) , 

sind alle Gerichtshöfe, die für Arbeits- und Sozialrechtssachen 

zuständig sind, von diesen Entscheidungen des Bundeseinigungsamtes 
in Kenntnis zu setzen. 

Zu Ar t . I Z. 2 (§ 14): 

Die Hinterlegung aller auf Grund des Arbeitsverfassungsgesetzes 

abgeschlossenen KOllektivverträge soll künftig beim Bundesmini­
sterium für sozl'ale Verwaltung direkt erfolgen. Das Bundesmini-

sterium für soziale Verwaltung wird nach Prüfung der Voraussetzun­

gen zum Vertragsabschluß die Kundmachung des Kollektivvertrags­
abschlusses veranlassen. 
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Die Übertragung dieser im wesentlichen administrativen Aufgaben 

an das Bundesministerium für soziale Verwaltung erscheint aus 

Gründen der Vereinfachung zweckmäßig, zumal das Bundesministerium 

für soziale Verwaltung auf Grund der bisherigen Übermittlung durch 

das Einigungsamt Wien über einen Kataster aller bisher hinterleg­

ten Kollektivverträge verfügt. 

Die Bestimmungen über die Übermittlung an das Bundesministerium 

für Land- und Forstwirtschaft bleiben unverändert. 

§ 43 Abs. 1 ASGG regelt die Verpflichtung der Behördei::bei der 

die Kollektivverträge zu hinterlegen sind, Ausfertigungen der 

nach Inkrafttreten des ASGG hinterlegten Verträge jedem für 

Arbeits- und Sozialrechtssachen zuständigen Gerichtshof zu über­

mitteln. Eine solche Übermittlung hat an die 16 Arbeits- und so­

zialgerichte als erste Instanz, an die vier Oberlandesgerichte 

und an den Obersten Gerichtshof zu erfolgen. Zu diesem Zwecke wird 

das Bundesministerium für soziale Verwaltung die hinterlegten 

Verträge vervielfältigen und jedem dieser Gerichtshöfe ein Exemplar 

für die Sammlung der hinterlegten Kollektivverträge übermitteln. 

Die bisher in § 14 Abs. 1 den Kollektivvertragsparteien zur Hin­

terlegung vorgeschriebene Frist von zwei Wochen nach Abschluß des 

Vertrages wurde nur in den seltensten Fällen eingehalten. Dafür 

gibt es mannigfaltige und meist sachliche Gründe. So liegt oft 

zum Zeitpunkt des Abschlusses des Kollektivvertrages nur eine 

Punktation über die Einigung und noch kein zur Unterschrift reifer 

Text vor. Auch die Beischaffung aller Unterschriften erfordert vor 

allem bei großen Kollektivvertragsgemeinschaften einen beträchtli­

chen Zeitaufwand. Zuletzt muß auch auf die in den vergangenen Jahren 

zunehmende Praxis hingewiesen werden, wonach bei jedem Abschluß nicht 

nur der Text der geänderten Bestimmungen, sondern jeweils das ge­

samte geltende Vertragswerk neu hinterlegt wird. Solche Ver-

träge werden meist nach der Vereinbarung der Änderungen von einem 

Redaktionskomitee der Vertragspartner erstellt. Der Zeitabstand 
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zwischen Abschluß und Fertigstellung des zu hinterlegenden Ver­

tragstextes ist zwar oft sehr groß, doch muß diese Praxis wegen 

des Effektes der Rechtssicherheit positiv bewertet werden. Da 

durch die aus den vorgenannten Gründen verspätete Hinterlegung 

den Kollektivvertragsangehörigen, die von ihren Organisationen 

schon im Zeitpunkt des Abschlusses des Kollektivvertrages von 

den Ergebnissen informiert sind, keine Nachteile erwachsen sol­

len, wird die als Formvorschrift vorgesehene Frist zur Hinterle­

gung der Praxis angepaßt. 

Zu Art. I Z. 4 (§ 17): 

Im Zuge der Beratungen über die Anpassung dieser Bestimmungen 

sind Zweifel aufgetreten, ob im Zusammenhang mit der Kündigung 

von Kollektivverträgen mehr als Sachverhaltsfeststellungen an­

gezeigt und kundgemacht werden sollen. So beinhaltet z.B. die 

im geltenden Gesetz vorgesehene Anzeige der IIrechtswirksam er­

folgten Kündigung ll seitens der kündigenden Partei bereits deren 

subjektive Wertung, die jedoch für die kundmachende Behörde 

keine rechtliche Bindung bewirkt. Auch von dieser kann geprüft 

werden, ob die Kündigung wirklich rechtswirksam erfolgte. Wenn­

gleich dieser Frage keine besondere praktische Bedeutung zukommt, 

so erscheint eine Klarstellung erforderlich. Nur die Kundmachung 

der Vornahme der Kündigung (ohne Beurteilung der eingetretenen 

Rechtswirkung) erweist sich als zweckmäßig. Auch andere Gründe, 

die das Erlöschen eines Kollektivvertrages bewirken, sind dem 

Bundesministerium für soziale Verwaltung zwecks Kundmachung 

bekannt zu geben. Das Vorliegen solcher Gründe wird nicht immer 

offensichtlich oder sogar strittig sein. Daher soll die Anzeige 

in diesen Fällen von beiden Vertragsparteien gemeinsam bzw. über­

einstimmend erfolgen. Ausgenommen von einer Anzeige und Kundmachung 

sind solche Gründe, die sich aus dem Text des Kollektivvertrages 

ergeben, wie z.B. zeitablauf. Der Eintritt einer auflösenden 

Bedingung ist hingegen im vorstehenden Sinne anzuzeigen. 
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Der Inhalt einer Kundmachung über eine Anzeige ist im Kollek­

tivvertrag zu vermerken. Um die Aufnahme dieses Vermerkes in 

den Ausfertigungen des Kollektivvertrages sicherzustellen, die 

den für Arbeits- und Sozialrechtssachen zuständigen Gerichts­

höfen zugeleitet werden, hat das Bundesministerium für soziale 

Verwaltung diese Gerichtshöfe hievon in Kenntnis zu setzen. 

zy Ar~. I Z. 5 (§ 18 Abs. 1): 

Die Neufassung nimmt auf die organisatorische Änderung, die 

das Obereinigungsamt betrifft, Bedacht. Die Auflösung der 

Einigungsamtsorganisation macht die Übertragung der bisher 

den Einigungsämtern obliegenden Befugnis, Ko1lektivverträge 

zur Satzung zu erklären, auf das Bundeseinigungsamt erforderlich. 

Zu Art. I Z. 6 und 7 (§ 20 Abs. 5 und § 21): 

Die Änderungen sind durch die sich aus § 43 ASGG ergebende Ver­

pflichtung, den mit Arbeits- und Sozialrechtssachen befaßten 

Gerichtshöfen Ausfertigungen zu übermitteln, bedingt. 

Zu Art. I Z. 8_(§ 22 Abs. 1): 

Die Bestimmung ist durch die organisatorischen Änderungen bedingt. 

ZU Art. I Z .. ~ (§ 25): 

Die Änderung bezüglich der Zuständigkeit sowie der Wegfall der 

bisher in Abs. 4 vorgesehenen Devolution sind durch die Organi­

sationsänderung bedingt. Die Festlegung des örtlichen Geltungs­

bereiches von Mindestlohntarifen auf ein oder mehrere Bundeslän-

der oder -aur·das--gesami-eBun-de-sgebietent-sprlcht:-weTtgehendder-· 

bisherigen Festlegung auf Einigungsamtssprengel, die mit Ausnahme 

von Wien, Niederösterreich und der Steiermark ohnehin mit dem be­

treffenden Bundesland übereinstimmen. 
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Zu Art. I Z. 10 und 11 (§ 26 Abs. 1 und § 27 ~bs. 4): 

Diese Änderungen sind organisatorisch bedingt bzw. berücksichti­

gen die Verständigung der für die Arbeits- und Sozialrechtssachen 

zuständigen Gerichtshöfe. 

Zu Art. I Z. 12 (§ 34): 

Das Urteil des Gerichtes ist ein Feststellungsurteil. Die Bin­

dungswirkung eines solchen Feststellungsurteils richtet sich 

nach § 62 Abs. 2 ASGG, da ihm ein Rechtsstreit zugrundeliegt, 

der sich auf einen nicht mit individuellen Merkmalen umschrie­

benen Personenkreis bezieht. Derartige Urteile werden nach der 

im Ausschußbericht zum ASGG (527 Blg NR XVI. GP, S 10) darge­

legten Auffassung gegenüber jedermann wirken. Es erschien nicht 

erforderlich, dies ausdrücklich zu sagen, zumal damit die Gefahr 

eines Umkehrschlusses verbunden gewesen wäre. Dessen ungeachtet 

wird der zweite Satz des § 34 Abs. 2 in der bisherigen Textie­

rung, die nicht zuletzt wegen der Festlegung der Bindungswirkung 

eines Verwaltungsbescheides notwendig war, beibehalten. Dies 

dient der Klarstellung. Die Anpassung an das ASGG soll keine 

Änderung der materiellen Rechtslage bewirken. 

Abs. 3 stellt mit seiner taxativen Aufzählung eine Sondernorm 

über die zur Klage Berechtigten dar. Der Hinweis auf die Partei­

stellung des Wahlvorstandes in Satz zwei bringt dessen passive Klags­

legitimation zum Ausdruck. Diese Bestimmung wird beibehalten, da 

eine Klage auf Feststellung des Vorliegens eines Betriebes noch 

während des Bestehens eines Wahlvorstandes geführt werden kann. 

Zu Art. I Z. 13 (§ 35): 

Das Rechtsgestaltungsurteil über die Gleichstellung hat wie das 

Feststellungsurteil nach § 34 bindende Wirkung gegenüber jeder­

mann. Die in',',dieser Bestimmung-.taxativ Genannten sind klagsbe­

rechtigt. Sie ist gegenüber § 53 ASGG eine lex specialis. 
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Zu Art. I Z. 14 (§ 57)~ 

Eine Ubermi t.tlung von Ergebnissen der Betriebsratswahlen an 

die für Arbeits- und Sozialrechtssachenzuständigen Gerichts­

höfe ist aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung nicht vor­

gesehen. Sollten Gerichte in einem Verfahren die Kenntnis von 

solchen Wahlergebnissen benötigen, so können diese im Wege 

der Amtshilfe von den zuständigen Interessenvertretungen oder 

vom Bundeseinigungsamt zur Verfügung gestellt werden. 

Z~ Art. I Z. 15 (§ 59): 

Die Anfechtungsklage richtet sich gegen den aus der bemängelten 

Wahl hervorgegangenen Betriebsrat. 

Zu Art. I Z. 16 (§ 6°2: 

Die Entscheidung des Gerichtes über die Nichtigkeit der Wahl 

ist ein Feststellungsurteil. Beklagter in einem solchen Verfah­

ren wird der Betriebsrat sein, der aus dem nach Ansicht des 

Klägers mit Nichtigkeit behafteten Wahlverfahren hervorgegangen 

ist. Die Nichtigkeit einer Betriebsratswahl kann aber auch außer­

halb eines besonderen Verfahrens gemäß § 60 ArbVG festgestellt 

werden. Einer solchen Feststellung kommt die bindende Wirkung 

eines gerichtlichen Feststellungsurteils nicht zu. 

Zu Art. I Z. 17, 18, 20 und 21 (§§ 61, 62/ 66 und 67): 

Diese Bestimmungen sind durch die organisatorischen Änderungen 

bedingt. 

Zu Art. I Z. 19 (§ 6.4 Abs. 4): 

Die gerichtliche Entscheidung, mit der die 

Aberkennung der Mitgliedschaft zum Betriebsrat ausgesprochen 

wird, ist ein Rechtsgestaltungsurteil. Sollte, wie es in der 

Praxis vorkommt, das Mitglied im Bewußtsein der fehlenden Wähl­

barkeit ohne vorangegangenes Verfahren einvernehmlich aus dem 

Betriebsrat ausscheiden, so wird darin in der Regel der Tatbestand 

des Rücktrittes gemäß § 64 Abs. 1 Z 2 ArbVG zu erblicken sein. 
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Zu Art. I Z. 21 (§ 67 Abs. 3) :. 

Bei der ersatzweisen Einberufung von Betriebsratssitzungen 

wäre das Instrument der Klage kaum zweckmäßig. Der Ausspruch 

eines Leistungsurteiles, womit dem Betriebsratsobmann die Ein­

berufung aufgetragen wird, wäre wegen der Schwierigkeiten bei 

der Exekution kein gangbarer Weg, den vorn Gesetz vorgesehenen 

Zustand herbeizuführen. Auch derzeit wird nicht der Betriebs­

ratsobmann durch das Einigungsamt zur Einberufung verhalten, 

sondern das Einigungsamt beruft die Sitzung selbst ein. Die 

in der vorgesehenen Bestimmung gewählte Vorgangsweise entspricht 

damit am ehesten dem geltenden Recht. Da jedoch § 92 Abs. 1 ASGG 

auf diesen Fall keine Anwendung finden kann, ist die Anwendung 

des Außerstreitverfahrens entsprechend dem § 92 Abs. 2 ASGG 

im ArbVG vorzuschreiben. 

Die Anordnung der Sitzung durch den Vorsitzenden hat bereits 

Termin und Ort der Sitzung zu enthalten und allenfalls auch 

besondere Probleme des Betriebes, die schon bisher für die 

Abhaltung der Betriebsratssitzungen von Bedeutung waren, zu 

berücksichtigen. Die angeordnete Sitzung selbst ist nach den 

Bestimmungen des ArbVG durchzuführen (§ 67 Abs. I). 

Zu, Art. I Z. 23 und 24 (§ 94 Abs. 8 und § 95 Abs. 3): 

Die EntSCheidungen der Gerichte über die Auflösung von betriebs-

und unternehmenseigenen Schulungs- oder Bildungs- sowie Wohlfahrts­

einrichtungen (§ 94 Abs. 8 bzw. § 95 Abs. 3) sind Rechtsgestaltungs­

urteile. Auch bei diesen Bestimmungen tritt mit der Anpassung der 

Rechtsbehelfe an das ASGG keine Änderung der Rechtslage ein. Wie 

schon im jetzigen Verfahren vor den Einigungsämtern sind die mit 

dem Wort "wenn" eingeleiteten Gründe für eine Anfechtung keine 

Voraussetzungen für die Prozeßführung. 

Zu Art. I Z. 25 (§ 101) ~ 

Auch bei dieser Bestimmung tritt keine inhaltliche Änderung 

der derzeitigen Rechtslage ein. Das Recht des Betriebsrates ist 
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ein Zustirnmungs- und kein Vetorecht. Diese zustimmung kann 

nach geltendem Recht durch die Entscheidung des Einigungsamtes 

ersetzt werden. Der mangelnde Hinweis in der Bestimmung des Ge­

setzes, nach welchen Gesichtspunkten eine solche Zustimmung 

des Einigungsamtes zu erteilen ist, berechtigt nach der unbe­

strittenen Lehre (Strasser, ArbVG-Handkommentar, S 593) das 

Einigungsamt zu keiner Entscheidung nach freiern Ermessen. Das 

Vorhandensein sachlicher Gründe für die Versetzung ist zu prüfen. 

Die Aufnahme des ~weiten Satzes in § 101 des Entwurfes bringt 

das Festhalten an der bisherigen Rechtslage zum Ausdruck. Damit 

verbunden ist eine weitere KlarsteIlung. Zur Erteilung der Zu­

stirnmung wird nicht der Betriebsrat verurteilt. Das Urteil, das 

seine Zustirnmung ersetzt, stellt die Zulässigkeit der Versetzung 

fest. Bei der Beurteilung der sachlichen Rechtfertigung sind 

nicht nur betriebliche Gründe, sondern auch die persönlichen 

Momente des Arbeitnehmers zu berücksichtigen. 

Kläger in diesem Verfahren ist der Betriebsinhaber, der die Zu­

stirnmung des Betriebsrates zur Versetzung nicht erhalten hat, 

Beklagter der Betriebsrat. Das Urteil ist ein Rechtsgestaltungs­

urteil. 

Zu Art. I Z. 26 (§ 105): 

Die Anfechtungsklage nach § 105 Abs~ 3 Z 2 (sozial ungerechtfer­

tigte Kündigung) ist eine Rechtsgestaltungsklage und unterscheidet 

sich damit von einer Klage auf Feststellung der Nichtigkeit bei 

Verletzung der Bestimmungen des § 105 Abs. 3 Z 1 (Kündigung aus 

rechtswidrigem Motiv) • 

Kläger im Falle der Anfechtung ist der Betriebsrat bzw. der 

Arbeitnehmer, Beklagter der Betriebsinhaber, der die Kündigung 

ausgesprochen hat. 

Die Änderung der Bestimmung des § 105 Abs. 4 letzter Satz ist 

im Hinblick auf die Wirkungen einer Klagsrückziehung nach den 

Verfahrensbestimmungen der Zivilprozeßordnung notwendig. 

Zu Art. I Z. 27 und 28 (§ 106 Abs. 2 und § 107): 

Auch diese Anfechtungsklagen sind Rechtsgestaltungsklagen. 
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Zu Art, I Z. 30 bis 32 (§§ 120, 121 und 122): 

Die Klage auf vorherige Zustimmung des Gerichts zur Kündigung 

ist eine Rechtsgestaltungsklage, da die zustimmung des Gerichts 

Wirksamkeitsvoraussetzung für die Vornahme der Kündigung ist. 

Die Bestimmung des § 120 Abs. 2 stellt die passive Klagslegi­

timation des Betriebsratsmitgliedes klar. 

Die übrigen Änderungen sind auf Grund der organisatorischen 

Änderung erforderlich. 

Zu Art. I Z. 33 (§ 127 Abs. 4): 

Hier gilt das zu Z. 19 (§ 64) Gesagte. 

Zu Art. I Z. 34 (§ 130): 

Die Änderungen dienen der Anpassung an organisatorische Änderun-

gen. 

Zu Art. I Z. 35 bis 37 (tiberschriften zum 1. Hauptsttick des II!. Teiles): 

Die Änderungen ergeben sich aus den im allgemeinen Teil vorgesehe­

nen organisatorischen Veränderungen (Auflassung der Einigungsämter 

und Verlagerung der nicht durch das ASGG auf die Arbeits- und Sozial 

gerichte übertragenen Kompetenzen auf das nunmehr als Bundeseini­

gungsamt bezeichnete bisherige Obereinigungsamt bzw. auf das Bundes­

ministerium für soziale Verwaltung. Aus Gründen der Zweckmäßigkeit 

hebt der Entwurf diejenigen Bestimmungen, welche die aufzulassenden 

Einigungsämter betreffen, ausdrücklich auf. Die Paragraphenbezeich­

nung für die anderen Rechtsinstitute bleibt unverändert. 

Die Änderung der Bezeichnunt;j dieser Behörde von "Obereinigungsamt" 

auf "Bundeseinigungsamt" durch den Wegfall der Einigungsämter ist 

semantisch bedingt. Dieser Wegfall läßt die Bezeichnung "Obereini­

gungsamt" nicht mehr sachgerecht erscheinen. Die örtliche Zustän­

digkeit rechtfertigt den umfassenden Begriff "Bundeseinigungsamt". 

Zu Art. I Z. 38 (§ 141): 

Die Errichtung und Zusammensetzung des künftigen Bundeseinigungs­

amtes hält grundsätzlich an der bisherigen Rechtslage· fest. Die 
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bisherige Einteilung der Mitglieder des Obereinigungsamtes (wie 

auch der Einigungsämter) in Mitglieder und Ersatzmitglieder hat 

in der Praxis keine Rolle gespielt. Der Entwurf ist davon abge­

gangen. Verzichtet wird auch auf die in den geltenden §§ 136 

Abs. 5 und 141 Abs. 2 für die Mitglieder des Obereinigungsamtes 

anwendbare Regelung, wonach die Ablehnung der Übernahme oder 

die Niederlegung des Amtes nur aus wichtigen Gründen zulässig 

ist. Die Neuregelung folgt § 24 ASGG, wonach nur Personen be­

stellt werden, die zur Übernahme des Amtes bereit sind. Im üb­

rigen bietet nunmehr Abs. 6 dem Mitglied die Möglichkeit, auch 

ohne Vorliegen wichtiger Gründe um seine Amtsenthebung zu er­

suchen. 

Zu Art. I Z. 39 (§ 142): 

Diese Bestimmung entspricht im wesentlichem dem geltenden Recht. 

Der Hinweis auf die Berücksichtigung regionaler Gesichtspunkte 

bei der Zusammensetzung der Senate zur Festsetzung von Mindest­

lohntarifen im Abs. 1 dient dem Zweck wie bisher solche Lohnrege­

lungen auf Landesebene möglich zu machen. 

Die Bestimmung des letzten Satzes enthält eine Klarstellung. Der 

Vorsitzende, der bei der Abstimmung seine Stimme zuletzt abzu­

geben hat, darf sich nicht der Stimme enthalten. Aus dieser posi­

tiven Regelung ergibt sich im Umkehrschluß die Berechtigung der 

Mitglieder, sich der Stimme zu enthalten. 

Zu Art. I Z. 40 (§ 143): 

Die im § 143 enthaltene Regelung, wonach der Vorsitzende Ord­

nungsstrafen gegen Mitglieder verhängen kann, wird, da sie bis­

her in der Praxis keine Bedeutung erlangte, in den Entwurf nicht 

aufgenommen. 

Zu Art. I Z. 41 und 42 (Überschrift zum Abschnitt 2, § l44): 

Nach dem geltenden Recht wird die Schlichtungsstelle, die jeweils 

nur für einen Schlichtungsfall zu errichten ist, auf Antrag eines 

der Streitteile vom Vorsitzenden des zuständigen Einigungsamtes 
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errichtet. Der Wegfall der Einigungsämter erfordert ein neues 

Verfahren zu ihrer Errichtung. Der bisherigen Praxis folgend 

sind die Vorsitzenden der Schlichtungsstellen durchwegs aus 

dem Kreise der Berufsrichte,r, die bei einem Arbeitsgericht 

oder einem arbeitsrechtlichen Berufungssenat ernannt sind, zu 

bestellen. Es erscheint daher zweckmäßig, die Errichtung der 

Schlichtungsstelle und die damit verbundene Bestellung des Vor­

sitzenden durch ein Organ vornehmen zu lassen, welches in ähn­

lichem räumlichen und sachlichen Naheverhältnis zu den als Vor­

sitzende in Frage kommenden Richtern steht, wie bisher die Vor­

sitzenden der jeweils in Betracht kommenden Einigungsämter. Nach 

der neuen Regelung ist die Errichtung einer Schlichtungsstelle 

vom Präsidenten des örtlich zuständigen Landesgerichts (für die 

Bundesländer Wien und Niederösterreich vom Präsidenten des Ar­

beits- und Sozialgerichtes Wien) vorzunehmen. Ihm obliegt die 

Bestellung eines Vorsitzenden, sei es auf Grund eines einver­

nehmlichen Vorschlages der Streitparteien oder auf Antrag einer 

der Parteien aus dem Kreise der Berufsrichter, die beim Gerichts­

hof mit Arbeits- und Sozialrechtssachen befaßt sind. AUßerdem hat 

er die Beisitzer zu bestellen und im Einvernehmen mit dem von ihm 

bestellten Vorsitzenden die erste mündliche Verhandlung anzube­

raumen. 

Die Errichtung der Schlichtungsstelle sowie die Bestellung des 

Vorsitzenden und der Beisitzer durch den Präsidenten des Ge­

richtshofes stellt einen Akt der Verwaltung (Justizverwaltung) 

dar. Sie steht damit in keiner Verbindung mit der Gerichtsbar­

keit. Auch die Tätigkeit der richterlichen Organe als Vorsitzende 

einer Verwaltungsbehörde erfolgt außerhalb der Gerichtsbarkeit. 

Ihre Bestellung kann nur mit ihrer Einwilligung erfolgen. 

Die Schlichtungsstellen sind am Sitz eines Landesgerichtes 

(in Wien am Sitz des Arbeits- und Sozialgerichtes Wien) zu 

errichten. Diese Einschränkung entspricht der geltenden Rechts­

lage, die Schlichtungsstellen nur bei den Einigungsämtern in 

einer Landeshauptstadt vorsieht. 
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ZU Art. I Z. 43 (§ 145): 

Die Erstellung der Beisitzerlisten entspricht dem bisherigen 

System. Die in dieser Bestimmung vorgenommenen Änderungen sind 

nur durch die vorgeschlagenen organisatorischen Änderungen be­

dingt. 

zu Art. I Z. 44 {§ 146~~ 

Die in den Abs. 1 und 3 vorgenommenen Änderungen ergeben sich 

aus den erforderlichen organisatorischen Änderungen. Der Weg­

fall des § 146 Abs. 4 folgt der für das Bundeseinigungsamt ge­

troffenen Regelung. Er trägt der Erfahrung Rechnung, daß jahr­

zehntelang für das Obereinigungsamt und die Einigungsämter kein 

Erfordernis zur Verhängung von Ordnungsstrafen bestand. 

zu Art. I Z. 45 und 46 (Uberschrift zu Abschnitt 3,§ 147) : 

Die Änderungen sind durch die vorgesehenen neuen Organisations­

bestimmungen (Wegfall der Einigungsämter) bedingt. Die Besorgung 

der Kanzleigeschäfte der Schlichtungsstellen durch Bedienstete 

aus dem Personalstand des jeweils zuständigen Landesgerichtes, 

entspricht der bisherigen Praxis. Die Kanzleigeschäfte der Eini­

gungsärnter und Schlichtungsstellen wurden stets von Bediensteten 

aus dem Personalstand der Geschäftsstelle der Arbeitsgerichte 

besorgt. 

zu Art. I Z. 47 (§ 148): 

Diese Bestimmung entspricht unter Berücksichtigung der organi­

satorischen Änderungen (Wegfall der Einigungsämter) dem gelten­

den Recht. 

zu Art. I Z. 48 (§ 149): 

Die vorgesehene Regelung trägt der Zuständigkeit des Bundesmini­

steriurns für soziale Verwaltung als Hinterlegungsbehörde für 

Kollektivverträge sowie des Bundeseinigungsamtes als Kataster­

behörde für die von ihm beschlossenen Regelungen der kollektiven 
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Rechtsgestaltung Rechnung. Zu dieser Einsichtsmöglichkeit kommt 

die Gelegenheit zur Einsichtnahme in die Kollektivverträge bei 

den Arbeits- und Sozialgerichten gemäß § 43 Abs. 2 ASGG. Dieser 

kommt für die Rechtsuchenden wegen der örtlichen Nähe größere 

Bedeutung zu. 

Zu Art. I Z. 49 und 50 (§§ 150 und 151) : 

Die Neufassung dieser Bestimmungen trägt den organisatorischen 

Änderungen (Wegfall der Einigungsämter) Rechnung. Die Änderung 

in § 150 Abs. 2 geht von der Überlegung aus, es könnten bei Ver­

fahren vor dem Bundeseinigungsamtes, das zur Anwendung des AVG 

verpflichtet ist, solche Kosten anfallen (siehe die Übergangs­

bestimmungen in Art. VI Abs. 3). 

Zu Art. I Z. 51 bis 56 (§§ 153 bis 158): 

Diese Bestimmungen regeln die Übertragung der bisher den Eini­

gungsämtern obliegenden Aufgaben einer Schlichtungstätigkeit 

im Zusammenhang mit dem Abschluß oder der Änderung von Kollek­

tivverträgen auf das Bundeseinigungsamt. Die in der Neufassung 

des § 158 vorgenommenen Änderungen berücksichtigen die im 

I. Teil des ArbVG bezeichneten neuen Aufgaben, die künftig vorn 

Bundeseinigungsamt wahrzunehmen sind (§§ 18, 21 und 25). 

Zu Art. I Z. 57 (§ 161): 

Diese Änderung ist durch den Wegfall der Einigungsämter bedingt. 

Zu Art. I Z. 58 (§ 171): 

Die Änderungen ergeben sich aus der Betrauung der Präsidenten 

der Landesgerichte (des Arbeits- und Sozialgerichts Wien) mit 

der bisher dem Vorsitzenden der in Betracht kommenden Einigungs­

ämter zustehenden Aufgaben bei der Errichtung der Schlichtungs­

stellen, bzw. mit der Betrauung von Kanzleibediensteten für Zwecke 

einer Schlichtungsstelle und aus dem Bundesministeriengesetz. 
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Zu Artikel 11: 

Allgemeines: 

Das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz macht auch eine 

Anpassung des Mutterschutzgesetzes 1979 erforderlich. 

Nach geltendem Recht kann eine Kündigung rechtswirksam 

nur nach vorheriger Zustimmung des Einigungsamtes aus­

gesprochen werden (§§ 10, 27 Abs. 1 MSchG). Weiters 

sind Bescheinigungen des Einigungsamtes über eine 

Rechtsbelehrung (§§ 10 Abs. 6 und 27 Abs. 2 MSchG) 

sowie Vereinbarungen vor dem Einigungsamt (§ 16 MSchG) 

vorgesehen. Künftig sollen die Landes- und Kreisge­

richte als Arbeits- und Sozialgerichte bzw. das Arbeits­

und Sozialgericht Wien an Stelle der Einigungsämter für 

diese Aufgaben zuständig sein. 

Der besondere Kündigungsschutz (§§ 10 und 27 MSchG) 

ist als Arbeitsrechtssache im Sinne des § 50 Abs. 2 ASGG 

anzusehen ("gleichartige bundesrechtliche Bestimmungen"). 

Die Zuständigkeit der Gerichte für Rechtsbelehrungen und 

Vereinbarungen ergibt sich aus § 92 ASGG. 

Durch diese Anpassungen erfolgt keine Änderung des 

materiellen Rechts. 

Z~ Art. 11 Z. 1 (§lO Abs. 3): 

Für die Rechtswirksamkeit einer Kündigung ist nunmehr 

anstelle der Zustimmung des Einigungsamtes ein gericht­

liches Urteil erforderlich. Das Verfahren auf Zustimmung 

zur Kündigung ist eine Rechtsstreitigkeit nach § 50 

Abs. 2 ASGG. Im gerichtlichen Verfahren ist die Dienst­

nehmerin beklagte Partei (§ 13). Im übrigen wird auf die 

Erläuterungen zu § 120f ArbVG (Art. I Z 30) verwiesen. 

, 
i 
I ; , 

I 
, , 
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Die Einverständniserklärung der Dienstnehmerin zur Kündi­

gung (§ 10 Abs. 3 2. Satz, 2. Tatbestand) ist nur rechts­

wirksam, wenn sie in der Tagsatzung zur mündlichen Streit­

verhandlung erfolgt; eine Erklärung in der 1. Tagsatzung 

ist nicht ausreichend. Dies entspricht dem geltenden 

Recht, wonach die Erklärung in der mündlichen Verhandlung, 

also in Anwesenheit der Beisitzer, erfolgen muß. 

Zu A;z;:t. II Z. 2(§ 10 Abs. 6}: 

"Einigungsamt" wird durch "Gericht (§ 92 ASGG) 11 ersetzt. 

Gemäß § 92 ASGG sind die Arbeits- und Sozialgerichte 

auch dazu berufen, Rechtsbelehrungen zu erteilen, Amts­

bestätigungen auszustellen und Vereinbarungen zu proto­

kollieren. Örtlich zuständig ist jedes Landes- und Kreis­

gericht als Arbeits- und Sozialgericht bzw. das Arbeits­
und Sozialgericht Wien. 

Zu Art. II Z. 3 (§ l3): 

Diese Regelung soll klarstellen, daß im Verfahren nach 

§ 10 Abs. 3 die Dienstnehmerin beklagte Partei ist. 

Zu Art. II Z. 4 (§ l6l: 

Siehe die Erläuterungen zu Art. II Z. 2. 

Zu Art. II Z. 5 (§ 27): 

Die Anpassung des Abs. 1 erfolgt entsprechend § 10 Abs. 3. 

Im Abs. 2 wird - entsprechend § 10 Abs. 6 - "Einigungsamt" 
durch "Gericht (§ 92 ASGG)" ersetzt. 
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Zu Artikel III: 

Allgemeines: 

Das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz macht auch eine An­

passung des Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes erforderlich. 

Anstelle der Einigungsämter sollen künftig die Gerichte 

für die Zustimmung zur Kündigung und Entlassung (§§ 6 

und 7 APSG) , für Rechtsbelehrungen nach § 6 Abs. 7 APSG, 

Vereinbarungen nach § 18 Abs. 2 APSG sowie für die Fest­

stellung nach § 12 Abs. 2 zuständig sein. 

Der besondere Kündigungs- und Entlassungsschutz (§§ 6 

und 7 APSG) ist als Arbeitsrechtssache im Sinne des 

§ 50 Abs. 2 ASGG anzusehen. 

Hinsichtlich der Dienstnehmer, die dem Landarbeitsgesetz 

unterliegen, bleibt die Zuständigkeit der Einigungs­

kommissionen weiter aufrecht. 

Durch den vorliegenden Entwurf werden lediglich jene Be­

stimmungen geändert, die eine Zuständigkeit der Einigungs­

ämter vorsehen. Darüberhinausgehende Anpassungen, die 

insbesondere durch Änderungen des Verfassungsrechts, Ver­

änderungen im Wehrrecht sowie die Wiederverlautbarung 

des Wehrgesetzes und des Landarbeitsgesetzes erforder­

lich geworden sind, bleiben der beabsichtigten Neuer­

lassung des Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes vorbehalten. 

Ein entsprechender Entwurf wurde Anfang 1986 zur Begut­

achtung ausgesandt. Sofern dieses neue Arbeitsplatz­

Sicherungsgesetz nicht mit 1.1.1987 in Kraft tritt, 

sollen vorerst nur die im vorliegenden Entwurf vorge­

sehenen Anpassungen des geltenden APSG an das ASGG ver­
wirklicht werden. 
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Zu Art. III Z. 1 bis 3(§ 6 Abs. 3 bis 5): ....... 

Für die Rechtswirksamkeit einer Kündigung ist nunmehr 

anstelle der Zustimmung des Einigungsamtes ein gericht­

liches Urteil erforderlich. Im gerichtlichen Verfahren 

(Rechtsstreitigkeiten nach § 50 Abs. 2 ASGG) ist der 
---

Dienstnehmer beklagte Partei (§ 10 APSG). Im übrigen 

wird auf die Erläuterungen zu § 120f ArbVG (Art. I Z 30) 

und § 10 Abs. 3 MSchG (Art. 11 Z 1) verwiesen. 

Zu Art. III Z. 4 (~6 Abs. 7): 

Gemäß § 92 ASGG sind die Arbeits- und Sozialgerichte auch 

dazu berufen, Rechtsbelehrungen und Amtsbestätigungen 

auszustellen. Örtlich zuständig ist jedes Landes- und 

Kreisgericht als Arbeits- und Sozialgericht bzw. das 

Arbeits- und Sozialgericht Wien. 

Zu Art. III Z. 5 (§ 7l~ 

Ebenso wie bei Kündigungen (§ 6 Abs. 3) ist nunmehr auch 

für Entlassungen anstelle der Zustimmung des Einigungs­

amtes ein gerichtliches Urteil erforderlich. Das Ver­

fahren zur Zustimmung zur Entlassung ist eine Rechts­

streitigkeit nach § 50 Abs. 2 ASGG. Im gerichtlichen 

Verfahren ist der Dienstnehmer beklagte Partei (§ 10 

APSG) . 

Zu Art. III Z. 6 (§ lOl: 

Diese Regelung soll klarstellen, daß im Verfahren be­

treffend die Zustimmung ZUI' Kündigung und Entlassung 

(§§ 6 und 7) deI' Dienstnehmer' beklagt(~ PGrtei ist. Dies 
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gilt gern. § 12 Abs. 2 letzter Satz auch für das Ver­

fahren betreffend den Nichteintritt einer Hemmung der 
Kündigungsfrist. 

Zu Art. 111 Z. 7 (i ~2 Abs. 2): 

Für den Ausspruch, daß eine Hemmung der Kündigungsfrist 

nicht eintritt, ist nunmehr anstelle des Einigungsamtes 

das Gericht zuständig. 

Zu Art. III Z. 8 (i 18 Abs. 2): 

Gemäß § 92 ASGG sind die Arbeits- und Sozialgerichte 

für Rechtsbelehrungen und die Protokollierung von Verein­

barungen zuständig. 

Zu Art. 111 Z. 9 (i 26 Abs. 1): 

Da im vorliegenden Entwurf den Einigungsämtern keine Auf­

gaben mehr übertragen sind, ist § 26 Abs. 1 anzupassen. 

Anstelle der Gerichte sollen für Arbeitnehmer, die dem 

Landarbeitsgesetz bzw. den Landarbeitsordnungen unter­

liegen, die Einigungskommissionen (§ 226 des Landarbeits­

gesetzes 1984) zuständig sein. Dies entspricht dem geltenden 

Recht. Die §§ 6 Abs. 3 und 4 und 12 Abs. 2 sind sinngemäß 

anwendbar: Anstelle einer Klage ist ein Antrag einzubringen, 

die Einverständniserklärung des Dienstnehmers hat in der 

mündlichen Verhandlung zu erfolgen. 

Zu Ar.!:. III Z. 10 (i 26 P.bs._ 4} : 

Aufgrund der Änderung des § 10 APSG ist eine dem geltenden 

Hech t en tsp rechende besondc l'e Ve r fah l'ensvo rsch r i ft fü C' die 

Einigungskornrnissionen eC'.forderlich. 
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'Zu Artikel IV J... 

Das 1954 beschlossene Heimarbeitsgesetz, welches die Heimarbeit 

in Österreich neu regelte, sah als neue Behörde zur Wahrnehmung 

der Aufgaben gemäß § 29 dieses Gesetzes Heimarbeitskommissionen 

vor. Für diese Kommissionen, sowohl besondere Heimarbeitskommis­

sionen für wichtige Heimarbeitszweige als auch eine allgemeine 

Heimarbeitskommission für sonstige Heimarbeitszweige, legt das 

Gesetz die Errichtung beim Einigungsamt Wien und allenfalls auch 

in besonderen Fällen bei einem anderen Einigungsamt (§ 28 Abs. 3 

und 4) fest. Das Heimarbeitsgesetz stellt aber gleichzeitig in 

§ 28 Abs. 5 fest, daß diese Kommissionen bei der Wahrnehmung 

ihrer Aufgaben nicht dem Vorsitzenden des Einigungsamtes unter­

stehen. 

Damit wollte der Gesetzgeber offensichtlich den Eindruck der 

Schaffung organisatorisch neuer Behörden vermeiden, doch in der 

Praxis ergab sich bei den Heimarbeitskommissionen in ihrem mehr 

als 30 Jahre langen Bestehen außer der Bezeichnung keine Verbin­

dung mit den Einigungsämtern. Es bestand weder ein örtlicher noch 

ein organisatorischer Zusammenhang zwischen den beiden Behörden; 

die Heimarbeitskommission in Vorarlberg befindet sich nicht ein­

mal am gleichen Ort wie das Einigungsamt. Ein solcher Zusammen­

hang war auch nicht beabsichtigt, weshalb die bereits vor dem 

Inkrafttreten des Heimarbeitsgesetzes erlassene Heimarbeitskom­

missions-Rahmengeschäftsordnung, BGBl. Nr. 223/1954,in § 38 für 

die Führung der Kanzleigeschäfte der Heimarbeitskommissionen die 

Schaffung eigener Geschäftsstellen normiert. 

Die von den Heimarbeitskommissionen bisher geführte Bezeichnung 

"beim Einigungsamt Wien" bzw. "beim Einigungsamt Feldkirch" blieb 

daher eine Leerformel, die mit der Auflassung der Einigungsämter 

zum Wegfall kommen soll. 

I 

1 
J 
J 
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Zu Artikel V: 

§ 24 des Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetzes sieht zur 

Aufsicht über die Einhaltung der durch dieses Bundesgesetz zum 

Schutze der Dienstnehmer - soweit es sich um die in Hausgemein­

schaft Aufgenommenen handelt - erlassenen Vorschriften eine Kom­

mission bei jedem Einigungsamt vor. Diese Kommission hat, wie 

in den Erläuterungen zum Initiativantrag 197/A betreffend das 

Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz hingewiesen wird, den 

Charakter einer Schlichtungsstelle, die nur tätig werden kann, 

wenn sie wegen einer behaupteten Verletzung der Schutzvorschrif­

ten angerufen wird. Dieses Antragsrecht steht einern Dienstnehmer 

sowie einern Dienstgeber, aber auch den Interessenvertretungen zu, 

die die Mitglieder in die Kommission entsenden. 

Da seit dem Inkrafttreten des Gesetzes im Jahre 1962 beim Eini­

gungsamt Wien nur vier Anträge gestellt wurden, die jedoch keiner 

meritorischen Erledigung zugeführt wurden (von den anderen Eini­

gungsämtern sind überhaupt keine Verfahren bekannt), ist anzuneh­

men, daß sich diese Bestimmung nicht bewährt hat und damit keine 

Notwendigkeit besteht, eine solche Kommission bei einer anderen 

Behörde einzurichten. 
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Zu Artikel VI: 

Das in Abs. 1 vorgesehene Inkrafttreten entspricht dem Geltungs­

beginn des Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes. 

Im Hinblick auf § 101 Abs. 4 ASGG, wonach die im Zeitpunkt des 

Inkrafttretens dieses Gesetzes bei den Einigungsämtern oder beim 

Verwaltungsgerichtshof anhängigen Verfahren von diesen nach den 

bisherigen Vorschriften zu Ende zu führen sind, ergibt sich die 

Notwendigkeit für die Fortführung und Beendigung solcher Verfah­

ren Vorsorge zu treffen. Mit Rücksicht auf die Parteien sollen 

die anhängigen Verfahren vom bisherigen Einigungsamt für die 

Dauer eines Jahres fortgeführt werden. Dieser Zeitraum erscheint 

nach der Praxis der letzten Jahre ausreichend, nahezu alle am 

Jahresende 1986 offenen Fälle zu erledigen. Verfahren, die 

innerhalb eines Jahres nicht erledigt werden können, sind ab 

1. Jänner 1988 vom Bundeseinigungsamt fortzuführen und abzu­

schließen. Ab diesem Zeitpunkt soll das Bundeseinigungsamt auch 

für die Durchführung jener Verfahren zuständig sein, die auf Grund 

von Erkenntnissen des Verwaltungsgerichtshofes bzw. des Verfas­

sungsgerichtshofes neuerlich zu verhandeln sind. 

Für die Erledigung der bis 31. Dezember 1986 eingebrachten Anträge 

zur Hinterlegung von Kollektivverträgen wird eine Frist von drei 

Monaten festgesetzt. Als sonstige Angelegenheiten der Einigungs­

ämter im Sinne des Abs. 5 sind vor allem Anträge auf Erlassung 

eines Mindestlohntarifes oder Anträge gemäß § 153 ff ArbVG zu 

verstehen. 

In Abs. 6 wird klargestellt, daß es sich bei dem Bundeseinigungs­

amt nicht um eine neue Behörde handelt, sondern nur um die Umbe~ 

nennung des bisherigen Obereinigungsamtes. Daher sollen auch alle 

für das Obereinigungsamt getroffenen Verfügungen, sowohl generel­

len als auch individuellen Charakters, unberührt bleiben. 
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In Abs. 7 wird die Übernahme der Kollektivverträge, die im 

Kollektivvertragskataster der Einigungsärnter jeweils gesam­

melt sind, durch den arn Sitz des jeweiligen Einigungsamtes 

befindlichen Gerichtshof geregelt. Diese Kollektivverträge 

sind zur Vervollständigung der Sammlung von Kollektivver­

trägen, die bei den Gerichtshöfen auf Grund der Übermittlung 

von Kollektivverträgen gemäß § 43 Abs. 2 ASGG entstehen wer­

den, notwendig. Für jene Gerichtshöfe, denen auf Grund des 

Gerichtssitzes keine Kollektivverträge zu übergeben sind, wird 

von der Justizverwaltung die erforderliche Vorsorge zu treffen 

sein. 

Das gleiche gilt für die Mindestlohntarife, Satzungen und 

Lehrlingsentschädigungen, die in den Katastern der Einigungs­

ämter gesammelt sind. 
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Tex t g e gen übe r s tel 1 u n g 

Geltendes Recht 

Arbeitsverfassungsgesetz 

ZuerllcnllllJlIj lind Abc:r1u:nJlI!ng der Kollektiv­
vertraljsfähiblu:it 

§ S. (I) Die Kollektivverengsfähigkeie im 
Sinne des S ... Abs. 2 une.! J ise auf Antrag nad, 
Anhörullb dcr zuständigen r,csctzlidlen Imeres­
• envertretungen durd\ das Obereinigungsamt zu­
zuerkennen. 

(2) Die Entsdlcidung iiber die Zuerkennung 
der KollektivvertraGsf:ihigkeit ist im "Amtsulatt 
zur Wien er Zeitung" kUlidzumad,en und dem 
nUJldcsministeriulll für soziale Verwaltung sowie 
allen Einicungsämtern zur Kcnntnis zu brin~c:n. 
nie Kosten der Kundm:aulunc hat die freiwillige 
nerufsvercinicung (der- Verein), der (dem) die 
Kollcktivvertral)sfähiskeit zuerkannt wurde, zu 
tfOlgen. 

(3) Die KollektivvertragsCähigkcit ist du!"dt 
du Oberc:inigungs:amt von Amts wegen oder auf­
Antrag einer 1{OlIektivvertr~gsfähigen ßerufsver­
einigung oder einer gesetzlidlen Interessenver­
tretung abzuerkennen. wenn die Voraussetzun­
gen des S ... Abs. 2 oder J nidlt mehr gegeben' 
sind; die Bestimmungen Jes Abs. 2 sine.! .sinn­
gemäß :anzuwenJen. 

Fassung des Entwurfes 

Art i k eIl 

Das Bundesgesetz betreffend die Arbeitsverfassung (Arbeitsver­

fassungsgesetz _ ArbVG), BGBl. Nr. 22/1974. zuletzt geäncert 

durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 204/1986, wird wie folgt ge­

ändert: 

S 5 lautet: 

"S 5. (1) Oie Kollektivvertragsfähigkeit im Sinne des 5 4 

Abs. 2 und 3 ist auf Antrag nach Anhörung der zuständigen 

gesetzlichen Interessenvertretungen durch das Bundeseinigungs­

amt zuzuerkennen • 

(2) Oie Entscheidung über die Zuerkennung der Kollektivver­

tragsfähigkeit ist im "Amtsblatt zur Hiener Zeitung" kundzu­

machen und dem Bundesministerium für soziale Verwaltung so­

wie allen für Arbeits- und Sozial rechtssachen zuständigen 

Gerichtshöfen zur Kenntnis zu bringen. Die Kosten cer Kund­

machung hat die freiwillige Berufsvereinigung (der Verein). 

der (dem) die Kollektivvertragsfnhigkeit zuerkannt wurde. zu 

tragen. 

(3) Oie Kollektivvertragsfähigkeit ist durch das Uundeseinigungs­

amt von Amt.s wegen eder allr Antraa einer kollektivvertragsfiihig .. m 

ßerufsvereiniqung oder einer qesetzlichen Interessenvertretung 

abzuerkennen, wenn die Voraussetzungen des S 4 Abs. 2 oder 3 

nicht mehr gegeben sind; die Bestimmungen des Abs. 2 sind sinn­

gemäß anzuwenden." 

__ ~ c __ ~ _ _~I c ?» Os • Z Z 
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Geltendes Recht 

Hinterlc!;ung und Kumimachullg dei Kollektiv­
vertr~bes 

S 14. (1) Jeder Kollckcivvcrtr:lg ist innerhalb 
von :Lwei Wodlen n:ldl seinem Absdtluß von 
JCIl dUJn betcili~tcn kollcktivvertn~sf3higcn 
Körpersdl:lftcll der Arbeitnehmer in drei, bei 
Kollcluivvertr;jgcn für Arbeitnehmer in' der 
1.:Ind- und Porstwirtsdl:lft. soweit auf ',ie dieses 
llundes!;eset'l. Anwendung findet, in vier glcidt­
butendclI Ausfertigungen, die von den vertng­
SUlließcnJcn I'utcien ordnungsgcmäß gezeidl:" 
net sein müssen, beim EinigullgSlmt Wien. mit 
glekhzeitigcr AngJue der AnSUlriften der vc:r­
tr2gsdllid~clldc~ Parteien ZII hin~_erlegen.. I 

(2) Erstredct siJl der örtlkhe Geltungshereid\ 
des Kollektivvertrages auf die Sprengel mehrerer 
Einigungsämter odcr zwu nur auf den Sprengel 
eines Einigungnmtcs, jedoJl nicht auf den Spren­
gel des Einigungumtes Wien, so sind außer der 
im Abs. 1 festgesetzten Anz:lhl von Ausfertigun­
gen des Kollektivvertngcs jeweils so viele Exem­
plare dem Aneng auf Hinlerlc!;ung anzusdllie­
ßen. wie Einii;\IngS:lllltssprengcl - außer dem 
Sprc:ni;cl des EinigungS:lmlCS Wien - vom ört­
liulen Geleungsbereidt des Kollektivvertrage, er­
faßt sind. Auf diesen Exemplaren kann die Zeich­
nung der vertr:lgschließenden Parteien aufmecha· 
nisdlcm Wei;c wiedergegeben werden. ". 

I 

(3) Audl die im S .f bezeidllleten kollekciv­
vercragsfähigcn Körpersdlaften der Arbeitgeber 
sowie die juriSlisdlen Personen öffentlidlen 
ReJm (S 7) sind beredltigt, die vl:m ihn eil abge­

. Sdllossenen Kollcktivverträge beim Einigungsamt 
Wien :z.u hinterlegen. . .. ' ...... . . . 

(4) Das EinigungunlC Wicn hat innerhalb einer 
Wodle n:un der Hinterlegung die Kundm~chung 
des Ausdllusses des Kollektivvertrages durdl Ein-· 
sdl:altung im .. Amtsbl:att zur Wiener Zeitung'· 
zu vennl:assen. Die Kosten der Kundmachung 
sind von den vertragsdlließenden Parteien zu 
gleiulen Teil~n zu tragen. 

- 53 -

Fassung des Entwurfes 

§ 14 lautet samt Uberschrift: 

"Hinterlegung und Kundmachung des Kollektivvertrages 

§ 14. (1) Jeder Kollektivvertrag ist nach seinem Abschluß 

unverzüglich von den dar an beteiligten kollektivvertrags­

fähigen Körperschaften der Arbeitnehmer in drei, bei Kol­

lektivverträgen für Arbeitnehmer in der Land- und Forst­

wirtschaft, soweit auf sie dieses Bundesgesetz Anwendung 

findet, in vier gleichlautenden Ausfertigungen, die von 

den vertragschließenden Parteien ordnungsgemäß gezeichnet 

sein müssen, beim Bundesministerium für soziale Verwaltung 

mit gleichzeitiger Angabe der Anschriften der vertragschlie­

ßenden Parteien zu hinterlegen. 

(2) Auch die im § 4 bezeichneten kollektivvertragsfähigen 

Körperschaften der Arbeitgeber sowie die juristischen Per­

sonen öffentlichen Rechts (§ 7) sind berechtigt, die von 

ihnen abgeschlossenen Kollektivverträge beim Bundesministerium 

für soziale Verwaltung zu hinterlegen. 

(3) Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat innerhalb 

einer Woche nach der Hinterlegung die Kundmachung des Abschlus­

ses des KOllektivvertrages durch Einschaltung im "Amtsblatt 

zur Wiener Zeitung" zu veranlassen. Die Kosten der Kundmachung 

sind von den vertragschließenden Parteien zu gleichen Teilen 

zu tragen~ 

(4) Nach erfolgter Kundmachung im "Amtsblatt zur Wiener Zei­

tung" (Abs. 3) hat das l1undesministerium für soziale Verwal­

tung dem Hlnterleger eine Ausfertigung des Kollektivvertrages 

mit der ßestätigung der durchgeführten Hinterlegung und Be­

kanntgabe der Zahl, unter der der Kollektivvertrag im Regi­

ster für KOllektivverträge eingetragen wurde (Registerzahl) 

sowie des Tages der Kundmachung im "Amtsblatt zur Wiener 

Zeitung" zurückzustellen. Bei Kollektivverträgen für Ar­

beitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft, auf die dieses 

Bundesgesetz Anwendung findet, ist eine Ausfertigung mit Be­

kanntgabe des Datums der Kundmachung im "Amtsblatt zur \Hener 

Zeitung" dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

vorzulegen. Eine Ausfertigung ist dem Kataster der Kollektiv-
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Geltendes Recht 

(5) Nadl erfolgter Kundrmdlungim ;,Amts­
blatt ~ur Wien er Zeitun(;" (Abs. 4) hat das Eini­
gungsamt Wien Jem Hinterleger eino Ausferti­
gung des Kollektivvertr:lbes mit de~ Beseitigung 
Jer durulgeführten Hinterlc(;ung und Bekannt­
g~be der 2:1111, unter Jcr Jer Kollektivvertrag 
im Register für Kollektivverträ(;e eingetragen 
wurde (Registeruhl) sowie des T~geJ der Kund­
maulung im .. Anmblut zur Wien er Zeitung" 
zurüd.zuslellen. Eine AusferLigung ist mit Be­
kanntgabe des D:aums der Kun~m:idlung im 
.. Amtsblatt zur Wiener Zeitung" dem Dundes­
ministerium für soziale Verwaltung, bei Kollek­
tivvertrligen für Arbeitnehmer in der L:ln~- una 
Porstwirtsd12{t, soweit auf sie dieses Bundesgeset% 
Anwendung findet, :ludI dem Dundesministerium 
für LanJ- und Forstwirtsdlaft von.ulegcn. Eino 
Ausfertigung ist dem Kat:lster der Kollektiv­
verträge einzuverleiben. In den Fällen des Abs. 2 
hat das Einigung$101t Wien von den im Ab •• 2 
angeführten Kollektivvertragsexemplaren je eines 
den Einigungsämtern, die vom örtlidlen Gel­
tungsl>ereidl des Kollektivvertrages erfaßt lind, 
lIlit Angabe: des Datums seiner Kundmadlung 
im ,;Amtsblatt zur Wiener Zeitung" und. der: 
Kauster:::2hl, unter Jer Jer Kollektivverträg im : 
K2taster des EilligungSlmtes Wien eilIgereiht ! 
wurdc, zu übermitteln; die' Eilligul1ssinller ; 
haben diese KollcktivveClri~e dcm K2t1ster der 
Kollck.tivvenr:igc einzuvcrleiben. 

(6) Der Hinterlcger eines Kollektivvertrage •. 
hJt innerhalb von zwei Wodlcn nadl Einbngen 
der Bestätigung des Einigllngnmtes über die 
Hinterlcg\lnl; des Kollc:ktivvcrtrages je eine Aus­
fertigung desselben dem USlerreidlisdlcn St:ai­
msdlen Lc:ntralJ.mt in Wien, den nadl dem Gel­
tllnssberekh des Kollektivvertrages in Detradlt 
kommenden gesetzliJlen Intcressellvercrelungen 
der Arl>ei'bcuer und d"r Arl>cilllclllUer, sofern: 
diese nidlt sclhH vcnr:lGsJlließcnde P:lrtcien I 

sind, :LU übcrmitteln. Diesc Ausfertigungen sind: 
mit der Z2111, unter der der Kollektivvertrag I 

vom EilliblillSSJlllt Wi"11 im Register für Kol­
Icktivverträhc eingetra;;en wurde unJ mit dem 
DJlUlll tier K tlntllllldlullg im .. Amtsblatt zur 
Wiener Zeitung" zu versehen. Auf dielen Exem­
plaren bllll die Zeidlnung der vertragsdlließen­
den P2rtcien auf mcJllnisdlem Wege wieJer­
segeben werden. 

- 54 -

Fassung des Entwurfes 

verträge einzuverleiben. Das Bundesministerium für soziale 

Verwaltung hat jedem für Arbeits- und Sozialrechtssachen 

zuständigen Gerichtshof eine Ausfertigung des Kollektivvertrages. 

mit Angabe des Datums seiner Kundmachung im "Amtsblatt zur 

Wiener Zeitung" und der Katasterzahl, unter der der Kollek­

tivvertrag im Kataster des Bundesministeriums für soziale 

Verwaltung eingereiht wurde, zu übermitteln. 

(5) Der Hinterleger eines Kollektivvertrages hat innerhalb 

von zwei Wochen nach Einlangen der Bestätigung des Bundes­

ministeriums für soziale Verwaltung über die Hinterlegung 

des KOllektivvertrages je eine Ausfertigung desselben dem 

Österreichischen Statistischen Zentralamt in Wien, den 

nach dem Geltungsbereich des Kollektivvertrages in Betracht 

kommenden gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeit_ 

geber und der Arbeitnehmer. sofern diese nicht selbst ver­

tragschließende Parteien sind. zu übermitteln. Diese Aus­

fertigungen sind mit der Zahl. unter der der Kollektivver­

trag vom Bundesministerium für soziale Verwaltung im Re­

gister für Kollektivverträge eingetragen wurde und mit dem 

Datum der Kundmachung im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu 

versehen. Auf diesen Exemplaren kann die Zeichnung der vcr­

tragschließenden Parteien auf mechanischem Wege wiederge­

geben werden." 
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Geltendes Recht 

Auflegung des Kollektivvertrages im Betrieb 

§ 15. Jeder kollcktivvcrtl":lgs:lIlgehörige Arbeit­
geber hat ,Ien Kollektivvertug binnen drei Tagen 
nad, dem Tage der KllmlmadlUng es H Abs . .c) 
im ßetrieb in einem für alle Arbeitnehmer 1U­

g:inglidlen Raume aufzulegen und darauf in einer 
ßctriebskundllladlUng hinzuweisen. 

Gdtullg$(huer des Kollektivvertrages I 
§ 17. (1) Enlll31t der Kollektivvertrag keine i 

Vorsdlrift über ,eine Geltungsdauer, '0 kann 
cr nad, AIJhluf eines Jahres von jeder 'Vertrag­
sdllicßenden Parlci unter Einhaltung einer Frist! 
von minJestens drei MOluten zum Letzten eines ! 
Kalendermonats gekündigt werden. Die KünJi- i 

gung beJuf zu ihrer Redmwirksamkcit der· 
sd,rifdid,en Form und hat durd, eingeschriebe­
nen Brief 1U erfolgen. 

(2) Dei redmwirksam erfolgter Kündigung hat 
die PUlei, die ,Iie Kiindigung ausgesprodlen hat, ,. 
dem Einigungs:lmt Wien innerhalb von drei i 
Tagen nad, Ablauf der Kündigungsfrist das Er-· 
lösd,cn des Kollcluivvcrtr:lges anzuzeigen. Audl 
die andere Kollcktivvertngsp:lrtci ist berechtigt, 
diese Anzcige zu erstattcn. 

(3) Wird einer freiwilligen Berufsvereinigung 
gcmäß S 5 Abs. 3 die Kollcktivvertncsfähigkeit. 
aberkannt, so erlösd,en die von dicscr ßcrufs- I 

vereinigung abgesdllossenen Kollektivverträge' 
mit dem Tage, an dem die gemäß S 5 Abs. J; 
ergangene EnudlciJung des Obercinigungsamtet 
im .. AmtsLlatt zur Wiener Zeitung" kunJgemadlt 
wirJ. Im Falle Jes S 6 erliu:ht cin von der geseu­
liulen Intercsscnvenrelung :tbl;;eschlossener Kol­
lektivvertrag für die Miq~liedcr der freiwilligen 
ßerufsvereinigung mit dem Tage, an dem ein 
von diescr ßcrufsvereinigung abgesmlossener 
Kollektivvertrag in Wirks:lJnkeit tritt. : 

(~) Das Eilligungsamt Wicn hat innerhalb einer 
Wod,e nadl dem EinlangCl\ der Anzeige über 
d:ls ErlösdIen eines Kollektivvertngcs nam Ab,. 2 
eine Kundn\2dlung über das Erlösdlcn im .. Amu­
bl3tt zur Wicller ZeilUII!;" zu vennbnen. Die 
Kostcn der Kumlll1adlung $inJ von Jen Kollek-

55 
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Fassung des Entwurfes 

Im !i 15 lautet die Zitierung im Klam!nerausdruck "(!i 14 /\bs.3)". 

!i 17 lautet samt Uberschrift: 

"Geltungsdauer des Kollektivvertrages 

!i 17. (1) Enthält der Kollektivvertrag keine Vorschrift über 

seine Geltungsdauer, so kann er nach Ablauf eines Jahres von 

jeder vertragschließenden Partei unter Einhaltung einer Frist 

von mindestens drei Monaten zum Letzten eines Kalendermonats 

gekündigt werden. Die Kündigung bedarf zu ihrer Rechtswirksam­

keit der schriftlichen Form und hat durch eingeschriebenen 

Brief zu erfolgen. 

(2) Eine Kün~igung gemäß Abs. 1 ist von der Partei. die die 

Kündigung vorgenommen hat, dem Bundesministerium für soziale 

Verwaltung innerhalb von drei Tagen nach Ablauf der Kündigungs­

frist anzuzeigen. Auch die andere Kollektivvertragspartei ist 

berechtigt, diese Anzeige zu erstatten. Führen andere nicht 

aus dem Text des Kollektivvertrages ersichtliche Gründe zu sei­

nem Erlöschen, so ist dies von den Kollektivvertragsparteien ge-l 

meinsam dem Bundesministerium für soziale Verwaltung anzuzeigen. 

(3) Wird einer freiwilligen Berufsvereinigung gemäß !i 5 

Abs. 3 die Kollektivvertragsfähigkeit aberkannt, so erlöschen 

die von dieser Berufsvereinigung abgeschlossenen Kollektivver­

träge mit dem Tage, an dem die gemäß !i 5 Abs. 3 ergangene Ent­

scheidung des Bundeseinigungsamtes im "Amtsblatt zur l-liener 

Zeitung" kundge:macht wird. Im Falle des !i 6 erlischt ein von 

der gesetzlichen Interessenvertretung abgeschlossener Kollek­

tivvertrag für die Mitglieder der freiwilligen Berufsvereini­

gung mit dem Tage, an dem ein von dieser Berufsvereinigung 

abgeschlossener Kollektivvertrag in Wirksamkeit tritt. Die­

ser Umstand ist von der freiwilligen Berufsvereinigung dem 

Bundesministerium für soziale Verwaltung unverzüglich anzu­

zeigen. 

(4) Das Dundesministerium für soziale Verwaltung hat innerhalb 

einer \'loche nach dem Einlangen der Anzeige nach Abs. 2 eine 

Kundmachung darüber im "Amtsblatt zur \'Iiener Zeitung" zu ver­

anlassen. Die Kosten der Kundmachung sind von den Kollektivver_ 

254/M
E

 X
V

I. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
56 von 89

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltendes Recht 

Li vvertral)splrteien zu glcilhen Teilen zu tra­
geni in o(n F:illen lIes Alls. 3 iH diese Kund­
OI:1Jl\Int; inncrlulb einer Wodle %laJI dem Er­
lösJlen Jes KollektivveruJbes 7.U· veranlassen. 

(5) Das Eini&ungsamt Wien hat auf der im 
Kauster hinterlegten Ausfertigung des Kollek­
tivvertra&cs das Datum des Erlösdlens zu ver­
merken. Den ßundesministerien, denen gemäß 
S 1-4 Abs. 5 eine Ausfc:rti&ulIg des Kollc:ktivver­
trases voq;degt wurde, ist das Erlöschen des 
Kollektivvertrages mit Ang:lbe des Datums der 
KundlllaJlung im "Amtsblatt zur Wiener Zei­
tung" mitzuteilen. Die glci,he Mitteilung in an I 
die Einigun!;sämter 7.U ridllen, denen gemäß. 
S 14 Abs. 5 eine Ausfertigung des Kollektivver­
lrage$ üuermittclt wurde. Diese Einigungsämter , 
h:lben auf der im Kat:lSler hinterlestcn Ausferti-· 
gung Jes Kollcktivvertr:lI;cs du Datum de3 Er-I 
lösdlens zu vermerken .. 

(6) In den Fillen des ErlösJlenl eines Kollek­
tivvertrages durdl Ablauf leiner Gcltungsdauer 
oder durch Kündigung hat der Hinterleger das' 
Erlösd\en den in S HALs. 6 bezehhneten Scel· 
len innerhalb von zwei Wo~hen nach der Kund- . 
nudlung des Erlösmens Jes Kollek.tivvertrages 
im "Amtsblatt 7.ur Wiener Zeitung" mitzuteilen; , 
in den Fällen des ErlösJlcns eines Kollekuvver-· 
trages nadl ALs. 3 obliegt diese Verpflidltung I 

dem Einigungsamt Wien. Die Mitteilung hat. 
den Zeitpunh und den Grund des Erlöschens' 
zu enthalten .. 

§ 18. (t) Das Oberc:init;ungsamt h~t für den 
ßercidl eines oder mehrerer Einil)ungumtspren. 
sei auf Antrag einer kollcktivvcrtragsfähigen 
Körpersdu(t, die Partc:i eines Kollektivvertrages 
ist, bei Vorliegen der in Abs. 3 angeführten Vor­
aussetzungen diesem Kollektivvertrag dur<h Er. 
klärung zur Satzung audl außerhalb leines räum.­
lichen, hdllidlen und persönlidlen Gcltung~ 
hereidlcs rcdltsvrrhinlllidle Wirkunr; zuzuerken­
nen. Oie in der Erkl:irung als rc~}ts"crLindlidl 
bezcidlllcten ßestimmungen des Kolleluivvertra­
ces LilJcn die Sa~~ullli' 
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tragsparteien zu gleichen Teilen zu tragen. Im Falle des Abs. 3 

erster Satz ist diese Kundmachung innerhalb einer Woche nach 

dem Erlöschen des Kollektivvertrages, im Falle des Abs. 3 zwei­

ter Satz innerhalb einer Woche nach der Anzeige, vom Bundes­

ministerium für soziale verwaltung zu veranlassen. 

(5) Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat auf der 

im Kataster hinterlegten Ausfertigung des Kollektivvertrages 

den Inhalt der Kundmachung nach Abs. 4 zu vermerken. Wurde dem 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft gemäß S 14 Abs.4 

eine Ausfertigung des Kollektivvertrages übermittelt, so ist 

diesem der Inhalt der Kundmachung nach Abs. 4 mit Angabe des 

Datums der Kundmachung im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" mit­

zuteilen. Die gleiche Mitteilung ist an die für Arbeits- und 

Sozia1rechtssachen zuständigen Gerichtshöfe zu richten, denen 

gemäß S 14 Abs. 4 eine Ausfertigung des Kollektivvertrages über­

mittelt wurde. Auf dieser Ausfertigung ist der Inhalt und das 

Datum der Kundmachung zu vermerken. 

(6) In den in Abs. 2 angeführten Fällen hat der Hinterleger 

den Inhalt und das Datum der Kundmachung im "Amtsblatt zur 

Wiener Zeitung" den in § 14 Abs. 5 bezeichneten Stellen inner­

halb von zwei Wochen nach der Kundmachung mitzuteilen: in den 

in Abs. 3 angeführten Fällen obliegt diese Verpflichtung dem 

Bundesministerium für soziale Verwaltung." 

S 18 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Das Bundeseinigungsamt hat auf Antrag einer kollektivvertrags­

fähigen Körperschaft, die Partei eines Kollektivvertrages ist, 

bei Vorliegen der in Abs. 3 angeführten Voraussetzungen die­

sem Kollektivvertrag durch Erklärung zur Satzung auch außer­

halb seines räumlichen, fachlichen und persönlichen Geltungs­

bereiches rechtsverbindliche Wirkung zuzuerkennen." 

-. .. 
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§ 20. 

(5) Dem DunJcsminislerium für soziale Ver.;. 
wallung ist eine AlISfeni~\ln& Jer Snzungserklä­
run(; zu übermitteln unJ Jas Erlösc.hen von Sat­
zungen mitzuteilen. 

S 21. Die Erklärung eines Kollektiv-vertrage;' 
zur Satzung ist durdl Verlautbarung im "Amu .. 
blatt zur Wien er Zeitung", der volle 'Worthut 
Jer Satzung in Jen amtlimcll Nadlridlten des 
llundesministeriums für sozble Verwaltung 
kUntll.UllIadlen. In der KunJm:adlUn(; der S:l.t- : 
zuol;serkl~rung ist auf die: VeröffentlidlUng des • 
Wortl:l.utes der Satzung in elen amtlidlen Nath· 
ridlten eles Dundesministcriuou für soziale Vcr7 
w:altuog hinzuweisen. Die Kosten der Kund­
nllulung der Erklärung eines Kollektivvertnge. 
zur SHzung und der Veriilfentlidlllllg ihres In:' 
hJltes träL;t Jer Bund. Die S:atzung h'c einem 
KUJsccr einzuverleiben.' 

§ 22. (1) Die Einigungsämlcr lind das Ober­
einigungsJmc b.ben auf Antrag einer kollcktiv­
vertnssfähigcn Körpersdllft der Arbeitnehmer 
bei Vorliegen der im Aus. J angeführten Voraus­
setzungen Mindestentbeltc und Mindestbetrigo 
für Jen E.rsatz von Auslagen festz.usetzen. pie in 
der E.rklärung fest(;esetzten Mindestentgelte und 
Mindestbeträge für den Erutz von Auslagen 
werden als Mindestlohnt;arif uc:zcidmec. 

Zust:intligkcit uno Verfahren 

S 25. (I) Die Einigunl;sällltcr dürfen MinJest­
lohntuifc nur für elen Bercidt ihres Sprengels 
festselzen. Die feHset:tuIIg von Mindcstlohntui­
fcn, elie den Wirkulllisbereiul mehrerer Eini­
l:lIngsämter berühren, obliegt dem Obereini­
gungsamt. 
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§ 20 Abs. 5 entfdllt. 

Der bisherige Wortlaut des S 21 erhält die Bezeichnung "(1)". 

Als neuer Abs. 2 wird angefügt: 

"(2) Das ßundeseinigunqsamt hat dem Bundesministerium 

für soziale Verwaltung und jedem für Arbeits- und Sozial­

rechtssachen zuständigen Gerichtshof eine Ausfertigung 

der Satzung (Satzungserklärung und Wortlaut der Satzung) 

mit Angabe des Datums der Kundmachung im "Amtsblatt zur 

Wiener Zeitung" und der Katasterzahl zu übermitteln sowie 

das Erlöschen einer Satzung bekanntzugeben." 

§ 22 Abs. 1 erster Satz lautet: 

I ; 
I as I 
I i 
I 
I 

: 

"Das Bundeseinigungsamt hat auf Antrag einer kollektivvertrags_ 

fähigen Körperschaft der Arbeitnehmer bei Vorliegen der im 

Abs. 3 angeführten Voraussetzungen Mindestentgelte und Min­

destbeträge für den Ersatz von Auslagen festzusetzen." 

In der Überschrift zu S 25 entfallen die Worte "Zuständig_ 
keit und". 

§ 25 Abs. 1 lautet: 

"(I) Das Bundeseinigungsamt darf einen Mindestlohntarif 

nur für den Bereich eines oder mehrerer Bundesländer oder 

für das gesamte Bundesgebiet festsetzen." 
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(3) Die Eini&ungs~lI\tcr uod du. Ohcrdoi­
gunss:lIl1t habc!1 vor der Fcstsetzung die n;l.m 
dcm räumlidlcn Gcltunssbercim des beantragten 

MindcstlollntarifeJ örtlith %4rt~~dil:~~~ Irandea~ 
h:lUptm:inner zu hören. 

(.f) Die Festsetzung eines Mindcstlolmtarifu 
hat ohne unnlidgen hufsJlub zu erfolgen. Im 
Mindcstlohntarif sind dic Mindcstentgelte und 
Mindestbetr:ige für den Ersatz von Au.tlgen, 
dcr Gcltunt;sbcrcic.h und der Beginn dcr Wirk~ 
umkeit dcs Mindcsdohntarifes fcJtzuietzen. I 

Wird innerhalb eincr Frist von scdu Monatcn 
nad! Einlangcn Jes Antrat;cs auf Festsetzung des 
Miodestlohotarifes diese vom Einigungsame nicht 
vort;eoommen, geht auf Antrag (Ab.. 2) ~Ho 
Zust;indigkeit zur I:,mctzung an d ... Obereini-
gungsamt über. . !'. 

I 

S 26. (1) Das Obcrcinigungsaffit hat auf Antrag' 
eincr kollcktivvertr:lJ;sfihigcn Kiirpersd12(c die. 
Lchriingsentsdl:iJigung festzusetzen, wenn für 
dcn betreffenden Wirtsdla( tszweib kein Kollek.-· 
tivvcrtrag wirksam ist. 

§ 27. 

(4) Dem DunJesminiHcrium für soziale Ver­
wahlln~ ist eine Amfcniliung ,tcr Festsetzung 
ocr Lchrlingsclltsdd.lit)lIllg zu übcrmitteln und 
da) ErlüsJlcn del"$clbell mitzutcilen. 

§ 34. . ... 
--(2) -Das Einit;uncs:imt- hat auf Antrag fest­
zustcllen, 01> ein llctrieb im Sinne dC3 Abs. t 
vorlie!;t. Die Enudleidung de3 Einigungsamtes 
hu so lange bindenJe: Wirkung, als lidl nidlt die 
Voraussetzungcn, die (ür die EntsdleiJung maß-' 
gebend ware:n,. wesendidl ge:inJert habcn und 
dics in einem nc:uerlidlcn Verf:zhren festgcstellt 
wirJ. 

(3) Zur Antragsccllung im Sinne des Abs. 2 
sinJ bc:i Vorlieben eines redldidlen Intercsses der 
Betriebsinhaber, oer Betricbsrat, mindesten.' so 
viele wahlberedltigte Arbeitnehmer. als Betriebs­
raullIitgliedcr zu willleo w:iren, sowie Jie zu­
ltinJige freiwillige ßcndsvercinigung und die 
gcselzlidle Interesscnvertretung der Arbcitneh­
mer bcredltigt. JeJer im Betriel> bestehende 
Walilvorstand hat im Verfahrcn ParteisteIlung. 
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S 25 Abs. 3 lautet: 

"(3) Das Bundeseinigungsamt hat vor der Festsetzung die 

nach dem räumlichen Geltungsbereich des beantragten Min­

destlohntarifes örtlich zuständigen Landeshauptmänner zu 

hören ... 

§ 25 Abs. 4 zweiter Satz entfällt. 

In § 26 Abs. 1 wird das Wort "Obereinigungs, 

Wort "Bundeseinigungsamt" ersetzt. 

§ 27 Abs. 4 lautet: 

"(4) S 21 Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden." 

§ 34 Abs. 2 lautet: 

"(2) Das Gericht hat auf Grund einer Klage festzustellen, 

ob ein Betrieb im Sinne des Abs. 1 vorliegt. Das Urteil 

des Gerichtes hat so lange bindende Wirkung, als sich nicht 

die Voraussetzungen, die für das Urteil maßgebend waren, 

wesentlich geändert haben und dies in einem neuerlichen 

Verfahren festgestellt wird." 

In S 34 Abs. 3 wird das Wort "Antragstellung" durch das 

Wort "Klage" ersetzt. 
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GleidlStc:llung 

S lS. (1) Das Einigungsamt hat auf Antng eine 
ArbeitsSlätte, in dcr dauernd mc:hr ais so Arbeit­
nehmer besdläftigt sind und die nidlt alle Merk­
nde eines llelricbt:s im Sinne des S 3 .. Abs. 1 
aufweist, einem selbständigen Betrieb gleid17.u­
steIlen, wenn sie räumliJI vom I'burthctrid,> 
weit cntfernt ist und hillsi...1ltlid\ Aufgaben­
bercidl und Organisation einc l!igenständigkeit 
besitzt, die der eines Betricbes n:ahc:kommc. 

(2) D:as Einigungsamc hu Jie GleidlStellung 
auf Antrag für bcenJet zu erklären, wenn dic 
Voraussetzungen da Abs. 1 nidlt mehr gegeben 
sind. -
, (3) Antrag$bereduigc im Sinne der Abs. 1 
und 2 sind der Betricbsut, mindestens so viele 
Arbciencluner. als Betricbsr:aumitglieder zu wäh­
lcn wären,' die zuständige freiwillige Beru(sver­
einigung und die gesetzlidlc Interessenvenretung 
Jer Arbeitnehmer; zur Antngstellung gemäß 
Abs. 2 ist audl der Deu'iebsinhaber beredltigc. 

§ 57. Das Ergcbnis der Wahl ist im Betrieb 
kundzul11adlen und d.:m lletriehsinhaher. dem 
m...1\ dem Standort des Betriebes zuständigcn 
Einigungsamt, den zuständigcn freiwilligen Bc­
rufsvereinigungen und der zuständigen gcsetz­
lid\en Interessen vertretung dcr Arbeitnehmer, 
mitzuteilen. . 

S 59. (1) Die einzelnen Wahlbered\tigten und 
jede wahlwerbcnde Gruppe lind berechtigt, 
binncn Mon:\tSfrist vom Tage der Mittcilung 
d.:s Wahlergebnisscs an gere...1met. die Wahl bcim 
Einigungsamt an~ufedlten', wenn wesenllidle Be­
nillununj;cn des W:ahlverfahrens oder leitende 
Grundsätze des Wahlredltcs verletzt wurden'und 
l.ic,1IIIo...1\ du W:ahlergcbnis beeinllußt werden 
konnte. 

(2) Dic in Abs. 1 gena,nntcn Anfe...1ltungs-· 
bere...1ltigten sowie der Betriebsinhaber sind be­
rcdltigc, binnen Monatsfrisc vom Tage der Mit­
teilung des Wahlergebnisses an ger,ed\ner, die 
Wahl beim Einigul\gsamt anzufed\ten. wenn dio 
Wahl ihrer Art oder ihrem Umfang nach odcr 
m:lOgcls VorlieGens eines BetriebCJ nidlt durdl­
zuführen gewesen wäre. 

59 -
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§ 35 lautet samt Uberschrift: 

"Gleichstellung 

§ 35. (1) Das Gericht hat auf Grund einer Klage eine Ar­

beitsstätte, in der dauernd mehr als 50 Arbeitnehmer be­

schäftigt sind und die nicht alle Merkmale eines Betriebes 

gemäß § 34 Abso I aufweist, einem selbständigen Betrieb 

gleichzustellen, wenn sie räumlich vom Hauptbetrieb weit 

entfernt ist und hinsichtlich Aufgabenbereich und Organi­

sation eine Eigenständigkeit besitzt, die der eines Betrie­

bes nahekommt. 

(2) Das Gericht hat die Gleichstellung auf Grund einer Klage 

für beendet zu erklären, wenn die Voraussetzungen des Abs.l 

nicht mehr gegeben sind. 

(3) Zur Klage gemäß Abs. I und 2 sind der Betriebsrat, min­

destens soviele Arbeitnehmer. als Betriebsratsmitglieder zu 

wählen wären, die zuständige freiwillige Berufsvereinigung 

und die gesetzliche Interessenvertretung der Arbeitnehmer 

berechtigt; zur Klage gemäß Abs. 2 ist auch der Betriebsin­

haber berechtigt 0 " 

Im § 57 werden die "orte "nach dem Standort des Betriebes zu­

ständigen Einigungsamt" durch das '·fort "Bundeseinigungsamt" 

ersetzt. 

In § 59 Abs. 1 und 2 wird jeweils das Wort "Einigungsamt" 
durch das Wort "Gericht" ersetzt. 
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Nidltigkcit 

§ 60. Die Niduigkeit der Wahl hnn bei Vor­
liegen eines rednlidlen Interesses jederzeit audl 
llurdl Antr:tg :lIIf Feststellung behll Einigungs­
amt geltend gemadlt wcrJen. Die Entsdtcidung 
des EinigungS.lmtes über die Nidltigkeit der. Wahl 
h:lt bindende Wirkung. . . I 

§ 61. \ 

(i) Erklärt das Einigungsamt die Wahl emes ' 
ßetriebsr:ltes auf Grund einer Anfedltung nach 
S S9 Abs. 1 oder 2 für unt;ülcig, so führt der' 
früliere Betriebsrat die bufenden Gesdläfte bis 
zur Konstituierung des neu"gewlihlten Betriebs­
rates, hödlStens jedodl Lis zum Abl:luf von drei 
Mon:lCen ab dem Tag der Ungültigkeitserkllirung 
geredlOet, weiter. Dies gilt nidlt, wenn die Tätig­
keitsdJuer des früheren Betriebsrates gem~ß S 62 
vorzeitig geendet hat. 

§ 62. Vor Ablauf des im S 61 Ab'. t bezeidl.­
neten Zeitraumes endet die Tätigke :sdauer . des 
Betriebsrates, wenn .. i; 

1. der Betrieb dauernd eingestellt WI 'd; 
2. der Betricbsra~ dauernd funkti. nsunfähig 

wird, insbesondere wenn die Z2M der Mit­
glieder unter die Hälfte Jer im S 50 Abs. 1 
festgesetzten MitglieJerzahl sinke; 

J. die Uetriebs(Gruppen)vers:lDlIulung die Ent­
hebung des Uetriebsrates beschließt; 

.f. der Betriebsrat seinen Rücktritt beschließt; 
5. du Einigungsame die W2hl für ung!iltig 

erklirt; . 
6. das EinigungsJtnt die Gleidmellung der 

Arbeitsstitte gemäß S 35 Ab •. 2 filr beendet 
erklirt. . 

§ 64. 
--m- DiC" Micgliedsdl2ft zum Betriebsrat ist'vom 
Einigungs211lt über Antrag abzuerkennen, wenn 
dJS Betriebsratsmitglied die Wählbarkeit nidlt 
oder nidlt mehr besitzt. Zur AntragsteIlung sind 
der Betriebsrat, jedes Betriebsraumitglied und 
d~r lleLriebsinh2ber beredltij;t. 
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§ 60 lautet samt Uberschrift: 

"Nichtigkeit 

§ 60. Die Nichtigkeit der Wahl kann bei Vorliegen eines 

rechtlichen Interesses jederzeit auch durch Klage auf Fest­

stellung beim Gericht geltend gemacht werden. Das Urteil 

des Gerichtes über die NiChtigkeit der Wahl hat bindende 

Wirkung." 

In § 61 Abs. 2 wird das Wort "Einigungsamt" durch das Wort 

"Gericht" ersetzt. 

In § 62 Z 5 und 6 wird jeweils das Wort "Einigungsamt" 

durch das Wort "Gericht" ersetzt. 

§ 64 Abs. 4 lautet: 

"(4) Die Mitgliedschaft zum Betriebsrat ist vom Gericht auf 

Grund einer Klage abzuerkennen, wenn das Mitglied die Wähl­

barkeit nicht oder nicht mehr besitzt. Zur Klage sind der 

Betriebsrat, jedes Betriebsratsmitglied und der Betriebs­

inhaber berechtigt." 

-----~-~-
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§ 66. 

(8) Der Obnunn lut unmittelbu nal.h Beendi­
gung dcr kUlistituierend\!n Sitzung das Ergehnis 
tier Wahl elcr Uc:triebsratsCunktion:ire sowie die 
Rcihenfolge cJer Ersatzmitglicder dem Betricbs­
inhaber, lIer zlIst:inJigen Crc:iwilligen lleru(sver­
einigung unu Jer zusdnJigen gesetzlidlen Inter­
essenvertretung der Arbeitnehmer sowie dem 
zuständigen Einigungs;ullt anzuzcigen lInel im 
Betrieb durdl Ansl.:h\;l& kunJzumadlen .. 

§ 67. 

(3) Kommt Jcr OLmann seinen Verpflidltun­
gcn gemä'~ Abs. 1 oder 2 nidlt nadl. lu.t ~as 
Einiguncsamt auf Antng der gemäß Abs. 2 
Bercdltigeen elie Sitz.ung einzuberufen. 

§ 82. 
(2) Vor Ablauf der im Abs. 1 bczeidlneteQ 

Zeit endet die Tätigkeit dcs Zentralbetriebsrates, 
wc:nn 

1. das Unternehmen aufgelöst wird; 

2. elelll Unternchmen nur mehr ein Betrieb 
anccllörri 

J. elie Zalll der Mitc/ieelcr unter drei sinkt; . i 

04. die Betriebsrätevcrsammlung die Enthebung 
d.:s Zeatralbetriebsraees besdlließt; 

S. elcr Zentralbetriebsrat den Rücktritt bc­
sdlließt; 

6. elu Ei~igungsamt die: Wahl für ungülti~ e~-. 
klärt. .. . 

§ 94. • .•. 
(8) Der Betriebsrat· kanal" die Auflösung-eillet 

betricbs: oder ul1lernc:lllllenseicenen Sdlulungs- i 

oeler Bildungscinridltung binnen vier Wodu:n 
beim EinigulIßs;unt an( cdlten, 'Wenn sie den in 
tiner Betricbsvcrc:inbuuns vorgesehenen Auflö­
sungsgründen wielerspridlt oder, wenn soldlC 
Regelungen niJIt bestehen. unter Abwäcullj; der 
Interessen dcr Arbeitnehmer und des Bctriebe. 
oidlt gerc:dlt(eniet ist. 

-~ ~ ~ • SE P 4' 
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In S 66 Abs. 8 werden die \-Iorte "zuständigen 

durch das Wort "Bundeseinigungsamt" ersetzt. 

i 
Einigungsamt "i 

S 67 Abs. 3 lautet: 

"(3) Kommt der Obmann seinen Verpflichtungen gemäß Abs. I 

oder 2 nicht nach. so hat das Gericht auf Antrag der gemäß 

Abs. 2 Berechtigten die Sitzung anzuordnen. Hiefür gelten 

I 

die allgemeinen Bestimmungen über das Verfahren außer Streit­

sachen." 

In S 82 Abs. 2 Z 6 wird das Wort "Einigungsamt" durch das 

Wort "Gericht" ersetzt. 

In S 94 Abs. 8 wird das Wort "Einigungsamt" durch das Wort 

"Gericht" ersetzt. 
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Geltendes Recht 

§ 95. 
(3) Der ßetriclm:!t kann Jie Auflösung einer 

betriebs- oder unternehmenscigenen Wohlfahru­
einridltunt; binnen vier Wodlen beim Einigung.-
amt anfedlten. wenn : 

1. Jie AufWslln; Jet Wuhlf:lhrueinridltung den 
in einer Detriebsvereinbarung vorgesehenen I 
AuClösungsgrünJcn 'V(iJerspridlt. oder I 

2. eine ßetricbsvcrcinbarung über Gründe, die 
Jen Betriebsinhaber zur AuClösung einer 
Wohl( :ahrtscinridltung beredltigen, nidlt be-: 
Heht, Jer ßetricbsr:lls(onJs (Zc:ntralbetrieb.-. 
r:llsfonJs) od.:r die Arbeitnehmer zum Er-' 
ridlluncs- und Erluhungsaufwand det Wohl-' 
fahrtscinridllung erlleblidl beigetragen I 
hlben und die Auflösung unter Abwligung 
,Ier Interessen Jer Arbeitnehmer· und des 
Betriebes nidlt geredltfertigt ist. : 

§ 101. Die: dauernde Einreihung von Arbeit-· 
nehmern auf einen anderen Arbeitsplatz bedltf • 
2.~ ihrer Redmwirks:llnkeit der ~ustimmung des 
Betriebsrates, wenn 'mit dem WedISei des Arbeits­
platzes eine Versdlledlterung der Entgelt- oder 
sonstigen Arbcitsbedingungcn verbunden ist. Die 
Zustimmung kann durdl Entsdleidung des Eini­
cungs:lIlltes erset2.t werden. Eine .dauernde Ein­
reihun; liegt nidlt vor, wenn sie für einen Zeit-' 
num von vOr:lussidltlkh weniser als 13 Wodlen 
crfolst. 

§ 105. 

(3) Hn der ßctriebsr:a Jer bcab5idlligtcn Kiln­
di!;ung inncrh:llb der in Alls. I gcnannlen Frist 
nidlc ausdrüddidl zugc:5timmt. so k:lnn diese beilu 
Einigungsamc angcfodllcn werden, wenn· 
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Fassung des Entwurfes 

In § 95 Abs. 3 wird das Wort "Einigungsamt" durch das Wort 

"Gericht" ersetzt. 

In § 101 wird der zweite Satz durch folgende Sätze ersetzt: 

"Erteilt der Betriebsrat die Zustimmung nicht, so kann sie 

durch Urteil des Gerichts ersetzt werden. Das Gericht hat 

die Zustimmung zu erteilen, wenn die versetzung sachlich 

gerechtfertigt ist." 

In § 105 Abs. 3 erster Halbsatz wird das Wort "Einigungs­

amt" durch das Wort "Gericht" ersetzt. 

~ _ .. ~ - -
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Geltendes Recht 

(") ---DtrB~triebsinhabcr hat den Betriebsrat 
vom Ausspruch der Kündigung :cu verständigen. 
Der lIetrieIJsrat kann auf Verbngen des gekün­
digten Arbeitnehmers binnen einer Wome nad, 
Versländigung vom Aussprum der KüntJigung 
diese beim Einieunesamt anfedlten. wenn er der 
Kündieungsabsidlt ausJrüdllhh widersprodlcn 
h:lt. Kommt Jer ßetriebsrat dem Verlangen dts 
Arheitncluners nidlt 1l3dl, 50 k:lnn dieser inner­
halb einer Wodle n:ld, Abl:iuf der für den Be­
lriehsrat --geltenden frist die Kündigung selbst 
beim Einigungsalllt anfedlten. H:lt dcr Betriebs-, 
rat innerhalb der Frist des Abs. 1 keine Stellung-
0311111e abgegeben, so kann der Arbeitnehmer 
innerhalb einer Wodle nadl Zug3ng der KünJi­
e"ng diese beim EiniJ;ullgs3mt selbst anfedlteni 
in diesem Pali ist ein Veq;leidl sozialer Gesidlts­
punkte im Sinne des Abs. J nidlt 
vU(l.Unclll11en. \VirJ eine vom Betriebsrat er­
houene KündieunCS3~,fedltung ohne Zustimmung 
des gekünJieten Arbeitnehmers· zurildlgezogell. 
so bnn dieser binncn 14 Tagen ab Kenntnis du 
A nf cLhlungsverf ahren SdUSl foruetzen. 

(5) J nsoweit der A IIfedltllllgsberedltigle im 
Zuge des Anfcdltuncsverf Jhrens ,idt auf eineIl 
Anfclhtull!;sgrund im Sinne dcs Abs. J Z. 1 be­
ruft, h3t er diestn ßl:iubh:lft zu madlen. Die An­
fedltung ist· abzuweisen, wenn bei Abwägung 
aller Umstände eine höhere Wahrsdleinlidlkeie 
d3für '(lridlt, daß ein anderes vom Arbeitgeber 
gl:aubluft gem:tdltes Motiv für die Kündigung 
:tussdlilcgebend wu. .. . 

(6) Gib~ das Einigungsamt der Anfedltung 
st~tt. so ist die Kündigung redltsunwirknm. Die 
Enlsdlcidung des ~inigungs3mtes is.t endl;.ültig. i 

tJ:06-!. ___ .!. '~ . .!. . _ i 

(2) lht der Betritbsr:ac innerhalb der dreitägi-·: 
gen Fri$c der EnLlassulIg nidle ausdrücklidl :tu-· 
gestimmt. so kann diese beim Einigungnme an­
gefnJltcn werden, welln ein An(eJltungsr;rund. 
im Sinne dc:s S 105 Abs. 3 vorliegt und der bc­
lroJrene Arbciene1l111er keinen Entlassungsgrund 
&csct~t hat. § lOS AllS ... bis 6 sind sillngeilläß 
anzuwc:nden. 
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Fassung des Entwurfes 

§ 105 Abs. 4 bis 6 lautet: 

"(4) Der Betriebsinhaber hat den Betriebsrat vom Ausspruch 

der Kündigung zu verständigen. Der Betriebsrat kann auf Ver­

langen des gekündigten Arbeitnehmers binnen einer Woche nach 

Verständigung vom Ausspruch der Kündigung diese beim Gericht 

anfechten, wenn er der Kündigungsabsicht ausdrücklich wider­

sprochen hat. Kommt der Betriebsrat dem Verlangen des Arbeit­

nehmers nicht nach, so kann dieser innerhalb einer Woche nach 

Ablauf der für den Betriebsrat geltenden Frist die Kündigung 

selbst beim Gericht anfechten. Hat der Betriebsrat innerhalb 

der Frist des Abs. 1 keine Stellungnahme abgegeben. so kann 

der Arbeitneh~er innerhalb einer Woche nach Zugang der Kün­

digung diese beim Gericht selbst anfechten; in diesem Fall 

ist ein vergleich sozialer GeSichtspunkte im Sinne des Abs. 3 

nicht vorzunehmen. Nimmt der Betriebsrat die Anfechtungsklage 

ohne Zustimmung des gekündigten Arbeitnehmers zuriick, so tritt 

die Wirkung der Klagsrücknahme erst ein, wenn der vom Gericht 

hievon verständigte Arbeitnehmer nicht innerhalb von 14 Ta­

gen ab Verständiguna in den Rechtsstreit eintritt. 

(5) Insoweit sich der Kläger im Zuge des Verfahrens auf 

einen Anfechtungsgrund im Sinne des Abs. 3 Z 1 beruft. hat 

er diesen glaubhaft zu machen. Die Anfechtungsklage ist ab­

zuweisen, ~enn bei Abwägung aller Umstände eine höhere Wahr­

scheinlichkeit dafür spr~cht, daß ein anderes vom Arbeitgebel 

glaubhaft gemachtes Motiv für die Kündigung ausschlaggebend 

\",ar. 

(6) Gibt das Gericht der Anfechtungsklage statt, so ist die 

Kündigung rechtsunwirksam. " I 

In S 106 Abs. 2 wird das Wort "Einigungsamt" durch das 

"Gericht" ersetzt. 
Wo« I 
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Geltendes Recht 

§ 107. ·In -I3ctricb~n, in denen ~etrieb5r:itCl 
7.U erridllen sind, soldlC aber nidlt bestehen, 
kann der betroffene Arbeitnehmer binnen einer 
Wodlc nad\ Zug:mg der Kündigung oder der 
Entlassung diese beim Einigungumt anfemten. 

§ 118 ..•.. 
(~) . Der' Uctriebsnt hat den Detricl.lSlnhal)er 

mindeSlens vier Wadien vor lle!;inn des Zeit­
raumes, Ciir Jen die: Freistcllung beabsidldgt ist, 
in Kenntnis 1.\1 setzen. Der Zeitpunkt der Frei­
stellung ist im Einvernehmen zwis~:hen Betriebs­

,inh2ber und lletriebsr:tt festzusetzen, wobei Jie 
Erfordernisse dcs Betriebes cinerseits und die 
Interessen des ll.:tricbsrltcs \md Jes Betriebsnu: , 
lIlitt:liedcs andererseits 7.11 bc:rUduidltigell sind. 
1m Streitfall el\tsdlciuc:t UJS Einigungs;lmt. 

S 120. (1) Ein Mitgli~J des BctrieLsr:ltCS du! 
bei sonHil!er RcdllSunwirks:amk~it nur nadl vor-, 
heriscr Zustimmung des Einigungumtes gekün­
digt odcr entlasscn wcrdcn. Das Einigungsamt 
hat bei seiner Entsdlciuung den sich aus S 115 
Abs. 3 ergebendcn Sdmtz der Betriebsratsmit­
lilieJer wahrzunehmen. In den Fällen der 55 121 
Z. 3 und 122 Abs. 1 Z. 3 erster S:atz.teil, Z. -4 
crSler S:ltztcil und Z. 5 hat du Einigungsamt die 
Zustimmung zur Kündigung ouer Entlassung 
eines lletricbsratsmitglieues z.u verweigern, wenn 
sidl der Antrag auf ein Verhalten des Betriebs­
ralsmirglieucs stütL~, J;lS von dicsem in Aus­
übung ues Manuates gesetzt wurde und unter 
Abw:it:ull(; aller Umsdinuc enlsdlulJbar war: 

(2) Dcm lletricbsr:lIsmitglied kommt im Ver­
fahrcll vor dem Einigungsame P:trtcistcllung z.u. 

§ 121-:-0as Ei~igungs;n-;-t- darf einerKündigung 
unter Bedadunahme auf die Bcstimmungen 'des 
S 120 nur zustimmen, wenn 

§ 122. (1) Du Einigung5.1nlt darE untcr nc­
,hdHI13hlllc :tuE die Bestimlllungen des S 120 
ciner Entl:I5S11I1G nur zustimmen, wenn. d:ts 
Bel riebsCöI tsmi q;lied 

- 64 -
Fassung des Entwurfes 

In § 107 wird das Wort "Einigungsamt" durch das Wort "Gericht" 

ersetzt. 

In § 118 Abs. 4 letzter Satz wird das Wort "Einigungsamt" 

durch das Wort "Gericht" ersetzt. 

§ 120 Abs. 1 und 2 lautet: 

"§ 120. (1) Ein Mitglied des Betriebsrates darf bei sonstiger 

Rechtsunwirksamkeit nur nach vorheriger Zustimmung des Ge­

richts gekündigt oder entlassen werden. Das Gericht hat bei 

seiner Entscheidung den sich aus § 115 Abs. 3 ergebenden Schutz 

der Betriebsratsmitglieder wahrzunehmen. In den Fällen der 

§§ 121 Z 3 und 122 Abs. 1 Z 3 erster Satzteil, Z 4 erster 

Satzteil und Z 5 hat das Gericht die Klage auf Zustimmung 

zur Kündigung oder Entlassung eines Betriebsratsmitgliedes 

abzuweisen, wenn sie sich auf ein Verhalten des Betriebs­

ratsmitgliedes stützt, das von diesem in Ausübung des Man­

dates gesetzt wurde und unter Abwägung aller Umstände ent­

schuldbar war. 

(2) Im Verfahren nach Abs. 1 ist das Betriebsratsmitglied 

Partei." 

In § 121 erster Satzteil wird das Wort "Einigungsamt" durch 

das \,ort "Gericht .. ersetzt. 

In § 122 Abs. 1 erster Satzteil wird das Wort "Einigungs­

amt " durch das l~ort "Gericht" ersetzt. 
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Geltendes Recht 

(2) DlS Einil;III1GSllllt (hrf der Enlhssung 
nidlt zustimmen, \Vcnn n.tJl den besomlere'n 
UnlSllllden des FJlles dem Uetrieusinhaber die 
Weill!ruesJI:if tigunG des UctricbsratslHiq;lieoes 
:tul\\utbar ist. 

(3) In de,~ rJllell des Abs. 1 Z. 2 uno 5 bnn . 
die Entl.lssulIl: d,·s IIctridlsrllsllIilclic,les g"I:en 
Il:lJII r:il:lidlc EinholuliG ,Ier Zustimlllunr, d.:s 
Eillil;\lnl;~JIIIlCS :1\I5(;c~pru,llcl\ werden. Stillllllt 
dJ~ EinilillllliSlnlt der ElllbsSUIl~ lIidlt ZU, 50 ht 
sie rcJllsulI wirksJlI\. 

§ 127. 
(-') Die Miq;lic:dsduft zum Jugendvertrauens­

nt ist vom Eillicungs:lnlt .l.Lzuerkennen, wenn 
du Mitglied des Jugelldvercrluensratcs, abbe­
sehen von der Vollenounr; des 21. Lebensj:ahres, 
die W:ihluukcit nidlt oder lIidlt mehr besitzt. 
Zur Alltrlgstcllung sind der lletriebsrat, der 
Jugendvertrlllellsrat, jedes Mitglied des Jugend­
vercr:aueilsrates und der Detriebsinhölber beredl-
tigt. : 

.+~ -------._-

S 130. (1) Hinsidltlidl der persönlidlen Redltc 
und Pflidlten der Mitglieder du Jugendver­
tnuensntes sind die Bestimmungen der S5 t 15 , 
Aus. 1 erster 5HZ, Abs. 2 uis 4, 116, 120 Abs. 1. ! 
bis J, 121 und 122, hinsidltliLh ,Ier crut7.mit-: i 
dieder, Mitglieder de3 Wahlvoncandel und ! 

Wlhlweru.:r -ludi jene des S 120 Aus ... Z. t undl 
2 sinll~em:ig Jnz\l\Vcndcn. DJS Einibungsllllt duf 
der Entlas~ung eines Mit!~licdcs oder ErS:ltzmit­
gliedes ,1"5 Jllbcndv,~l'tr;IUeIlSl'atcs, eines Mit-, 
gliedes dcs Wahl vorstandes oder eines Wahl-; 
werhers, sofern diese Personell lehrlinge im; 
Sinne ,Ies Bel'ufsJu)bildungsgesetzcs sind, aud,' 
JUS dCII im § 15 Abs. J lit. c unJ f dcs Berufs­
ausbilJungsgesetzes, liGHt. Nr. lU/I969, genann­
ten Grün,lcH zliSlinllllcn. 

(2) Der Ablauf der gcset7.Iidlcn oder einer 
kolldl.th·\·cnrilglidlcll Frist naLh S 18 des 
ßeru(s;ausbiIJungsgcsetzes, 13GB\. Nr. 142/1969, 
wird durdl die I3cwerbung um die .Bestellung 
zum Mitt;licd dcs JUl:enJvcnrlllcllsr;ltcs, Jurdl 
dic lIestellunt; zum MirblieJ des Wahlvorstandes 
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Fassung des Entwurfes 

In § 122 Abs. 2 wird das Wort "Einigungsamt" durch das 

\'lort "Gericht" ersetzt. 

S 122 Abs. 3 lautet: 

"(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 und 5 kann die Entlas­

sung des Betriebsratsmitgliedes gegen nachträgliche Ein­

holung der Zustimmung des Gerichts ausgesprochen werden. 

Weist das Gericht die Klage auf Zustimmung zur Entlassung 

ab, so ist sie rechtsunwirksam." 

Im § 127 Abs. 4 wird das Wort "Einigungsamt" durch das Wort 

"Gericht" und das Wort "Antragstellung" durch das Wort "Klage" 
ersetzt. 

In § 130 Abs. I zweiter Satz wird das Wort "Einigungsamt" 

durch das Wort "Gericht" ersetzt. 
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Geltendes Recht 

lind t1urth die Wahl zum Mitglied tles J u!;end­
vertrJUClIsr.ltcs gehcmmt. Die Hemmung d:lUert 
für Miq;lieder des Wahlvorstandes und für Wahl­
werber vom Zeitpunkt ihrer Bestellung bzw. Be­
werbung bis zum Ablauf der Frist zur Anfedl- , 
tung der Wahl, für Mitglidder des Jugendver .. 
trauensrltcs vom Zeilpunkt der Annahme der 
Wahl bis zum Ablauf der jeweiligen Tätigkcits­
dluer. Auf Antrag dcs Betriebsinhabers kann 
das Einigungsamt einer vorzeitigen Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses :ludI zustimmen, wenn 
ein T;llbest:llld im Sinne des S 121 verwirklidlt 
wurde. 

1II. TElL 

Behörden und Verfahren 

1. HAUPTSTOCK 

EINIGUNGSi'\MTEIt,OßEREINIGUNGS- .' 
AMT UNO SCliUCllTUNGSSl'ELLEN 

Abschnitt 1 

EinigungsJmter 

ErriLhlun b von EinihunSlJmtcrn 

§ J 35. In jedcm Bundcshnd ist mindcHeni ein 
Einigunr;sllllt 2.U crriducn. Sitz und Sprengel 
Jcr EinibullbSJmCer werden nlJI Anhörung des 
l\lSIlnJi\;en LlnJ~sluuplllllllnel durdl Verord­
nUll\; des llunJesmillisccrs für sozillc: VcrwUtung 
Le~lilllm[ .. 

Zusa lll,lllCllScl 'L tI n g 

§ tJG. (I) Das Einigungs:lOlt besteht lW einem 
Vorsil2Cllden und mdl Erfordernis aus einem 
oJer mehreren Stellvertretern sowie aus de~ ! 

erfonlerlidlen Zlhl von Mitgliedern und I!rsatz­
/lIic\;licdc:rn, die aus den Gruppen der Arbeit­
~ebcr und der Arbeitnehmer unter BerUcksidlti. 
bun~ der ßerufS'Lwci!;c, die für dH Einigul1&s:amt 
von lIeJeulung sin<.!, bestellt wcrden. 

- 66 -

Fassung des Entwurfes 

In § 130 Abs. 2 letzter Satz werden die Worte "Auf Antrag" 

durch die Woz:te "Auf Grund einer Klage" ersetzt. 

Im III. Teil, Behörden und Verfahren, werden in der Über­

schrift zum 1. Ilauptstück die Worte "Einigungsämter, Ober­

einigungsamt und Schlichtungsstellen" durch die Worte "Bun_ 

deseinigungsamt und Schlichtungsstellen" ersetzt. 

Der Abschnitt 1 des 1. Hauptstückes des 111. Teiles mit der 

Uberschrift "Einigungsämter" und den §§ 135 bis 140 entfällt. 

tt 
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............... ,. .. 
Geltendes Recht 

(2) Der Y"rsilzende unJ seine Stellvertreter 
werden VOIII lIullilesmillister fiir jUHi'L im Ein­
\:crnclllilcil lIlit dl·1tl Bundesmillister für s02.i3le 
Verwlhllnr. Il:ldl Anhörun!; eier ördidl zustän­
dil:l'll LJlhll'sl\311lIl\crn dcr ccwerbliJlen Wirt­
Sdllft und K:lIl1l1lern (iir Arbeiter und Ange:­
stellte (iir IInheslilllllllc Zeit und ;l.\lf Widerruf 
ern~llllt. Sie hJuen, wenn sie: nicht schon als 
'ii(fclldidl IIcdicllHcte zur unplrteiisdlen und ge­
wissenhlftell AlIsiibung der Amtspflidlten ver­
plliJltct wur,len, dieses Gclöbnis vor Jelll nun­
desmillister fiir JUSliz zu leisten. Der Dundes­
lIIinister flir Justiz. klnn den LlncJeshluptnllnn 
crr,,:iJ,t iGcl! . .rinl'S Gcliihnis :Ibzunclllllen. 

(3) Die ~li'l;lieder uncl ErSllzmitglieder wer- i 
den VOIll UUlldcsmilliSla für sozble Verwaltung: 
:lIIf Grund V\)11 Vorsdd:ibcn bcStelle, die: von Jell 
'ZuS\JnJi\:ell KlltlOlcrn odcr. wenn sold" nidlt 
bestellcn, von den SOIlSlil)en lnterc:slenvertretun­
gell Ja Arb,~iq;'cuer cimTscits und der Arbeit­
m·hmcr lndererseilS erscHtet werden. \~ird JJS 

V'lrsd"J~src"ü Ilidlt hinnen 'Zwei 1!onJten n3d, i 
AuHllrdcrlllll: lu~gcübt. 50 ist der Dundesminise,cr : 
für soziale VcrwJltunl: bei der Bestellung :In 
Vors,:hIJt;e Ili~ht schunden. 

(~) 11 insidllliJI ,Ier Erfordernisse der Bestel­
IUII!; der Mill;licder lIod Ersltzmiq;lieder sind 
die llcstilllllllllll:CII dcs § 11 Abs. 1 des Arbcits­
l',criJIISt;eSet'l.es. BGBI. N r. 170/19~6. sinngemäß 
,nzu wenden. 

(5) Die Abh-hnung der Obermhme oJer die 
Nicd"r1c~lJn~ des Amtes ist nur :lUS widltigen' 
Griindcn i'.III:issil). Die EntsdlciJlIng hierüber: 
tritTc der lIulldcsllIinisler ((ir sO'LiJlc Verw:lItung. 

AIIlIHIJllcr der Miq;lictkr (ErsJlzll1iq;!icd~r) 

§ 1l7. (I) Die Mitglieder und Erut'Zmit~lieder' 
werden fiir eine Amtsd3uer von fünf J:lhren' 
bestellt. Sie h:lben vor Antritt ihres Amtes dem' 
Vorsitzende:n tlllrdl Handsdl1:tg gewissenhafte 
lind unpJrlciisdlc Ausübung des Amtes zu se­
lobcn. D:\S Amt von Miq;lieJern une! Ers:lt ... -
miq;liedern. die innerhalb der :llI!;emeinen fünf­
j:il.rigen AnltSchucr beneIlt werdcn, endet mit 

- 67 -

Fassung des Entwurfes 
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Geltendes Recht 

derc~ AbhuL Die infol!;e des Abbufc:s der Amu­
lhuer ~umhcidenden Miq,lietier und Erutzmit-. 
I)licder h~ben ihr Amt bis 2.ur Wicderbesct2.ung 
lllszuiihen. Wieueruestcllung ist 2.UI3SSig. 

(2) Der Bundesminisler für s02.i:lle Verwaltung 
h:1t ein Milglieu (Emtzmit!;lied) seines Amtes! 
zu cnthcuen, well~ ein ceset:didles Hindernis: 
(§ 136 Aus. 4) bekannt wird oder wenn es sid,', 
einer ~rohen Verletzunc odcr eincr d2ucrnden: 
Verll:lJIllssil)ulI~ 'seim'r AnHSpflidlten sdlUldig 
gClludlt hat. Ein Miq;licd (Erut:.:mitglied) ist· 
2udl thnn zu enthehen, v,:enn in seiner Berufs-: 
tlliskcit eine $OlJle Xnderung eintritt, daß Cl 

niult mehr geci~nc!t c:rsdleilH, die lntcressen 
jener Ilerufsgruppc wlhrzunehmen, .zu deren 
VerrrclUng es LeHcllt wur.!~. 

Vcrlllndlullj; 

§ \JS. (I) D.ls Einisun(.;SJnlc verhandelt und 
entsdlcidc.:t in SenHeIl, uie ludI dem Ermessen 
dcs Vorsilzl'nden {jir bcstillllllle Gruppen von 
A rbcilSverh:iltnissen ouer von Verh2ndlunss­
I)Cj;CllSllllucn bcstellt werJen. 

(2) Der Vorsitzende betflut, soweit er nidlt. 
selbst Jen Vorsitz in den SCIlHell führr, mit dem 
Vorsitz s"ille Stellvertretcr lInJ weist jedem ! 

Senlt je eine gleithc Anzlhl VOll MitGliedern und 
Ersltzl1liq;liedc:rn JUS der Gruppe der Arbeit­
Geber einerscits und 211S uer Gruppe der Arbeit­
n ... hllll'r Jlldcreneits zu, 

! 
(3) DJS Einil)ullbsJlllt bnn zu den Verh:.lnu-

IUIl~cn SlJ\VcrstJndigc ulld Auskunfcsper.sonen i 

Leiziehen. I 

Iksdllußhssung 

§ \)9. (1) Ein SenAt ist, soweit im folgenden 
nidlt :lnJeres bestimmt wird, verhandlungs- und: 
bcsdalußf:ihi(;, wenn augcr dem Vorsitzenden: 
oder dessen Stellvcrtretcr mwohl 2US der Gruppe 
Jcr Arbeitl)cber wie ;JUS du Gruppe der Arbeit­
nehmer wenigstens ein Miq~lied (E.rntzmitglied) 
anwesend ist. . 
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Geltendes Recht 

(2) Zur Verh:lmllllllS uml l!ntsdleidung üher 
die Festsetzung. Abinderung oder. Aufheb\lng 
eines MindcstlohJlt:lrif~s (§ 22) ist die Anwesen­
heit des Vorsitzenden oder seines Stellvertreterl 
und wenigstens von je z.wei Mitgliedern (Ernt"L­
mitgliedern) aus der' Gruppe der ArbCiq;ebc:r 
und der Gruppe der Arbeitnehmer erforderlich. 

(3) Sind die Mitglieder (Emtzmitglieder) einer 
Gruppe in der Oberz~hl. so haben in dieser 
Gruppe die dem Alter n:tdl jüngsten Mitglieder 
(Ers~llmitblieder). soweit sie überzählig lind. 
kein Stimmrc:dlt. Die ßesd,liisse werden mit ein­
fld,er Mehrheit der vom V!)rsitz.enJen und den 
Hil\\mbcreJlli~len Miq;licdern abgegebenen' 
Slimmen g.:bßcj der Vorsitzende gibt ,eine 
Stimme als letzler ab. 

Ordnllngsstr:lfcn 

S 140. Gegen MitglicJer (ErsHzmitglieder). die 
sidl ihren Amtspl1idlcen entziehen, bnn der 
V'lrsitzende des Eini~ungslmtes Ordnungsstrafen 
bis zu 200 S vcrh:ingen. Gegen diese Verfügung 
sleht inncrlillb von 14 Tabcn nadl der Zustellung 
die llesulwcrde an dls Obereinigungwnt o{f;:n, 
dlS cnJgiiltig entsdlciJet. 

Abschnitt 2 
I 

Obereinigullg';llllt .1 
Erridltung und ZUSllllllleusc:tzußg I 

. I 
• ..- •• ". ._- •• • I 

. § 141. (I) BelJll ßundeslllullstenum fur lozlale· 
Verwalrung ist ein Obercinigungsamt :tu crridl­
tcn. Es besteht :lUS einem Vorsitzenden und nach 
ßeJ;a ~us einclII oder mchreren Stellvertretern i 
sowie alls t1t'r erforJerlidlen Z:lhl von Mirglie-: 
dem und Ers:ltzlllit~lieJerll. Jie :lIIS den Gruppen. 
,Icr Arbeitgeuer und der Arbeitnehmer bestellt' 
wenlell. 

(2) Für <lie Ernennung ,I es Vorsitzenden und. 
seiner Stellvenreter gc:lten die Bestimmungen 
des S 136 Abs. 2 mit der l\hßgabe. daß vor der: 
Ernennung die Ullndeskallllllcr der gewerulidlen ' 
Wirudl:Jft und der' Osterrcidlisdlc Arbeiter­
bIlIIllertag 211 hören sind; für die Bestellung 
und Amcsausü!'ung der Mitglieder (Ersatzmit-
1:lic.ter) siml dit' JlCstiJlIl\lllll~Cn tier SS 136 Aus. 3 
bis 5 und 137 sinllgemäß anzuwenden. 

-- - --- -~------~ 
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Der Abschnitt 2 des 1. Hauptstückes des 111. Teiles mit der 

Uberschrift "Obereinigungsamt" erhält die Bezeichnung "Ab­

schnitt I" mit der Uberschrift "Bundeseinigungsamt". 

§ 141 lautet samt Uberschrift: 

"Errichtung und Zusammensetzung 

§ 141. (1) Beim Bundesministerium für soziale Verwaltung 

ist ein Bundeseinigungsamt zu errichten. Sein Wirkungsbe­

reich erstreckt sich auf das ganze Bundesgebiet. Das Bundes­

einigungsamt besteht aus einem Vorsitzenden und nach Bedarf 

aus einem oder mehreren Stellvertretern sowie aus der erfor­

derlichen Zahl von Mitgliedern, die aus den Gruppen der Ar­

beitgeber und der Arbeitnehmer bestellt werden. 

(2) Der Vorsitzende und seine Stellvertreter werden vom 

Bundesminister für soziale Verwaltung nach Anhörung der 

Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft und des Österrei­

chischen Arbeiterkammertages für unbestimmte Zeit und auf 

Widerruf ernannt. Sie haben, wenn sie nicht schon als öffent­

lich Bedienstete zur unparteiischen und gewissenhaften Aus­

übung der Amtspflichten verpflichtet wurden. dieses Gelöbnis 

vor dem Bundesminister für soziale Verwaltung zu leisten. 
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Vorsitz \IIul Ilcsdllußf:\Ssung 

§ 142. (1) Fiir ,Iie Uil,lullG ,Ier Senate des 
Obcrcinisungs:lllltcs selten die Bcstimmungen des 
S 138 Abs. 2 sinlll)cm:iß. 

--_.- - - ~ --'---._~ 
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(3) Die Mitglieder werden vom Bundesminister für soziale 

Verwaltung auf Grund von Vorschlägen bestellt, die von der 

Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft für die Mitglieder 

aus dem Kreise der Arbeitgeber und vom Österreichischen Ar­

beiterkammertag für die Mitglieder aus dem Kreise der Arbeit­

nehmer erstattet werden. Wird das Vorschlagsrecht nicht binnen 

z\'ei Honatcn nach Aufforderung ausgeübt, so ist der Bundes­

minister für soziale Verwaltung bei der Bestellung an Vor­

schläge nicht gebunden. 

(4) Hinsichtlich der Erfordernisse der Bestellung der Mit­

glieder sind die Bestimmungen des § 24 ASGG sinngemäß anzu­

wenden. 

(5) Die Mitglieder werden für eine Amtsdauer von fünf Jahren 

bestellt. Sie haben vor Antritt ihres Amtes dem Vorsitzenden 

durch Handschlag gewissenhafte und unparteiische Ausübung 

des Amtes zu geloben. Das Amt von Mitgliedern, die innerhalb 

der allgemeinen fünf jährigen Amtsdauer bestellt wurden, 

endet mit deren Ablauf. Die infolge des Ablaufs der Amts­

dauer ausscheidenden Mitglieder haben ihr Amt bis zur Wieder­

besetzung auszuüben. Wiederbestellung ist zulässig. 

(6) Der Bundesminister für soziale Verwaltung hat ein Mit­

glied seines Amtes zu entheben, wenn ein gesetzliches Hin­

dernis (Abs. 4) bekannt wird oder wenn es sich einer groben 

Verletzung oder einer dauernden VernachläSSigung seiner Amts­

pflichten schuldig gemacht hat. Ein Mitglied ist auch dann 

zu entheben, wenn in seiner Berufstätigkeit eine solche Än­

derung eintritt, daß es nicht mehr geeignet erscheint, die 

Interessen der Berufsgruppe wahrzunehmen, zu deren Vertre­

tung es bestellt wurde oder wenn es selbst um seine Amtsent­

hebung ersucht." 

§ 142 lautet samt Überschrift: 

"Verhandlung und Beschlußfassung 

§ 142. (1) Das Bundeseinigungsamt verhandelt und entscheidet 

in Senaten, die nach dem Ermessen des Vorsitzenden unter Be­

dachtnahme auf den Verhandlungsgegenstand und erforderlichen­

falls auf regionale Gesichtspunkte gebildet werden. 
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Geltendes Recht 

(2) Ein Senu ,Ics' Obereinigungsamtes ist ver­
halllllllngs- unJ besdllußfähig, wenn außer dem' 
Vorsit~c:nden oder uessen Stellvertreter je zwei 
Mitglieder (Ers:l\:tomitglic:dcr) aus der- Gruppe der 
Arbeilg~'ber 11 !\ll der Arbeitnehmer :anwesend 
sind; im übrigen sinJ die Bestimmungen der 
§S 138 Abs. 3 lind \39 Abs. 3 sinngemäß anzu­
wenden. 

Ordnuncsstrafen 

§ 14J. Gegen ~Iitslied.:r (Emtzmitglieder), 
die skI! ihren A JIIupllidlten entziehen, k:mn der 
Vorsil~ellde des Ohercinibullgs:untes Ordnungs­
strafen bis zu 200 S verhängen. Gegen diese Ver­
fügung steht innerh:alb \'on 14 Tagen n:adl der 
Zustellun!; die Uesdlwerde an d:as .Bundesmini­
stcrium fiir SO~i31c Verwal[Ung offen. 

A h schnit t 3 

Schlichtungsstelle 

Erridll IIn~ und ZusanulIcnselzung 

§ 144. (I) Zur Enlsuleidllng von Streitigkeiten. 
iibcr den Absdlluß, die l\nderung oder die Auf- : 
hebung -von Betricbsvcrcinbuungcn in An·gele-· i 

genheitcn, in weldlcn d:as Gesetz die Entsdlei­
dung durdl Sdllidltungsstellen vorsieht, ist auf 
Antrag eines der Strcitteile eine Sdllidltungs­
srelle zu erridlCen. Die Sdllidnungsstelle ist beim 
Einigungsamt in der Landesh3uptsudt jene.s I 

Bundcsl:!ndes, in dcm der Bctrieb gelegen 0 ist, 
Hir Vonrlbeq; beim Einigunss:lmt Feldkirdl, für 
Nicdcröstcrrcidl hcim Einigungsamt Wien, %u 
crridHcll. llei Slr~'itiskeitcn üher dcn Absdlluß, 
,Iic linderung od,'r Aufhebung von Detriebsver­
einbuungen, dercn Gcltunr,sbereidl Detriebe um­
(;lße, die in zwci oder mchrercn ßunJesl3udern 
j;clc!;cn siud, ist ,h:r Sitz des Uncerneh{ll~n5, dem 

- 71 -
Fassung des 

Entwurfes - --, 

(21 Ein Senat des Bundeseinigungsamtes ist verhandlungs-

und beschlußfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder dessen 

Stellvertreter je zwei Mitglieder aus der Gruppe der Arbeit­

geber und der Arbeitnehmer anwesend sind. 

(31 Sind die Mitglieder einer Gruppe in der Uberzahl, so 

haben in dieser Gruppe die dem Alter nach jüngsten Mitglie­

der, soweit sie überzählig sind, kein Stimmrecht. Die Be­

schlüsse werden mit einfacher Mehrheit der vom Vorsitzenden 

und den stimmberechtigten Mitgliedern abgegebenen Stimmen 

gefaßt; der Vorsitzende gibt seine Stimme als letzter ab. 

Der Vorsitzende darf sich der Stimme nicht enthalten. 

(41 Das Bundeseinigungsamt kann zu den Verhandlungen Sach­

verständige und Auskunftspersonen beiziehen." 

§ 143 entfällt samt Uberschrift. 

Der Abschnitt 3 des 1. Hauptstückes des III. Teiles mit der 

Uberschrift "Schlichtungsstelle" erhält die Bezeichnung 

"Abschnitt 2". 

§ 144 lautet samt Uberschrift: 

"Errichtung und Zusammensetzung 

§ 144. (1) Zur Entscheidung von Streitigkeiten über den Ab­

schluß, die Änderung oder die Aufhebung von Betriebsverein­

barungen in Angelegenheiten, in welchen das Gesetz die Ent­

scheidung durch Schlichtungsstellen vorsieht, ist auf Antrag 

eines der Streitteile eine Schlichtungsstelle zu errichten. 

Die SChlichtungsstelle ist am Sitz des Landesgerichtes jenes 

Bundeslandes, in dem der Betrieb liegt, ist dies Wien oder 

Niederösterreich, am Sitz des Arbeits- und Sozialgerichtes 

Wien, zu errichten. Bei Streitigkeiten über den Abschluß, die 

Änderung oder Aufhebung von Betriebsvereinbarungen, deren Gel­

tungsbereich Betriebe umfaßt, die in zwei oder mehreren Bundes-
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,Iie llelriebe :angehören, maß(;ebend. Durdl Ver­
einb:arung der S[rei~[eile kann die Sdllidllungs­
stelle bei einem ander~J~ Eilligungumt in •. einer 
bndeshauptstadt oder beim I!inigungsamt Feld­
kirdl crridltet werden. l~in Antng auf Ent­
sdleidung einer Streitigkeit durdl die Sdllidl .. 
tUI1!;sscellc ist :an den Vorsilzenden des in Be- i 

tradlt kommenden Einigungsamtcs 2U ridlten.; 

(2) Die Sdilidituncsstelle besteht aus einem: 
Vorsitzenden und vier Beisitzern. Der Vorsit- : 
'lende ist vom Vorsitzenden des Einigungsamtcs ' 
auf einvernehmlidlen Antrag der .Streitteile zu ! 

bestellen. Kommt eine Einigung der Strcittcile 
auf die Person d!!s Vorsitzenden innerl12lb von i 
zwei Woulen :ab AntraSHdluJlC (Alu. I) nidlt . 
zustande, so iSt er auf Antrag eines der Sudtteile 
vorn Vorsitzenden des Einigungumtcs zu be­
stellen. Die llestellung l12t alls dem Kreise der 
llerufsrid1Cer zu crfol~en, ,Iie in dem Bundes- i 
land. in dem die Sdllidltungmelle zu erridlten 
ist. bd einem Arbeitsgeridlt oder einem für 
ArbeitsredltSS3dlen zustindigen ßerufungssenac 
eines bndes· oder Kreisgeridltes ernannt sind. 

(3) Jeder der Streitteile hat zwei Beisitzer 
Jlamha( t zu maUlen, davon einen aus einer B.d­
sirzerlisee; der zweile lleisiezer soll aus dem 
K reise der im llc:trieb Besdlä{ tigten namhaft ge­
Illadlt werden. H:It einer ,Ier Streitteile binnen 
zwei Wodlen :ab AntragsteIlung (Abs. 1) die 
Nominierung der Beisitzer nidlt vorgenommen. 
so lut dt:r Vorsilzendc des EiniguJl1;samtes sie , 
:aus der Liste der Deisil2.e,· jener Gruppe (Arbei.t- . 
~eber oder Arbeitnehmer). wekher der Siumige 
an(;ehiirt. zu bestellc:n. 

(4) Die StreilCc:ile haben die Einigung auf die 
Person des Vorsitzenden und die Nominierung 
der Beisitzer dem Vorsitzenden des Einigungs­
amtes mitzuteilen. Dieser hu den Vorsitzenden 
der SdllidltungssteJle und die Beisitzer unver­
zii(;lidl zu bestellen und im Einvernehmen mit 
dem Vorsitzenden der Sdllidltungsstelle die erste 
mündlid,e Verhandlung anzuberaumen. Die wei­
tere Verfahrensleitung obliest dcm Vorsitzenden 
der Sddidltungsstdle. 

- 72 -
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ländern liegen, ist der Sitz des Unternehmens, dem die Betriebe 

angehören, maßgebend. Durch Vereinbarung der Streitteile kann 

die SChlichtungsstelle am Sitz eines anderen mit Arbeits- und 

Sozialrechtssachen befaßten Landesgerichtes (des Arbeits- und 

Sozialgerichts Wien) errichtet werden. Ein Antrag auf Ent­

scheidung einer Streitigkeit durch die Schlichtungsstelle ist 

an den Präsidenten des in Betracht kommenden Gerichtshofes ZU 

richten. 

(2) Die Schlichtungsstelle besteht aus einem Vorsitzenden 

und vier Beisitzern. Der Vorsitzende ist vom Präsidenten 

des Gerichtshofes auf einvernehmlichen Antrag der Streit­

teile zu bestellen. Kommt eine Einigung der Streitteile 

auf die Person des Vorsitzenden innerhalb von zwei Wochen 

ab AntragsteIlung (Abs. 1) nicht zustande, so ist er auf 

Antrag eines der Streitteile vom Präsidenten des Gerichts­

hofes zu bestellen. Die Bestellung hat aus dem Kreise der 

Berufsrichter zu erfolgen, die bei dem GerichtshOf mit 

Arbeits- und Sozialrechtssachen befaßt sind. 

(3) Jeder der Streitteile hat zwei Beisitzer namhaft zu 

machen, davon einen aus einer Beisitzerliste: der zweite 

Beisitzer soll aus dem Kreise der im Betrieb BeSChäftigten 

namhaft gemacht werden. Hat einer der Streitteile binnen 

zwei Wochen ab Antragstellung (Abs. 1) die Nominierung der 

Beisitzer nicht vorgenommen, so hat der Präsident des in 

Betracht kommenden Gerichtshofes sie aus der Liste der 

Beisitzer jener Gruppe (Arbeitgeber oder Arbeitnehmer), 

welcher der Säumige angehört, zu bestellen. 

(4) Die Streitteile haben die Einigung auf die Person des 

Vorsitzenden und die Nominierung der Beisitzer dem PräSi­

denten des in Betracht kommenden GerichtshOfes mitzuteilen. 

Dieser hat den Vorsitzenden der Schlichtungsstelle und die 

BeiSitzer unverzüglich zu bestellen und im Einvernehmen mit 

dem Vorsitzenden der Schlichtungsstelle die erste mündliche 

Verhandlung anzuberaumen. Die weitere Verfahrensleitung ob­

liegt dem Vorsitzenden der SChlichtungsstelle." 
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§ 145 -- -------. 
(3) i-li.~si<llttidl ,Ier Erfordernisse zur Auf-

nala."e von J'ersonen in eine der in Abs. 1 
benannten -Listen sind die Uestimmungen des 
§ 11 Abs, 1 des Arbeitsgeridltsgesetze.s,. BGBI. 
Nr. 170/19~G. sinllscl\l;ilt anzuwenden. Ocr Dun­
.Iesminisrer flir soziale Verwaltung karin die 
I\ufnal\lllc einer voq;csdllagenen Person in c;ine' 
Liste. nur \'('I'wcij;crn. wcnn ein gesetzlidles Hin- ' 

.I.'rnis vorlil'l~l. 

(4) Die Aufnahme \'011 J1ersonen In eIße aer lU [ 

Abs. 1 genanntcn Listen, die Ablehnung der Auf-I 
nahme einer vorgesdllagenen Person sowie die. 
Streidmng einer Person aus einer Liste hat mit 
UCSdlCid zu crfoll;en. S 136 Abs. 5 und S 137 
AllS. 2 sind ~inngclll5ß :1I17.uwcndef!. 

(5) A usf ert it;u'ugen ,Ier Ueisiezerlisten sind allen; 
im S 1 HAus. 1 gen:lnnten Einigungs5m ~ern,' 
d.::r Uundcskal\lmerder gewerblidlen Wirts,duft 
und dem Osterrcidlisdll:n Arbeiterkammcrug. 
sowie binncn zwei WOl.hen ab Stellung eines 
Antrages auf EnudtciJung der Sdtliduungsstclle i 
Jen Stn:iqeih:n zu übermil.tclnj dies gilt sinnJ 

bcmaß :luch fiir Änderungen derselben. 

(6) Die in Abs, 1 genannten Listen können 
bei lIen Einigullgs:imtern wahrend der Amts­
Slu",len VOll jedermann cilll)esehen werden. 

§ 1 "G. (1) Die SdlJidlCllOssstelle ist - soweit 
im folbcnden niuIU anderes bestimmt wird -
yerh;mdlunc;s- und besdllußfähit;, wenn sowohl 
der Vorsil2.l'l\Ile als audl VOll jedem der Streit­
tcile z.wei Ucisitzer anwesend sind. Wurde eine 
Verh:lIldlung eier Sdllidltungsstelle bereits dnnlal 
vertagt, weil ein lIeisitler ohne redltmaßiben 
Hinderunlisl;rullll nidlt ersdlienen ist, und ist in 
.Ier forq;e~el zten Verh:lIltllunG abermals derselbe 
odcr ein a,"lerer von Jer tleidlen Partei nam­
haft gemadller Ucisitzer unentsdluldigt nidlt er­
sdlienen, so wird die Verh:anJlung ul!d Entsdlei- ' 
dung nidlt gehindert, sllfern der Vorsitzende 
und mindestens ein Beisitzer anwesend sind. 
Bei der Uesdllußf:assunS hat sidl der Vorsitz.ende . 
7.lIn3dlSe der Stimme zu eillhalten; kommt eine 
Stimmenmehrheit nidle zustande, so nimmt der 
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§ 145 Abs, 3 erster Satz lautet: 

"(3) Hinsichtlich der Erfordernisse zur Aufnahme von 

Personen in eine der in Abs. 1 genannten Listen sind 

die Bestimmungen des § 24 ASGG sinngemäß anzu""enden," 

§ 145 Abs. 4 zweiter Satz lautet: 

,,§ 142 Abs, 2 ist sinngemäß anzuwenden," 

§ 145 Abs. 5 erster Halbsatz lautet: 

"(5) Ausfertigungen der Beisitzerlisten sind den mit 

Arbeits- und Sozialrechtssachen befaßten Landesgerichten, 

in Wien dem Arbeits- und Sozialgericht Wien (§ 144 Abs_ 1) ," 

§ 145 Abs. 6 lautet: 

"(6) Oie in Abs. 1 genannten Listen können bei den mit 

Arbeits- und Sozialrechtssachen befaßten Landesgerichten, 

in Wien btimArbeits- und Sozialgericht Wien (§ 144 Abs. 1), 

während der Amtsstunden von jedermann eingesehen werden." 
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Vorsitzende nad, weiterer Beratung an der er­
neuten Besdllußfassung teil. Er gibt seine Stimme 
;als letzter ab. Stimmclllh:dlung ist unzulässig.' 
Auf tlie Verh:tndlung ist § 138 Abs. 3 sinngem;iß , 
:znzuwenden. I 

(3) Auf d:u Verfahren vor der Sdllidltungs-' 
stelle sind im übrigen die für' das Verfahren vor 
den Einigungs:imtern geltenden Vondlfiften an­
zuwenden. S 7 Abs. 1 A VG ist nur auf die, aw 
einer Beisitzerliste namh:zft gemachten Beisitzer; 
:anzuwenden. S 40 Abs. 1 A VG ist mit der Maß- i 

gal>e :anzuwenden. d:1ß :auf einvernehmlichen I 
Antug der Streitteile die Verhandlungen i.rn Be-
trieb 5t:1ttzulinden h3ben. " 

(4) Gesen Personen. die ordnungsgemäß und 
mit ihrer Zustimmung zu Mitgliedern einer. 
Sd,lidltungsstcllc besteIlt wurden und sich ihren 
AllItspllidnell entziehen. kann der Vorsitzende 
cl,.:S EinigunpS:lmtes. bei dem die Sr:hlidltungs­
$lelIe ihren Sitz hu. Ordnullgsstnfen bis %.u 
200 S verh:ingen. S 140 z.weiter Sm: ist sinngem;iß 
anzuwenden. .. i 

\ 

, Abschnitt .. 

Geme~lllame Bestimmungen 
I 

Gesdliftsführung I' ':1' 

§ 147. Die LeiLUng der Einigungsämter und 
des OLercinigungs:llntes ol>liegt. sofern nicht die 
Besdllußfassung Senaten vorbeh:1lten ist. deren 
Vorsit'Lenden. Tm Verhindeningsfallc leitet der 
Stellvertreter des Vorsitzenden das A~. Mit der 
Fiihrung der laufenden Gcsdläfte und der Vor­
bereitung der Verl12n~lungen unter der Leitung 
des Vorsitzcnd.:n des OLereinigungsamtes kön­
nen Bedienstete des Bundcsministeriums für 
soziale Verw:zltung betroaut werden. Ofe Kanzlei­
gesd,ifte lies Obereinigunssamtcs Jind von Or­
lpnen aus dem Person:lIstand deS' Bundesmini­
"eriums für sozi.llc Verw3ltung, ·die der Ein­
&ungsimtcr und SUllid,tungsstellell von Organen 
aus dem Pcnonalstand der Gesdläftsuelle der 
Arbeitsgeridue zu besorgen. " 
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§ 146 Abs. 1 letzter Satz lautet: 

"Auf die Verhandlung ist § 142 Abs. 4 sinngemäß anzu­

wenden. " 

§ 146 Abs. 3 erster Satz lautet: 

"(3) Auf das Verfahren vor der Schlichtungsstelle sind 

im übrigen die für das Verfahren vor dem Bundeseinigungs­

amt geltenden Vorschriften anzuwenden. 

§ 146 Abs. 4 entfällt. 

Der Abschnitt 4 des 1. Hauptstückes des III. Teiles mit der 

Uberschrift "Gemeinsame Bestimmungen" erhält die Bezeichnung 

"Abschnitt 3", 

§ 147 lautet samt Uberschrift: 

"GeSChäftsführung 

§ 147. Die Leitung des Bundeseinigungsamtes obliegt, so­

fern nicht die Beschlußfassung Senaten vorbehalten ist, 

dem Vorsitzenden. Im Verhinderungsfall leitet der Stell­

vertreter des Vorsitzenden das Amt. Mit der Führung der 

laufenden Geschäfte und der Vorbereitung der Verhandlungen 

unter der Leitung des Vorsitzenden können Bedienstete des 

Bundesministeriums für soziale Verwaltung betraut werden. 

Die Kanzleigeschäfte des Bundeseinigungsamtes sind von 

Bediensteten aus dem Personalstand des Bundesministeriums 

für soziale Verwaltung, die der SChlichtungsstellen von Be­

diensteten aus dem Personalstand des jeweils zuständigen mit 

Arbeits- und Sozialrechtssachen befaßten Landesgerichtes, in 

Wien vom Arbeits- und Sozialgericht Wien (§ 144 Abs. 1), zu 

~ __ b_e-,-s0E.gen, " ...J 
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Geltendes Recht 

Gcbühren- und Aufwandscntsdlidigu-ngcri 

S 148. (I) Die Mitglieder und Ersanmitglieder 
der EinigungsJmter und des OberciniguQg'samtes 
üben ihre Tätigkeit ehren~mdidl ~us. . 

(l) Die Mitglieder und Ers~tzmitglieder' der· 
Einigungslimtcr und des Obereinigungumtes, die 
im ö(fendidlen Dienst stchen, crh:llten Reue-' 
gebühren n:ldl den für sie geltenden Vorschriften' .' , 
Jie übrigen Mitglieder und Erutzmitglieder 
h2~en Ansprudl a.uf Ersatz der notwendigen 
Relse- und Aufcnthaltskosten sowie auf die Ent-' 
sdl:idigung für Zeitversäumnis nach den 'Bestim­
mungen und Tarifen. die für Sdlötfen nach dem 
GebührenansprudlSgesetz, BGBI. Nr. 179/1965, 
gelten. . i 

. '. -I 

(3) Die Vorsitzcnden ocr Einigungs;illltcr und i 
des Obercinigungsallltes. deren Stellvertreter so­
wic Jie Vorsit7.enJen und ßeisitzer der Sdllidl­
ulIIßsslcllen erh2ltcn eine Auf wandsen[Sdläui­
t:lIn~. deren Höhe VOIII ßunJesminister für 
sozialc Verw:lltung festgesetzt wire.!. Die Vor­
siezenJen' und Beisitzer der Sdllidltungsstc:llen 
erhllten Auf wlndsentsdläJigungen nur nOldl 
l\"bßg;lbe ihrer tlts:idllidlen Inlnsprudlnahmc. 
Vorsitzc:nuc Jer Einigungsämter und des Ober­
einigull!;sallltcs. deren Stellvertreter. Vorsitzende: 
und Beisitzer der Sdllidltungsstellen. die im' 
ö(f endidlen Dicnst seehcn. erhOIleen Reisegebüh­
,..:n nadl den fül' sie geltenden Vorsdlriftcn; die 
übrigen VOnil1.Cnden \lnd Stellvertreter haben I 
Ansprudl ,nd ErSJlZ der notwendigen Reise- und 
Auf enthJltslws(en n:tdl den Bestimmungen und, 
T:lrifell, die fijr Sdlölfen Il:tdl dem Gebühren-I 
;lI\SprUdlsbeselZ, UGIII. N r. 17911965. gelten. ! 

. (-I) Die mit J~r GCSlMftsführung der Eini- , 
gungslillltcr lind des Obereinigungsamtes betrau- • 
len Ul,tliellstelen s'lwic: JJS K:anzlci- und Sdlfeib­
personal der Einigunbsämter und des Obereini­
\;UngS3mtes erhalten Hir die . Ausübung ihrer 
Punktionen eine AufwOIndsentsdliidigung, deren· 
Höhe vom Bundesminister für soziale Verw0I1- • 
tun!; im Einvernchmen mit dem Bundesminister' 
für Fimnzc~ festbesetzt wird. 
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Fassung des Entwurfes 

S 148 lautet samt Uberschrift: 

"Gebühren- und Aufwands entschädigungen 

S 148. (1) Die Mitglieder des Bundeseinigungsamtes üben 

ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

(2) Der Vorsitzende, dessen Stellvertreter sowie die Mit­

glieder des Bundeseinigungsamtes. ferner die Vorsitzenden 

und Beisitzer der Schlichtungsstellen. die im öffentlichen 

Dienst stehen, erhalten Reisegebühren nach den für sie gel­

tenden Vorschriften; die übrigen Vorsitzenden (Stellvertre_ 

ter), Mitglieder und Beisitzer haben Anspruch auf Ersatz 

der notwendigen Reise- und Aufenthaltskosten sowie auf 

die Entschädigung für ZeitversäumniS nach den Bestimmungen 

und Tarifen. die für Schöffen nach dem Gebührenanspruchs­

gesetz. 8GB1. Nr. 136/1975. gelten. 

(3) Der Vorsitzende des Bundeseinigungsamtes, dessen Stell­

vertreter sowie die Vorsitzenden und Beisitzer der Schlich­

tungsstellen erhalten eine Aufwandsentschädigung. deren Höhe 

vom Bundesminister für soziale Verwaltung festgesetzt wird. 

Die Vorsitzenden und Beisitzer der Schlichtungsstellen er­

halten Aufwandsentschädigungen nur nach Maßgabe ihrer tat­

sächlichen Inanspruchnahme. 

(4) Die mit der Geschäftsführung des Bundeseinigungsamtes 

betrauten Bediensteten sowie das Kanzlei- und Schreibper­

sonal des Bundeseinigungsamtes und der Schlichtungsstellen 

erhalten für die Ausübung ihrer Funktionen eine Aufwands­

entschädigung. deren Höhe vom Bundesminister für soziale Ver­

waltung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 

festgesetzt wird. 

(5) Hinsichtlich der Geltendmachung, der Bestimmung und 

Zahlung der Gebühr nach dem Gebührenanspruchsgesetz finden 

die Bestimmungen des GebührenansprUChsgesetzes sinngemäß 

mit der Maßgabe Anwendung, daß der Vorsitzende des Bundes­

einigungsarntes, bezüglich der Schlichtungsstellen der Prä­

Sident des Gerichtshofes, einen geeigneten Bediensteten die­

ses Amtes mit der Bestimmung der Gebühr beauftragt und daß 

gegen die Bestimmung der Gebühr die Beschwerde an den Vor­

sitzenden des Bundeseinigungsarntes (Präsidenten des Gerichts­

hofes) zulässig ist. Handelt es sich um eine Beschwerde des 

Vorsitzenden, so entscheidet hierüber der Stellvertreter des 

Vorsitzenden." 
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Geltendes Recht 

(5) Hinsidlllic.h der Geltendm:ldlung, der Be­
stimmung und Z:lhlung der Gebühr n:lch dem 
Gebührenansprud1Sgeset~ linden die Bestimmun­
gen des Gebühren:msprudlsgesetzes sinngem:iß' 
mit der Maßgabe Anwendung, daß der Vorsit­
zende des Einigungs:lnltes beziehungsweise dCl 
Obereinigunüs:lIlltes einen geeigneten B.edienste­
tell dieses Allltes mit der Destimmung der Ge-­
hüllr beau[tr:lj;l und daß gegen die Destimmung 
Jer Gebühr die llesJlwerde :In den Vorsitzenden 
des Einigungs:lllHcS beziehungsweise des Obereini­
~lIngSJm[es zulässig ist. Handelt es sidl um eine' 
Beschwerde des Vorsitzenden, so entsdleiJc!t hier-· , 
iiber der Stcllvertretcr des Vorsitzenden. 

Einsidltnahmc 

§ 149. Die hei qCll Einigungsämtern hinter­
Icgten Kollektivverträge, die von ihnen beschlos­
senen Mindestlohntarife und die vom Obercini-: 
liungslmt, beschlossenen Satzungen, Mindestlohn-' 
tarife und Lchrlingsentsdlädigungen können 
w;ihrenJ der Amtsstunden VOll jedermann einge-' 
schell werdcn. 

Gebührenfreih~it 

§ 150. Die im Verhhren vor den Einigungs­
:imtern, dem Obereinigungslmt und den Schlidl­
lungsncllen crforderlidlen Sdlriften und Am~­
l13ndlungen sind von Jt!1l Stempclgebührc:n und, 
Jen HunJes-Verwaltungsabgaben befreit. 

.. § 150 a. B.lr:lUSbgcJl gcmäl) § 76 Abs. I A VG, 
die im Verfahren \"or dem Einigungsamt bei 
Rechtsstreitigkeilen aus der Betriebsverfassung 
sowie im Verfahren vor der Schlichtungsstelle 
erwachsen, sind von Amts wegen zu tragen." 

Amtshilfe 

§ 151. Alle Ilchiirden, die gesetzlidle~~ Intc:r­
essen\'er~rc:tungen der Arbeitgeber und der Ar­
beitnehmer sowie die Träger der Sozialversidle­
rung luLen die Einigungsällltcr, das Obcreini;­
gungsamt und die Sddidltungsstel!en bei Er­
füllung ihrer Aufgaben :tu untcl"$tützen. ' 

- 76 -

Fassung des Entwurfes 

§ 149 lautet samt Überschrift: 

"Ein:;ichtnahme 

§ 149. Die VOm Bundeseinigungsamt beschlossenen Mindest_ 

lohntarife, Satzungen und Lehrlingsentschädigungen und 

die beim Bundesministerium für soziale Verwaltung hinter_ 

legten Kollektivverträge können während der Amtsstunden 

von jedermann eingesehen werden." 

§ 150 lautet samt Überschrift: 

"Gebührenfreiheit 

§ 150. (1) Die im Verfahren vor dem Bundeseinigungsamt 

und den SChlichtungsstellen erforderlichen Schriften und 

Amtshandlungen sind von den Stempelgebühren und den Bun­

desverwaltungsabgaben befreit . 

(2) Barauslagen gemäß § 76 Abs. 1 AVG, die im Verfahren 

vor dem Bundeseinigungsamt und vor der SchliChtungsstelle 

erwachsen, sind von Amts wegen zu tragen." 

§ 151 lautet samt Uberschrift: 

"Amtshilfe 

§ 151. Alle Behörden, die gesetzlichen Interessenvertre_ 

tungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sowie die Trä­

ger der SOZialversicherung haben das Bundeseinigungsamt 

und die Schlichtungsstellen bei Erfüllung ihrer AUfgaben 
zu unterstützen." 
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Geltendes Recht 

Entsdlcidungcn durdl Einigungsämter .. 
§ 152. (1) In allen Fällen, in denen durdl Gesetz 

die Entsdleidung von Streidgkeitcn Einigungs­
ämtern übertragen wird, haben diese einen Aus­
gleidl anzubahnen und wenn erforderlich eine 
Entsdlcidun~ zu fällen. 

(2) Gegen die Entsdleidungen der Einigungs­
ämter .ist eine llerufung nidlt zulässig. 

Mitwirkung bei Verhantllungen' über Kollektiv:­
verträge 

§ 153. Die. Einigungsämter sind berufen. für 
den llercidl ihres Sprengels bei den Verhand­
lungen über den Absdlluß oder die ltnderimg 
VOll Kollektivverträgen mitzuwirken. wenn ein 
Antr:lg von einer der beteiligten Verotragsparteien : 
geSteilt wird. " 

Kollektivvertragsstreitigkciten 

§ 154. (1) Bei Streitigkeiten über den Absdlluß 
oder die i\:ndcrung eines Kollektivvertrages im " 
Bereidl ihres Sprengels h:lben die Einigungs-! 
ämter über Antrag einer der 3m Streit beteiligten I 

P:lrteicn Einigungsverhandlungen einzuleiten. 

(2) Die EinigungsäOlter h:lben zwischen den 
Streitteilen zu vermitteln und auf eine Verein­
I>arung der Streitteile zwedts ßcilcgung der Strei-
tigkeit hinzuwirkeIl. . 

Sdlieds;prifdlc 

§ 155. Die Einigungsämter können zur Bei­
legung von Streitigkeiten gemäß S 15. einen 
Sdliedssprudl nur fällen. welln die Streitteile vor­
her eine sdltiftlid\e Erklärung abgeben. daß sie 
sidl dem Sdlicdssprudl unterwerfen. Schieds­
sprüd~e gelten 31s Kollektivverträge. 

ErI:usung von Mindcstlohntarifcn 

§ 156. Die Eingungsämter sind berufen. für den 
Dereidl ihres Sprengels . 

1, nadl" Maßgabe des 3. Hauptstückes des 
I. Teiles dieses Dundesgesctzcs Mindcsdohn­
t:trifc festzusetzen. abzuändern oder aufzu­
heben; 

2. einen Kataster der von ihnen beschlossenen 
Mindestlohnurife zu führen. 

- -- 77--::-

Fassung des Entwurfes 

§ 152 samt Uberschrift entfällt. 

Im § 153 werden die Worte "Die Einigungsämter sind" durch 

die Worte "Das Bundeseinigungsamt ist" ersetzt. 

Im S 154 Abs. 1 werden die Worte "haben die EinigungsäInter" 

durch die Worte "hat das Bundeseinigungsamt" ersetzt. 

Im S 154 Abs. 2 werden die Worte "Die Einigungsämter 

haben" durch die liorte "Das Bundeseinigungsamt hat" 

ersetzt. 

Im § 155 werden die Worte "Die Einigungsämter können" durch I 
die Worte "Das Bundeseinigungsamt kann" ersetzt. I 

I 

§§ 156 und 157 samt Uberschriften entfallen. 
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Geltendes Recht 

Enudlei,Jung von Redltsstreitigkeitell :tus der 
Uet.·icbsvcrf:lsSIIng 

§ 157. (I) Die Einibunssimter haben über 
Antrat-; eines hiczu Dercdlligtcn einen Ausgleidl 
.lIIzub;lhnen und. wenn edm-der/idl, eine Ent­
sdleidung zu fällen in Streitigkeiten 

I. über den CcllunGsbereidl der Beslimmungen 
des H. Teil.·s Jieses llulll)esbcsetzes; 

2. über die Bestellung und die Gesdläftsfüh­
runs sowie die BeendiGung der Funktion der 
Organe d':l' Arbeitnclllllersdl;aft; 

3. iiber Jie Miq;licJsdl;aft zu den Oq;:men und 
die Redll~sldlllnb Jl'r Mitglieder der Organe 
der Arbeilllchmersdiaf C; 

... iiber den Uctriebsratsfonds; 

5.iiber diellcfugnisse der Arbeit~ehmersd13ft 
und deren Ausübung dunh ihre Oq;;ane; 

6. mit dem Betr-iebsinh;aber ;aus der Bestellung 
und der Geschiftsführung des Jugendver- -
tr:luensrares sowie über du Erlöschen .einer 
Funktion; 

7. :lUS der Gesmi(tsführung innerhalb der Or­
gane der Jugendvertretung. 

(2) Insbesonclere sind die Eil~igungsimter zu­
stinJig zur EntsdleiJuliS üLer 

l. die Feststellung des Vorliegens eines Be­
triebes (§ 3·1); 

2. dIe Gleidlstcllunc von ßetriebsteilen und die 
Beendigung der Gleidl$tellung (§ 35); 

3. die Anfcdltung einer Wahl (§ 59); 

... die FeStstellung der Nidltigkeit einer Wahl 
(§ 60); 

5. die Aberltennung der Mitgliedsduft ~um 
Betriebsr:lt (§ 6 .. Abs. "); 

6. die Einberufung einer DetriebsratSsitz.ung 
(§ 67 Abs. 3); 

7. die Anfedllung der Aufliisung von Sdlu­
Jungs- oder DjJdun!;~einridltungen (§ 94 
Abs.8); 

--- --- --_.~ -- --_.~ .~-

- 78 
Fassung des Entwurfes 

------
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Geltendes Recht 

8. die Anfedllung der Auflösung von Wohl­
fahmeinriuHungen (§ 95 Abs. 3); 

9. die Zustimmung zur Versetzung von Arbeit­
nehmern (§ lot); . 

10. die Anfedltung von Kündigungen und Ent­
hssunsen von Arbeitnehmern (§§ 105 bis 
107); 

11. die Festselzung des Zeiqmllktes einer Bit­
dUIlßs- oder erweiterten ßildungsfreistellung 
(§S 118 ALlS .... 119 ALs. 1); 

12. den Antrag auf Zustimmung zur Kündigung 
und End:mung von DetrieLsratsmirglicdern 
(§§ J20Li~ 122); 

I J. den Antrag auf Zustimmung zur vorzs:itigen 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses von Mit­
gliedern des Jugendvertrauensrates gem:iß 
S 1 JO Alls. 2. 

Zuständigkeit des Obcrtiniguugsamtc •. 

~ ~5"S I (1)Das Obereinißungsamt ist berufen 

1. zur Entsdlcidung über die Zuerkennung und 
Allerkennung der Kollektivvertragsf:ihigkeit 
g.:m:iß S 5; 

2. auf Ersudlen eines Geridltes o~er einer Ver­
waltulll:;sLehiinle ein Gut:ldlCen über die 
Auslegung eines KolJ.:ktivvenuges abzu­
geben; 

J. nad! Maßg:lbe der Bestimmungen des 2. und 
J. HauptstUckes des I. Teiles dieses Bundes­
gesetzes Kollektivvcrtr3~e zur Satzung zu 
erklären und für den Bereidl mehrerer Eini­
gungsamtssprengcl . Mindestlohntarife fest­
zusetzen sowie dieselben abzuändern oder 
aufzuheben; 

... flir den Bereidl eines Einil:;ungsamtssprengds 
Mindestlohntlrife festzusetzen sowie d\e­
scillen ab:m:indern oder aufzuheben. wenn 
die Zust:indigkcit gemäß S 25 Abs ... an d~s 
Obereinigungsamt übcrßcg:angen:isc; 

5. zur Festsetzung. Ab:inderung und Auf­
hebung von Lehrlingsentsdlädigungen nach 
Maßgabe der Bestimmungen dCl ... Haupt­
stüdtcs des l. 'feiles dieses Bundesgesetzes; 

- 79 -

Fassung des Entwurfes 

§ 158 lautet samt Überschrift: 

"Sonstige Zuständigkeiten des Bundeseinigungsamtes 

§ 158. (1) Das Bundeseinigungsamt ist weiters berufen 

1. zur Entscheidung über die Zuerkennung und Aberkennung 

der Kollektivvertragsfähigkeit gemäß § 5; 

2. auf Ersuchen eines Gerichtes oder einer Verwaltungsbe_ 

hörde ein Gutachten über die Auslegung eines Kollektiv­

vertraqes abzugeben; 

3. nach Maßgabe der Bestimmungen des 2. und 3. Hauptstückes 

des I. Teiles dieses Bundesgesetzes Kollektivverträge 

zur Satzung zu erklären und Mindestlohntarife festzu­

setzen sowie dieselben abzuändern oder aufzuheben; 

4. zur Festsetzung, Abänderung und Aufhebung von Lehrlings_ 

entschädigungen nach Maßgabe der Bestimmungen des 4. Haupt­

stückes des I. Teiles dieses Bundesgesetzes; 

5. einen Kataster der von ihm beschlossenen Satzungen. Min­

destlohntarife und Lehrlingsentschädigungen zu führen. 

(2) Gegen die Entscheidung des Bundeseinigungsamtes ist 

eine Berufung nicht zulässig. 
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Geltendes Recht 

6. einen Kataster der von jhm beschlossenen 
Satzungen, Mindestlohntarife und Lehrlings­
entsdl:iJi~ungel1 zu führen; 

7. über Desdlwerden gegen die Verh:ingung 
VOll Ordllungsstrafl!n zu clltsdlciJen (S HO); 

8. nadl Maßgabe der Destilllmun~en der SS 153 
bis 155 bei VerhanJlungen über Kollektiv­
verträge, deren GcllUllgsbercidl

o 

den Sprengel 
mehrerer Einigungs3111tcr umfaßt sowie bei 
SJlliJltung von Streitigkeiten über den Ab­
sdllllß oder die Änderung soldler Kollektiv­
vert6ge milzlIwirkclI j 

9. die Allfsidit über Jie Einigungs:imter :tu 
führen und insbesondcre die GJeidlaftigkeic 
ihrer GesdlJftsführung zu übecwach~. 

(2) Unhl:Hltadet dcr 1\ ro<!i 1111 11 un:;l'n cle~ f-i 43 
iH I:('(:CII die ElIlsrl!cillllllh"1I cl("s Obercinigungs­
~IIHr.S cine lleru(lInf; lIidlf 7.uliiHig. 

§ 161. (1) .... 

6. die GesdI3(ts(iihrung Jer Einigungsämter, 
des Oberc:inil;lIngsamles und der Sdllidl­
tungsstcllen. 

§ 171. ..•. 

(2) •••• 

10. aller übrigen Bestimmungen der Bundes­
minister für ~ozialc Vuw:lltung 

- 80 -

Fassung des Entwurfes 

S 161 Abs. 1 Z 6 lautet: 

"6. die GeSChäftsführung des Bundeseinigungsamtes und 

der Schlichtungsstellen." 

S 171 Abs. 2 Z 10 lautet: 

"10. S 144 Abs. 2, 3 und 4, S 145 Abs. 6, S 147 letzter 

Satz zweiter Fall und S 148 Abs. 5, hinSichtlich der Auf­

gaben des Präsidenten des Gerichtshofs und der Kanzleibe­
diensteten, der Bundesminister für Justiz," 

Die bisherige Z 10 des S 171 Abs. 2 erhält die Bezeich­
nung "11 ... ·. 
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Geltendes Recht 

Mutterschutzgesetz 1979 

§ 10. 
(3) Abweichend von den Am. 1 und 2 kann 

eine Kündigung rechtswirksam ausgesprochen 
werden, wenn vorher die Zustimmung des Eini­
gungsamtes eingeholt wurde. Der Dienstgeber 
hat im Fall einer AntragsteIlung auf Zustim­
mung des Einigungsamtes zur Kündigung 
dem Betriebsrat gleichzeitig mit der Ein­
bringung des Antrages hierüber Mitteilung 
zu machen. Die Zustimmung zur Kündi­
gung ist nur dann zu erteilen, wenn der 
Dienstgeber das Dienstverhältnis wegen einer 
Einschränkung oder Stillegung des Betriebes oder 
dcr Stillcgung einzelner Bctriebsabteilungen nicht 
ohne Schaden für den Betrieb weiter aufrecht­
erhalten kann odcr wenn sich die Dienstnehme- : 
rin in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Einigungsamt nach Rechtsbelehrung der Parteien 
durch den Vorsitzenden (Stellvertreter) über den 
Kündigungsschutz nach dicsem Bundesgesetz mit 
der Kündigung cinycrstandcn erklärt. Nach 
Stilleg\lng des Betriebcs ist eine Zustimmung dcs 
Einigungsamtes zur Kündigung nid1t erfordcr­
lilh. 

(6) Einc cinvcrnehmlidle Auflösung des Dienst­
vcrhältniss'cs ist nur dann rechtswirksam, wcnn 
sie schriftlich vercinbart wurde. Bei minderjäh­
rigen Dienstnehmcrinnen muß dieser Verein­
barung überdies eine Bescheinigung eines Eini­
gungsamtes oder einer gesetzlichen Interessenver­
tretung der Dienstnehmer beigeschlossen sein', 
aus der hervorgeht, daß die Dienstnehmerin über 
den Kündigungsschutz nach diesem Bundesgesetz 
belehrt wurde. 

- 81 -

Fassung des Entwurfes 

Art i k e 1 11 

Das Mutterschutzgesetz 1979, BGB1. Nr. 221, zuletzt geändert 

durch das Bundesgesetz BGB1. Nr. 213/1984, wird wie folgt ge­
ändert: 

§ 10 Abs. 3 lautet: 

"(3) Abweichend von den Abs. 1 und 2 kann eine Kündigung 

rechtswirksam ausgesprochen werden, wenn vorher die Zu­

stimmung des Gerichts eingeholt wurde. Der Dienstgeber 

hat im Fall einer Klage auf Zustimmung des Gerichts zur 

Kündigung dem Betriebsrat gleichzeitig mit der Ein­

bringung der Klage hierüber Mitteilung zu machen. Die 

Zustimmung zur Kündigung ist nur dann zu erteilen, 

wenn der Dienstgeber das Dienstverhältnis wegen einer 

Einschränkung oder Stillegung des Betriebes oder der 

Stillegung einzelner Betriebsabteilungen nicht ohne 

Schaden für den Betrieb weiter aufrechterhalten kann 

oder wenn sich die Dienstnehmerin in der Tagsatzung 

zur mündlichen Streitverhandlung nach Rechtsbelehrung I 
der Parteien durch den Vorsi tzenden über den Kündigungs- i 

schutz nach diesem Bundesgesetz mit der Kündigung ein­

verstanden erklärt. Nach Stillegung des Betriebes ist 

eine Zustimmung des Gerichts zur Kündigung nicht er­
forderlich." 

Im S 10 Abs. 6 werden die Worte "eines Einigungsamtes" 

durch die Worte "des Gerichts (S 92 ASGG) " ersetzt. 

I 
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Geltendes Recht 

§ 13. (1) Gegen die Entscheidung des Eini­
gungsamtes im Verfahren nach § 10 Abs. 3 ist 
keine Berufung zulässig. . 

(2) Die Dienstnehmerin hat im Verfahren vor 
dem Einigungsamt ParteisteIlung. 

§ 16. Vereinbarungen, durch die der Anspruch 
der Dienstnehmerin auf eine beigestelIte Dienst­
(Werks)wohnung oder sonstige Unterkunft be­
rührt wird, müssen während der Dauer des 
Kündigungs- und Entlassungsschutzes gemäß 
§§ 10, 12 und 15 Abs. 4, um redltswirksam zu 
sein, vor dem Einigungsamt nach Rechtsbeleh­
rung der Dienstnehmerin getroffen werden. 

§ 27. (1) § 10 Abs. 1 lind 2 gilt für die im 
§ 24 Z. 1 genannten Dienstnehmerinnen für die 
Zeit l1:u.:h Ablauf des fünften Monats der Sdlwan- I 

gersdlaft bis zur Entbindung nicht. Während 
der Dauer des Kündigungssdlutzes kann rechts­
wirksam gekündigt werden, wenn vorher 'die: 
Zustimmung des Einigungsamtes eingeholt wor- i 
den ist. Die Zustimmung zur Kündigung ist nur' 
dann zu erteilen, wenn der Dienstgeber wegen 
Anderung seiner wirtschaftlidlen Verhältnisse 
nidlt in der Lage ist, eine Arbeitskraft im Haus­
halt zu beschäftigen, oder der Grund, der für 
ihre Beschäftigung maßgebend war, weggefallen 
ist oder wenn sich die Dienstnehmerin in der 
mündlidlen Verhandlung vor dem Einigungs­
amt . nach Redmbclehrung der Parteien durch 
den Vorsitzenden (Stellvertreter) über den Kün­
digungssdlUtz nach diesem Bundesgesetz mit der 
Kündigung einverstanden erklärt. Eine entgegen' 
diesen Vorsduiften ausgesprochene Kündigung ist 
rechtsunwirksam. . 

'-'--'- I 
(2) Eine ein vernehmliche Auflösung des Dienst-! 

verhältnisses ~st nur dann redltswirksam, wenn 
sie sduiftlich vereinbart wurde. Bei minderjäh­
rigen Dienstnehmerinnen muß der Vereinbarung 
überdies eine Bescheinigung eines Einigungsamtes 
oder einer gesetzlichen Interessenvertretung der 
Dienstnehmer beigeschlossen sein, aus der hervor­
geht, daß die Dienstnehmerin über den Kündi­
gungsschutz nach diesem Bundesgesetz belehrt 
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Fassung des Entwurfes 

§ 13 lautet: 

"§ 13. Im Verfahren nach § 10 Abs. 3 ist die Dienstneh-

merin Partei." 

Im § 16 werden die Worte ·vor dem Einigungsamt" durch die Worte 

"vor Gericht (§ 92 ASGG) " ersetzt. 

§ 27 lautet: 

"§ 27. (1) § 10 Abs. 1 und 2 gilt für die im § 24 

Z 1 genannten Dienstnehmerinnen für die Zeit nach I 
Ablauf des fünften Monats der Schwangerschaft bis i 
zur Entbindung nicht. Während der Dauer des Kundigungs-! 

schut"es k:lOn r~clltswirksam gekijndil~t wel'den, wenn 

vorher die ZustimmunR d~5 Gerichts eingeholt worden 

ist. Die Zustimmung zur Kündigung ist nur dann zu er­

teilen, wenn der Dienstgeber wegen Änderung seiner 

wirtSChaftliChen Verhältnisse nicht in der Lage ist, 

eine Arbeitskraft im Haushalt zu beschäftlgen, oder 

der Grund, der für ihre Beschäftigung maßgebend war, 

weggefallen ist oder wenn sich die Dienstnehmerin in 

der Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung nach 

Rechtsbelehrung der Parteien durch den Vorsitzenden 

über den Kündigungsschutz nach diesem Bundesgesetz mit 

der Kündigung einverstanden erklärt. Eine entgegen 

diesen Vorschriften ausgesprochene Kündigung ist rechts­

unwirksam. 

(2) Eine einvernehmliche Auflösung des Dienstverhält­

nisses ist nur dann rechtswirksam. wenn sie schrift­

lich vereinbart wurde. Bei minderjährigen Dienst­

nehmerinnen muß der Vereinbarung überdies eine Be­

scheinigung des Gerichts (§ 92 ASGG) oder einer ge­

setzlichen Interessenvertretung der Dienstnehmer bei­

geschlossen sein, aus der hervorgeht, daß die Dienst­

nehmerin über den Kündigungsschutz nach diesem Bundes-

gesetz bel~hrt wurde .. _ 
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Geltendes Recht 

Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 

§ 6. . ... 
(J) Abweidlend von den Vorsdlriften des 

Abs. 1 bnn eine Kündigung ausgespromen wer­
den, wenn vorher die Zustimmung des Eini­
gungsamtes eingeholt wurde. Der Dienstgeber 
hat im Falle einer AntragsteJlung auf Zustim­
mung' des Einigungsamtes zur Kündigung dem 
Betriebsrat (den Vertrauensmännern) gleidlZeitig 
mit der Einbringung des Antrages hierüber Mit­
teilung zu mlchen. Die Zustimmung zur Kün­
digung ist nur dann 7.U erteilen, wenn der Dienst­
geber das Dienstverhältnis wegen einer Ein­
sdHänkung oder Stillegung des Betriebes oder 
der Stillegung einzelner Betriebsabteilungen nimt 
ohne erheblichen Schaden für den Betrieb weiter 
luf rechterhalten kann oder wenn sim der Dienst­
nehmer in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Einigungsanlt nadl Rechtsbelehrung durm den 
Vorsitzenden (Stellyertreter) über den Kündi­
gungssdlUtZ nadl diesem Bundesgesetz mit der 
Kündigung cinverst:lllJen erklärt. 

(4) ...••• D" h d le vorste en e 
Vorsmrift findet keine Anwendung bei Still­
legung des Betriebes oder wenn sich der Dienst­
nehmer in der mündlimen Verha.ndlung vor 
dem Einigungsamt nam Remtsbelehrung durch 
den Vorsitzenden (Stellvertreter) über den Kün­
digungssmutz nam diesem Bundesgesetz mit der 
Kündigung einverstanden erklärt. 

(r.) Wur<le ein Dienstnehmer mit Zustimmung 
des Einigungsamtes wegen Stillegung des Be­
triebes gekündigt (Abs. 3), hat dieser Betrieb 
jedodl im Zeitpunkt der Beendigung des Prä­
senzdienstes des gekündigten Dienstnehmers seine 
Tätigkeit wieder 2.ufgenommen, so ist die seiner­
zeitige Kündigung als remtsunwirksam :mzu- I 
sehen. i 
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Fassung des Entwurfes 

Art i k e 1 111 

Das Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz, BGB1. Nr. 154/1956. in der 

Fassung der Bundesgesetze BGB1. Nr. 92/1959, BGB1. Nr. 142/1969. 

BGB1. Nr. 22/1970, 8GB1. Nr. 22/1974, BGB1. Nr. 422/1974 und 

BGBl. Nr. 232/1978, wird wie folgt qeändert: 

§ 6 Abs. 3 lautet: 

"(3) Abweichend von den Vorschriften des Abs. 1 kann 

eine Kündigung ausgesprochen werden, wenn vorher die 

Zustimmung des Gerichts eingeholt wurde. Der Dienst­

geber hat im Falle einer Klage auf Zustimmung des 

Gerichts zur Kündigung dem Betriebsrat gleichzeitig 

mit der Einbringung der Klage hierüber Mitteilung 

zu machen. Oie Zustimmung zur Kündigung ist nur dann 

zu erteilen, wenn der Dienstgeber das Dienstverhält­

nis wegen einer Einschränkung oder Stillegung des 

Betriebes oder der Stillegung einzelner Betriebsab­

teilungen nicht ohne erheblichen Schaden für den 

Betrieb weiter aufrechterhalten kann oder wenn sich 

der Dienstnehmer in der Tagsatzung zur mündlichen 

Streitverhandlung nach Rechtsbelehrung durch den Vor- , 

sitzenden über den Kündigungsschutz nach diesem 

Bundesgesetz mit der Kündigung einverstanden er­

klärt." 

§ 6 Abs. 4 letzter Satz lautet: 

"Oie vorstehende Vorschrift findet keine Anwendung 

bei Stillegung des Betriebes oder wenn sich der 

'Dienstnehmer in der Tagsatzung zur mündlichen Streit­

verhandlung nach Rechtsbelehrung durch den Vor­

sitzenden über den Kündigungsschutz nach diesem 

Bundesgesetz mit der Kündigung einverstanden er­

klärt." 

In § 6 Abs. 5 wird das Wort "Einigungsamtes" durch das 

Wort "Gerichtes" ersetzt. 
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Geltendes Recht 

(i) Eine einvernehmlidle Auflösung des Dienst­
verhältnisses kann redltswirksam nur vereinbart 
werden, wenn sie sduiftlim abgesmlossen wird 
und der Vereinbarung eine Bescheinigung eines 
Einigungsamtes oder einer gesetzlimen Inter­
essenvertretung der Dienstnehmer beigeschlossen 
ist, aus der nervorgeht, daß der Dienst·nehmer 
über den Kündigungssmutz nadl diesem Bun­
desgesetZ belehrt wurde. 

§ 7. . . . . 
(:.') Abweimend von der Vorschrift des Abs. 1 ! 

k2.nn ein Dienstnehmer entlassen werden, wenn : 

vorhc~ die Zustimmlln~ des Eir.igllngs:lßltes ein­
geholt wurde. 

(~) Die Vorsdlriften der Abs. 1 und 2 finden' 
kcir!t: Anwendung, wenn der Dienstnehmer' 
schriftlich erklärt, d3ß er mit der Entlassung . 
ohne die sonst gese:zlidl vorgcsduiebene Zustim­
mung des Einigungs3mtes einverstanden ist. 

§ 10. (I) Auf das Verf:thren gemäß § 6 Abs. 3 
und S 7 Abs. 2 finden die Vorsmriften des A VG. 
1950, BGBI. Nr. 172, Anwendung. Gegen die 
Entsmeidung des Einigungsamtes ist keine Beru­
fung zulässig. 

(2)' Dem Dienstnehmer kommt im Verfahren 
vor dem Einigungsamt ParteisteIlung zu. 

§ 12 • •••• 
(2) Wurde d;ls Dienstverhältnis :tus Anhß einer 

Einschränkung oder Stillegung des Betriebes oJ.:r 
der Srillegung einzelner Betriebs3bteilungen be­
reits vor ZustelllLllg des Einberufungsbefehles 
oder vor Bekanntmachung des 311gcmeinen Ein- i 

berufungsbcfehles gekündigt, so hat d:ls Eini-' 
gungslmt :lUf Antr:tg des Dienstgebers :lUS-, 

zusprechen, d3ß eine HemnlUng nach Abs. 1 
nidlt eintritt. Die Vorsdlrifc des § 10 findet An­
wendung. 

- 84 -

Fassung des Entwurfes 

In § 6 Abs. 7 werden die Worte "eines Einigungsamtes" 

durch die Worte "des Gerichts (§ 92 ASGG) " ersetzt. 

In § 7 Abs. 2 und 3 wird das Wort "Einigungsamtes" durch 

das Wort "Gerichts" ersetzt. 

§ 10 lautet: 

"§ 10. Im Verfahren nach §§ 6 und 7 ist der Dienstnehmer 

Partei. " 

§ 12 Abs. 2 lautet: 

"(2) Wurde d3S Dienstverhtiltnis aus Anlaß einer Ein­

schrankunr. oder Stillegung des Betriebes oder der 

Stillegung einzelner ßetriebsabteilungen bereits vor 

Zustellunn rtes Einberufunnsbefehles oder vor Bekannt­

machung des allgemeinen Einberufungsbefehles ge-

kündigt. so hat das Gericht auf Grund einer Klaqe des Dienst­

gebers aus~usprechen. daß eine Hemmung nach Abs. 1 

nicht eintritt. Die Vorschrift des § 10 findet An-

wendung." 
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Geltendes Recht 

§ 18 ••••• 
(2) Im Falle einer einvernehmlichen Auflösung 

des Dit:nstvcrl:ältnisscs {§ 6 Abs. 7) oder wenn 
sidl der Dienstnehmer mit der Kündigung des 
Dienstverhältnisses einverstanden erklärt hat 
(§ 6 Abs. 3), bnn eine von der Vorsdlrift des 
Abs. 1 abweichende Vercinb3.1'ung getroffen wer­
den. Diese Regelung muß, um rechtswirksam zu 
sein, vor dem Einigungsamt nad1 vorausgegan­
gener Redltsbclt:hrung des Dienstnehmers ge-
troffen werden. . 

§ 26. (l) Soweit im Abschnitt II dieses Bundes­
gesetzes den Einigungsämtern Aufgaben über­
mgen sind (§§ 6, 7, 12 Abs. 2, und 18 Abs. 2), 
obliegen diese Aufgaben den im § 52 des Land­
a:beitsgeseezes vorgesehenen Einigungskommis­
Slonen. 

(~) Die Bestimmungen des § 10 gelten mit der 
MalSgabe, daß an Stelle der Worte "des Eini­
gungsamtes" beziehungsweise "dem Einigungs­
amt" die Worte "der Einigungskommission" 
treten. 

Fassung des Entwurfes 

Im S 18 Abs. 2 werden die Worte "vor dem Einigungsamt" 

durch die Worte "vor Gericht (§ 92 ASGG) " ersetzt. 

§ 26 Abs. 1 lautet: 

"( 1) Die § § 6, 7, 12 Abs. 2 und 18 Abs. 2 gelten sinngemäß 

mit der Maßgabe, daß jeweils an Stelle des Gerichts 

die gemäß § 226 des Landarbeitsgesetzes 1984 vorge­

sehenen Einigungskommissionen zuständig sind." 

§ 26 Abs. 4 lautet: 

"(4) Gegen die Entscheidung der Einigungskommissionen 

nuch §§ 6 Abs. 3, 7 Abs. 2 und 12 Abs. 2 ist keine 

Berufung zulässig. Dem Dienstnehmer kommt im Verfahren 

Parteisteilung zu." 

254/M
E

 X
V

I. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
86 von 89

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltendes Recht 

Heimarbeitsgesetz 1960 

§ 28. 

(l) Die -~Hgemeine Heim:u-beitskommission und 
die besonderen Heim:trbeitskommissionen wer­
den beim EinigungsJmt Wien errichtet. 

(4) Ist zur Gew:ihrleistung einer zweckent­
spredlenden Ticigkeit die Errichtung einer be­
sonderen Heimaroeicskommission bei einem 
:lnder~n Einigungs:zmt :lIs beim Einigungs:lmt 
Wien erforderlich. so hu der Bundesminister 
für sozi:de Verw:lltung n:adl Anhörung der ge­
setzlidlen Inreressenvertretungen der Dienst­
nehmer und der Dienscgeber durch Verordnung 
die erf()rd~r1iche Regelung Zu treffen. 

(~) Die Heim:lrbeicskommissionen unterstehen 
bei der W:thrnehmung ihrer Aufg:zben nicht dem 
Vorsitzenden des Einigungs:lmtes. . 

(6) D:r.s Nihere über den f:r.chlichen Wir­
kungsbereich der einzelnen Heimarheicskom­
missionen wird vom Bundesminister für sozi:tle 
Verw:altung durdl Verordnung bestimmt. 

- 86 -

Fassung des Entwurfes 

Art i k e 1 IV 

Das Heimarbeitsgesetz 1960, BGB1. Nr. 105/1961, zuletzc ge­

ändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 84/1983, wird wie 
fOlgt geändert: 

§ 28 Abs. 3 lautet: 

"(3) Die allgemeine Heimarbeitskommission und die beson_ 

deren Heimarbeitskommissionen haben ihren Sitz in Wien." 

§ 28 Abs. 4 lautet: 

"(4) Ist zur Gewährleistung einer zweckentsprechenden 

Tätigkeit die Errichtung einer besonderen Heimarbeits_ 

kommission mit einem anderen Sitz als in Wien erforder_ 

lich, 50 hat der Bundesminister für soziale Verwaltung 

nach Anhörung der gesetzlichen Interessenvertretungen 

der Dienstnehmer und der Dienstgeber durch Verordnung 

die erforderliche Regelung zu treffen." 

§ 28 Abs. 5 entfällt und § 28 Abs. 6 erhält die Bezeich_ 
nung "Abs. 5". 
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Geltendes Recht 

Hausgehilfen- und Hausangestellten­
gesetz 

A'u f s ich t übe r die Ein haI tun g der 
Die 'n s t n eh m e r 5 c hut z v 0 r- . 
sC'hrilten des Gesetzes. 

§ 24. (~) Zur Aufsicht über die Einhaltu'ng der 
durch dieses Bundesgesetz zum Schutze der 
Dienstnehmer erlassenen Bestimmungen, soweit 
es sich um in die Hausgemeinschaft aufgenom­
mene Dienstnehmer handelt, ist bei jedem Eini­
gungsamt eine Kommission zu errichten, die 
aus je einem Vertreter aus dem Kreise der Haus­
gehilfen (Dienstnehmervertreter) und einem Ver­
treter aus dem Kreise der Hausfrauen (Dienst­
gebervertreter) und der erforderlichen Anz:lhl 
von Ersatzmitgliedern besteht. Die Mitglieder 
und die Ersatzmitglieder der Kommission können 
auch aus dem Kreise der Funktionäre und An­
gestellten der vorschlagsberechtigten Interessen­
vertretungen entnommen werden (Abs. 2). 

(2) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder der 
Kommission werden, soweit es sich um die 
Dienstnehmervertreter lundelr, auf Vorschlag des 
Osterreichischen Arbeiterk:!.mmertages im Einver­
nehmen mit dem Osterreichischen Gewerkschafts­
bund, soweit es sich um die Dienstgebervertreter 
handelt,. auf Vorschlag der Bundesk:!.mmer der 
gewerblichen Wirtschaft vom Bundesministerium 
für soziale Verwaltung auf die Dauer von jeweils 
5 Jahren bestellt. Wird das Vorschbgsrecht nicht 
binnen 2 Monaten nach Aufforderung :ausgeübt, 
so ist das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung bei der Bestellung an Vorschläge nicht 
eebunden. 

(3) Hinsichtlich der VOl'2U$setzungen für die Be­
stellung :als Mitglied oder Ersatzmitglied der 
Kommission, der Ablehnung der Obem:ahme 
oder der Niederlegung des Amtes, der Enthebung 
vom Amt und der Angelobung sowie der Ent­
schädigung gelten die Bestimmungen der SS 29 
Abs. 4 und 5, 30 und 38a Abs. 1, 2 und 4 des 
Kollektivvertragsgeseqes, BGBI. Nr. '76/1947, 
sinngemäß. 
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Fassung des Entwurfes 

Art i k e 1 v 

Das Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz. BGB1. Nr. 235/1962. 

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGB1. Nr. 81/1983. wird 
wie folgt geändert: 

§ 24 samt Uberschrift entfällt. 
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Geltendes Recht 

. (4) D~-Kommissionist vom Vorsitzend-endeS­
Einigungsamtes auf Antrag eines Dienstnehmers, 
der unter die Vorschriften des Abs. 1 fällt, eines 
Dienstgebers oder einer vorschlagsberechcigten 
Interessenvertretung (Abs. 2) einzuberufen. Die 
Kommission ist verhandlungsfähig, wenn je ein 
Dienstnehmer- und ein Dienstgebervertreter an­
wesend sind. 

(5) Die Kommission hat zu prüfen, ob eine 
Verletzung der Dienstnehmerschutzvorschriften 
dieses Bundesgesetzes vorliegt; ist dies der FaII, 
so hat sie darauf hinzuwirken, daß der dem Ge­
setz entsprechende Zustand ehestens hergestellt 
wird. 

(6) Die Kommission ist befugt, die in Betracht 
kommenden Dienstgeber und Dienstnehmer über 
alle Umstände einzuvernehmen, die ihren Wir­
kungsbereich berühren. Sie kann von den Dienst­
gebern und von den Dienstnehmern schriftliche 
Auskünfte verlangen und erforderlichenfalls diese 
Personen zur Einvernahme vorladen. Die Dienst­
geber und die Dienstnehmer sind .verpflichtet, der 
Kommission die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(7) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der 
Kommission sind verpflichtet,. über alle ihnen bei 
der Ausübung ihres Amtes bekanntgeworcJenen 
Wahrnehmungen über das Familienleben des 
Dienstgebers und der Angehörigen seines Haus­
standes Verschwiegenheit zu bewahren. 

(s) Die Kanzleigeschäfte der Kommission wer­
den von· der Stelle besorgt, 'der die Erledigung 
der Kanzleigeschäfte des Einigungsamtes obliegt. 

(9) Die näheren Bestimmungen über die Ge­
schäftsführung der Kommission können durch 
Verordnung erlassen werden. 
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Fassung des Entwurfes 
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